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Wer auch immer regiert, Kriegskurs  
und Abschiebungen gehen weiter 

Ampel kaputt, deutscher Kapitalismus in der Krise

Bei Redaktionsschluss, am 16. Dezember, 
verlor die Regierung von Bundeskanzler Olaf 
Scholz, wie geplant, die Vertrauensabstim-
mung im Bundestag. Der Wahlkampf für vor-
gezogene Neuwahlen hat bereits begonnen.

Die marode Ampel-Koalition ist zu ihrem 
kläglichen Ende gekommen. Das regierende 
Dreierbündnis ist, wie vorhersehbar, an seinen 
inneren Widersprüchen gescheitert. Dass sie 
mit großem Eklat platzte, anstatt allmählich 
zugrunde zu gehen, ist Finanzminister Christi-
an Lindner (FDP) zu verdanken, der mit einem 
Papier unter dem Namen „Wirtschaftswende 
Deutschland“ seinen erzwungenen Abgang 
provozieren wollte. Mit seinem Beharren auf 
der „Schuldenbremse“ konnten die Freide-
mokraten sich vor dem Verschwinden in die 
Bedeutungslosigkeit retten, indem sie nun ihre 
Dienste als zukünftiger Partner in einer von der 
CDU/CSU gesteuerten rechten Koalition an-
bieten. Indem er seinen Schatzmeister feuerte, 
nutzte Bundeskanzler Scholz (SPD) seinerseits 
die Gelegenheit, sich als standhafter Kanzler 
zu profilieren. Aber eine „rot-grüne“ Minder-
heitsregierung vom „kurzen Olaf“ angeleitet, 
wird keine lange Laufzeit genießen. Nach der 
Scheidung lautete das Fazit von Lindner: „ist 
so“ und von Scholz: „doof“. Kurz: Eine von 
allen Seiten gewollte Scheidung ohne Tränen. 

Dass die deutsche Regierungskoalition 
genau an dem Tag (6. November) zerfiel, an 

dem der Wahlsieg von Donald Trump – dem 
Rechtsaußen, der faschistische Parolen spuckt 
und zu Massendeportationen aufruft – verkün-
det wurde, mag Zufall sein, ist aber bezeich-
nend. Überall im imperialistischen Westen, 
von der EU (Deutschland, Frankreich, Itali-
en, Niederlande, Österreich) bis zu den USA, 
wachsen rechtsextreme, faschistoide und 
offen faschistische Kräfte, die einen einwan-
derungsfeindlichen Hitzewahn schüren, wäh-
rend die Regierungen, die Maßnahmen gegen 
Flüchtlinge verschärfen und Abschiebungen 
intensivieren, trotzdem stürzen. Gleichzei-
tig gibt es einen parteiübergreifenden „Kon-
sens“ zur Unterstützung des zionistischen 
Israels, das zusammen mit den USA und mit 
deutscher Komplizenschaft einen völkermör-
derischen Krieg gegen Gaza führt. Nichts-
destotrotz hat die Wirtschaftskrise, durch die 
imperialistischen Sanktionen gegen Russland 
ausgelöst, große Teile der Bevölkerung gegen 
das Ampel-Kriegsregime aufgebracht. 

Die Kommentare zum Kollaps der rot-
gelb-grünen Koalition zielen meistens auf 
die internen Zwistigkeiten, die spätestens 
seit Sommer 2024 die Regierung weitge-
hend lähmte. Doch das Wichtigste ist, was 
dahinter steckt. Seit ihrem Regierungsantritt 
war vorauszusehen, dass ihre Pläne für ei-
nen „grünen“ Umbau der deutschen Wirt-
schaft entweder höhere Steuern oder eine 

Ausnahme von der im Grundgesetz veran-
kerten Regel gegen eine Neuverschuldung 
(außer im Notfall) erforderte, Maßnahmen, 
welchen die Bankerpartei FDP nicht zustim-
men würde. Solch ein Notfall war die CO-
VID-Pandemie 2020-2021, während der die 
Staatsausgaben in die Höhe schossen. Dann 
aber kam der imperialistische Stellvertre-

terkrieg um die Ukraine und das damit ver-
bundene EU- und NATO-Verbot zur Einfuhr 
von Gas und Erdöl aus Russland, die Spren-
gung der Nord Stream Pipelines, usw. Die 
billigen russischen Energielieferungen, das 
Geheimnis der Stärke der deutschen Wirt-
schaft, hörten mit einem Schlag auf. 

„Sozialpartnerschaft“, Klassenkollaboration = Weg zur Niederlage
weiter auf Seite 11

Als der Volkswagen-Vorstand Anfang 
September seinen Horrorplan für Werksschlie-
ßungen und Massenentlassungen vorstellte, 
stieß er bei den Tausenden von Beschäftig-
ten auf der Betriebsversammlung auf heftige 
Ablehnung und in den folgenden Wochen 
auf zunehmende Unruhe in den VW-Werken. 
Nun haben Gesamtbetriebsrat und IG Metall 
am 21. November ihren eigenen „Zukunfts-
plan“ vorgestellt. Dieser soll „Einsparungen“ 
in Höhe von 1,5 Milliarden Euro erzielen, 
um eine angebliche Beschäftigungssicherheit 
wiederherzustellen, indem die Personalkosten 
gesenkt werden. Das Kernstück: bevorstehen-
de Lohnerhöhungen sollen in einen Solidari-
tätsfonds eingezahlt und auch ein Teil der an-
stehenden Boni für die „Zukunftssicherung“ 
verwendet werden. Im Klartext: Nullrunde 
mit Lohn- und Boni-Verzicht, nicht einmal 
um Entlassungen zu verhindern, sondern um 
den „Personalabbau weiterhin sozialverträg-
lich gestalten zu können“.

Gewerkschafter für („sozialverträgli-
chen“) Personalabbau, was für ein Hohn! 
Das nennen sie ein „Gegenmodell zum Kahl-
schlag-Plan des Vorstandes“! Im Gegenteil, 
das ist eine unverblümte Kapitulation. Die 
Unternehmer antworteten bald: nicht genug. 
Obwohl ihre Gewinne von 15,8 Milliarden 
Euro im Jahr 2022 auf 18 Milliarden im Jahr 
2023 gestiegen sind, seien Werksschließun-
gen und Massenentlassungen weiterhin nicht 
ausgeschlossen. Kurz: die Arbeiter geben 
ihre Löhne ab, die Bosse wollen mehr. Als-

Auf zum Klassenkampf gegen 
Jobkiller VW! 

dann hat IG Metall-Bezirksführer Thorsten 
Gröger mit Warnstreiks und sogar mit einem 
„Arbeitskampf, den die Bundesrepublik so 
seit Jahrzehnten nicht erlebt hat“ gedroht 
(NDR, 22. November). Auch wenn dies nur 
als Vorwand gemeint ist, um weitere „Ein-
sparungen“ aus dem Geldbeutel der Beschäf-
tigten auf den Tisch zu legen, sollten klas-

senbewusste Arbeiter solch eine Geste der 
Bürokratie aufgreifen und sie in einen echten 
Klassenkampf ausweiten und vertiefen.

Ein solcher Kampf kann nicht auf der 
Grundlage normaler Gewerkschaftspolitik, 
die sich auf die Klassenkollaboration („Mit-
bestimmung“) basiert, gewonnen werden. Es 
reicht nicht, auf der gestrigen Parole einer 

(hoffnungslos unzureichenden) Lohnerhö-
hung von 7 % zu pochen, wie z. B. die MLPD 
(Marxistisch-Leninistische Partei Deutsch-
lands) oder die VKG (Vernetzung für kämp-
ferische Gewerkschaften) es tun. Es stimmt, 
einen wirklich harten Arbeitskampf hat es in 
der BRD seit Jahrzehnten nicht gegeben, aber 
weshalb? Als die Arbeiter des Opel-Werks 
Bochum im Oktober 2004 einen sechstägigen 
wilden Streik unternahmen, stießen sie im 
ganzen Land auf Unterstützung. Doch dann 
fielen ihnen die IGM-Oberen und ihre Hel-
fershelfer im Betriebsrat in den Rücken. 

Fazit: Es gilt, eine klassenkämpferische 
Führung auf der Basis eines trotzkistischen 
Übergangsprogramms zu schmieden, das 
den weiteren Weg in die sozialistische Re-
volution weist. Wenn die Konzernchefs drei 
VW-Werke stilllegen wollen, dann alle Anla-
gen durch Arbeiter besetzen! Damit werden 
wir sehen, was für die da oben „genug“ ist.

Im Folgenden drucken wir den Text des 
Flugblatts ab, das die Internationalistische 
Gruppe am 3. Oktober veröffentlicht hat:

„Jobkiller VW bedroht  
Arbeiter in Deutschland“

Am 2. September kündigte Volkswagen, 
Europas größter Automobilhersteller, eine 
Vereinbarung zur Arbeitsplatzsicherung, die 
eigentlich bis 2029 laufen sollte, nun aber im 
nächsten Jahr ausläuft. Das Unternehmen be-
klagte sich über steigende Kosten, sinkende 

Kundgebung vor der dritten Verhandlung der IG Metall mit dem VW-Vorstand in 
Wolfsburg, am 21. November.

weiter auf Seite 9

Bereits in 2023 versprach Bundeskanzler Scholz Abschiebungen „im großen Stil“. 
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Für Arbeiteraktionen gegen imperialistischen und zionistischen Krieg

Griechische Arbeiter blockieren  
Waffenlieferungen an Israel  

und die UkraineRote Fackeln schwenkend und „Freiheit 
für Palästina“ skandierend, blockierten in 
der Nacht des 17. Oktober Dutzende von 
Hafenarbeitern in Piräus, dem größten Ha-
fen Griechenlands, die Verladung eines Con-
tainers mit 21 Tonnen Munition an Bord des 
Schiffes Marla Bull, das für Haifa, Israel, 
bestimmt war, um dann im völkermörderi-
schen Krieg von USA und Israel gegen Gaza 
eingesetzt zu werden. Die Arbeiter sprühten 
die Botschaft „Mörder raus aus dem Hafen“ 
auf den Container.

Die Aktion wurde von der Hafenarbei-
tergewerkschaft ENEDEP durchgeführt, 
die in der Nacht zuvor auf einer General-
versammlung beschlossen hatte, die Fracht 
zu stoppen. Der Vorsitzende der ENEDEP, 
Markos Bekris, sagte vor den Arbeitern der 
Nachtschicht im Hafen: „Wir werden den 
Transport von Kriegsmaterial, das den Völ-
kermord am palästinensischen Volk fortset-
zen wird, nicht zulassen.“ Er fügte hinzu: 
„Wir lehnen es ab, dass der Hafen von Pirä-
us als Kriegsstützpunkt genutzt wird“, und 
forderte ein Ende der griechischen Beteili-
gung am Krieg.

Als sich die Nachricht verbreitete und 
immer mehr Menschen in den Hafen ström-
ten, stellten sich die Hafenarbeiter und ihre 
Unterstützer hinter das Gewerkschaftsban-
ner mit der Aufschrift „Freiheit für Palästi-
na! Die NATO ist ein Mörder“. Die Gewerk-
schaft der Metallarbeiter von Attika und der 
Schiffbauindustrie, das Gewerkschaftszent-
rum von Piräus und andere Organisationen 
nahmen ebenfalls an der Aktion teil, ebenso 
wie ein Vertreter des Allgemeinen Palästi-
nensischen Gewerkschaftsbundes (PGFTU).

Die Ladung kam aus Nordmazedonien, 
das 2020 der Nordatlantikpakt-Organisa-
tion beigetreten ist und seitdem versucht, 
sich für das imperialistische Militärbündnis 
nützlich zu machen, indem es Munition an 
das zionistische Israel und an die Ukrai-
ne im Stellvertreterkrieg der NATO gegen 
Russland liefert. Die Marla Bull gehört der 
israelischen Reederei ZIM Lines und fährt 
unter der Flagge der Marshall-Inseln im 
Pazifischen Ozean, einem nominell unab-
hängigen US-Protektorat, das den großen 
Reedereien als „Billigflagge“ dient.

Die Hafengewerkschaft ENEDEP ist 
Mitglied der PAME (die Militante Front 
aller Arbeiter), dem mit der Kommunisti-

schen Partei Griechenlands (KKE) verbun-
denen Gewerkschaftsverband, ebenso wie 
die anderen Gewerkschaften, die sich an der 
Blockadeaktion beteiligt haben. PAME pos-
tete sofort auf X: „WE DID IT!“ (Wir haben 
es geschafft) und „WORKERS HAVE THE 
POWER!“ (Arbeiter haben die Macht!). In 
der Erklärung hieß es: „Wir werden unsere 
Hände nicht mit dem Blut des Volkes be-
flecken“, und es wurde bejubelt, dass das 
Schiff gezwungen war, ohne die Todesfracht 
auszulaufen.

In einem Artikel, der die Aktion lobte, 
zitierte die KKE-Tageszeitung Rizospastis 
(19.-20. Oktober) den PGFTU-Delegierten 
Mohamed Iqnaibi, der den Arbeitern sagte, 
dass „wir aus euren Kämpfen, eurer Un-
terstützung und Solidarität Kraft und Mut 
schöpfen, bis zum Sieg. Wir danken den 
griechischen Hafenarbeitern“. PAME hat 
Videos von der Aktion auf https://youtu.
be/GVdKOWMQ-xc und https://youtu.be/
xQC75HgAxdQ veröffentlicht.

Dies war nicht das erste Mal, dass grie-
chische Hafenarbeiter ein Schiff mit Kriegs-
fracht für Israel stoppten. Am 14. Juni, als 
Berichte kursierten, dass sich die MSC Al-
tair, beladen mit Militärgütern für den zi-
onistischen Krieg gegen Gaza, dem Hafen 
näherte, warnte die ENEDEP: „Die Hafen-
arbeiter in Piräus erklären, dass wir in keiner 
Weise damit einverstanden sind, das Schiff 
an irgendeinem Pier zu entladen, von einem 
Ende des Hafens bis zum anderen.... Wagt es 
nicht, das Schiff im Hafen von Piräus anzu-
legen“ (Rizospastis, 15. Juni).

Und 2022 und 2023 stoppten Arbeiter 
unter Führung der KKE Waffentransporte 
für die Ukraine, die vom Hafen Alexand-

roupolis an der Ägäis per 
Bahn aus in Richtung Nor-
den unterwegs waren. Jetzt 
haben sie es wieder getan: 
Am 6. November blockier-
ten in der Stadt Tyrnavos 
in Mittelgriechenland De-
monstrierende der KKE 
und ihrer Jugendgruppe 
KNE einen Lastwagen-
konvoi, der Munition und 
Raketen aus einem nahe 
gelegenen Waffendepot 
zum Selenskyj-Marionet-
tenregime in der Ukraine 
transportierte.

Als sie die Karawane blockierten und sie 
zur Umkehr zwangen, skandierten die De-
monstranten „Kein Land und kein Wasser 
für die Mörder des Volkes“, „NATO raus aus 
Griechenland“ und malten mit roter Farbe 
„NATO killers go home“ (NATO Mörder geht 
nach Hause) auf die Lastwagen. Der Bürger-
meister, der der Kommunistischen Partei zu-
gehört, sprach zu den Demonstranten: „Die 
Menschen von Tyrnavos, mit ihren kämpferi-
schen Traditionen, ... werden nicht zulassen, 
dass Todesfracht die Stadt passiert, werden 
nicht zulassen, dass das Land weiter in das 
imperialistische Schlachthaus verwickelt 
wird“ (KKE, 8. November).

Die Weigerung der griechischen Arbeiter, 
Kriegsgüter zu befördern, ist eine beispielhafte 
Demonstration dessen, was unbedingt notwen-
dig ist – Arbeiteraktionen – um das fortdauern-
de Abschlachten des palästinensischen Volkes 
durch USA/Israel zu stoppen. Angesichts von 
fast 50 000 offiziell registrierten getöteten Be-
wohnern von Gaza und einer Gesamtzahl von 
Toten, die wahrscheinlich doppelt so hoch ist; 
angesichts der Tatsache, dass 90 % der Bevöl-
kerung von Gaza (über 2 000 000 Menschen) 
intern vertrieben wurden und fast 100 % von 
Hunger bedroht sind; angesichts der Tatsache, 
dass das israelische Militär und die faschistoi-
den Siedler im Westjordanland wüten, und an-
gesichts der Tatsache, dass bei der israelischen 
Invasion im Libanon jetzt über 3500 Menschen 
getötet und mehr als eine Million zur Flucht 

gezwungen wurden, ist das ganze Gerede von 
„Waffenstillständen“ oder Verhandlungen, so-
wohl seitens der imperialistischen Regierungen 
als auch von Organisatoren der „Friedensbe-
wegung“, einfach Betrug, um den Protest ab-
zulenken.

Von Beginn dieses barbarischen An-
griffs an haben die Liga für die Vierte In-
ternationale und ihre nationalen Sektionen 
die Arbeiterbewegung dazu aufgerufen, die 
Palästinenser zu verteidigen und den völker-
mörderischen Krieg von USA/Israel gegen 
Gaza zu zerschlagen.1 In unserer Presse und 
bei jeder Demonstration haben wir zu Ar-
beiteraktionen aufgerufen, um die Waffen-
lieferungen an Israel zu stoppen, wie wir es 
auch im Zusammenhang mit dem imperialis-
tischen Stellvertreterkrieg der NATO gegen 
Russland um die Ukraine getan haben. Wir 
haben einen Aufruf der PGFTU zu Gewerk-
schaftsaktionen in einer Sonderbeilage zum 
1. Mai auf Englisch, Französisch, Deutsch, 
Portugiesisch und Spanisch veröffentlicht.2 

Bereits im Oktober 2023 rief die PGFTU 
von Gaza die Gewerkschaften auf der gan-
zen Welt dazu auf, „sich zu weigern, Waffen 
für Israel herzustellen“, „sich zu weigern, 
Waffen nach Israel zu befördern“, „in ihren 
Gewerkschaften entsprechende Anträge zu 
stellen“ usw. In Afrika widmete die Natio-
nal Union of Metalworkers of South Africa 
(NUMSA) (Gewerkschaft der Metallarbeiter 
Südafrikas), die größte Gewerkschaft des 
Kontinents, ihre Aktionen zum 1. Mai „dem 
Kampf des Volkes von Palästina“. Die Regi-
onalkonferenz der Internationalen Transport-
arbeiter-Föderation (ITF) für Afrika rief auf 
ihre Initiative hin „alle der ITF angeschlos-
senen Gewerkschaften dazu auf, Arbeiter zu 
unterstützen, die sich weigern, Güter zu be-
fördern, die mit der israelischen Besatzung 
in Verbindung stehen.“

In den Vereinigten Staaten haben dank 
der Bemühungen von Class Struggle Wor-
kers – Portland (CSWP) fünf Gewerkschaften 
im Gebiet Portland, Oregon – IUPAT Local 
10 (Maler), Ironworkers Local 29 (Stahlbau), 
IBEW Local 48 (Elektroarbeiter), AFT Local 
111 (Bildungsarbeiter) und Carpenters Local 
503 – Entschließungen verabschiedet, in denen 
sie die Gewerkschaften zu Arbeiteraktionen 

weiter auf Seite 8
1 Siehe „Verteidigt die Palästinenser gegen den 
völkermörderischen Krieg von USA/Israel gegen 
Gaza!“ (10. Oktober 2023), auf Seite 5 in dieser  
Ausgabe von Permanente Revolution.
2 Siehe „1. Mai 2024: Für internationale Arbei-
teraktionen gegen den völkermörderischen Krieg 
von USA/Israel gegen Gaza“, auf Seite 3 in dieser  
Ausgabe von Permanente Revolution.

Griechische Hafenarbeiter blockieren Container mit Munition für Israel, 15. Oktober. 

Die griechische KP mobilisierte ihre Anhänger in der Stadt Tyrnavos am 6. 
November, um einen Lastwagenkonvoi zu stoppen, der Munition und Raketen 
an die Ukraine transportierte.
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Vollmobilisierung in Solidarität mit dem palästinensischen Volk!

1. Mai 2024: 
Für internationale Arbeiteraktionen 
gegen den völkermörderischen Krieg 

von USA/Israel gegen Gaza!

Arbeiteraktivisten der S.I. Cobas, der CALP (Autonomes Kollektiv der Hafenarbeiter) 
und anderer „Basis“-Gewerkschaften blockieren am 23. und 24. Februar den 
Hafen von Genua, Italien, und verhindern das Be- und Entladen eines israelischen 
Schiffes der Zim Line. 

26. MÄRZ 2024 – Als der barbarische Krieg 
gegen Gaza in seinen sechsten Monat andauert, 
ist es völlig klar, dass es sich um einen tatsäch-
lichen Völkermord handelt, der sich gegen die 
gesamte palästinensisch-arabische Bevölke-
rung dieses größten Freiluftgefängnisses der 
Welt richtet. Nach über 40 000 Toten,1 der Zer-
störung von mehr als der Hälfte aller Häuser in 
der dicht besiedelten Enklave, der Bombardie-
rung von Schulen und Universitäten und An-
griffen auf Krankenhäuser droht nun mehr als 
einer Million Menschen der Hungertod.2 Es ist 
auch klar, dass es sich um einen gemeinsamen 
Krieg der USA und Israels handelt, denn alle 
schweren Bomben und alle Kampfflugzeuge, 
aus denen sie abgeworfen werden, werden vom 
Pentagon geliefert, während Washington jähr-
lich Milliarden an US-Hilfe für Israel fließen 
lässt. Millionen von Menschen sind weltweit 
auf die Straße gegangen, um das Abschlachten 
anzuprangern und einen Waffenstillstand zu 
fordern – ohne Erfolg. Jeder Appell an die zi-
onistischen/imperialistischen Kriegstreiber ist 
ins Leere gelaufen.

Was wir dringend brauchen, ist die Mobi-
lisierung einer Macht, die das Gemetzel stop-
pen kann, die Macht der Arbeiterklasse, in den 
Vereinigten Staaten und auf der ganzen Welt. 
Der kommende 1. Mai, der Tag der Arbeiter, 
sollte zu einem Tag militanter internationa­
ler Arbeiteraktionen werden, einschließlich 
Streiks und gewerkschaftlich angeführter 
Massenmobilisierung, um den völkermörde­
rischen Krieg von USA/Israel gegen Gaza zu 
stoppen. Im Anschluss daran sollten weltweit 
Arbeiteraktionen durchgeführt werden, um 
alle Flüge und den Schiffsverkehr von und 
nach Israel einzustellen, solange der zio­
nistische Krieg gegen Gaza andauert. Die 
Werktätigen sollten fordern: Stoppt die Bom­
bardierung, stoppt die Massaker, israelisches 
Militär und Siedler raus aus Gaza und allen 
besetzten Gebieten, JETZT!

Im Oktober letzten Jahres haben der Pa-
lästinensische Gewerkschaftsbund (PGFTU) 
1 Einschließlich der mehr als 7000 Vermissten 
unter den Trümmern der eingestürzten Gebäude. 
Euro-Med Monitor, Infografik, Der israelische 
Völkermord im Gaza-Streifen, 7. Oktober 2023–
14. März 2024.
2 Integrierte Klassifizierung der Ernährungssi-
cherheitsphase, Famine Review Committee: Ga-
za-Streifen, März 2024.

in Gaza und mehr als zwei Dutzend palästi-
nensische Gewerkschaften und Berufsverbän-
de einen dringenden Appell an die internatio-
nale Arbeiterschaft gerichtet, sich zu weigern, 
Waffen für Israel zu bauen und nach Israel 
zu transportieren. In den USA haben seither 
mehr als 200 Gewerkschaftsorganisationen 
Entschließungen verabschiedet, in denen sie 
zu einem Waffenstillstand aufriefen – ohne je-
doch über die Teilnahme an „Friedens“-Mär-
schen hinaus aktiv zu werden. In einigen Fäl-
len, insbesondere bei der AFL-CIO, handelt 
es sich bei diesen Aufrufen in Wirklichkeit 
um eine Unterstützung Israels, indem die 
Palästinenser für den Ausbruch des Krieges 
verurteilt werden und Israel nicht aufgefor-
dert wird, Gaza zu verlassen; indem die Frei-
lassung aller israelischen Geiseln gefordert 
wird, aber kein Wort um die über 9000 Pa-
lästinenser, die in israelischen Gefängnissen 
als Geiseln festgehalten werden (plus weitere 
4000 Arbeiter aus Gaza, die sich zu Beginn 
des Krieges in Israel befanden und jetzt in Mi-
litärlagern festgehalten werden).3 
3 „9077 ,Sicherheits‘-Häftlinge werden in is-
raelischen Gefängnissen festgehalten“, HaMoked, 
März 2024.

Die Liga für die Vierte Internationale 
und ihre US-Sektion, die Internationalist 
Group, haben von Anfang an aufgerufen, 
„Verteidigt die Palästinenser gegen den 
völkermörderischen Krieg von USA/Isra-
el gegen Gaza!“ (Permanente Revolution, 
10. Oktober 2023), „Für Arbeiteraktionen 
gegen den zionistischen Terror“ und „ge-
gen die Waffenlieferungen an Israel und 
die Ukraine“, wo die USA und ihre NA-
TO-Verbündeten einen imperialistischen 
Stellvertreterkrieg gegen Russland füh-
ren. Wir haben betont, dass die Aufrufe 
zur Arbeitersolidarität bisher hauptsäch-
lich auf dem Papier standen, und die Ha-
fenschließungen, die es gab, meist von 
kommunalen Gruppen und nicht von den 
Gewerkschaften ausgerufen wurden, wie 
der langjährige Gewerkschaftsaktivist 
im Seeverkehr, Jack Heyman, in seinem 
jüngsten Artikel hervorhob, in dem er 
den Aufruf „Dock-Arbeiter: Blockiert 
Militärfracht nach Israel“ bekräftigte 
(US Hafenarbeiter – Militärgüter nach 
Israel boykottieren!” The Internationa-
list, 15. Februar). 

Letzte Woche legten Heyman und 
andere einen Entschließungsantrag vor, 
in dem die International Longshore and 
Warehouse Union (ILWU) Ortsgruppe 10 in der 
San Francisco Bay Area aufgefordert wird, am 
1. Mai, dem internationalen Tag der Arbeiter, die 
Arbeit niederzulegen, „um internationale Arbei-
teraktionen in Solidarität mit dem belagerten pa-
lästinensischen Volk und gegen den völkermör-
derischen Krieg Israels/der USA gegen Gaza zu 
fordern und den Waffenfluss für diesen Krieg zu 
stoppen“. Der Antrag forderte auch die Gewerk-
schaft insgesamt und die Hafenarbeiter auf der 
ganzen Welt auf, sich an den Solidaritätsaktionen 
zum 1. Mai mit den Palästinensern zu beteiligen.

Jetzt hat der palästinensische Gewerk-
schaftsbund PGFTU (Palestinian General Fe-
deration of Labor, Gaza) einen Aufruf zum 1. 
Mai an die Gewerkschaften in den Vereinigten 
Staaten gerichtet, genau dies zu tun. In der Er-
klärung der PGFTU heißt es offen, dass „wir auf 
schockierendes Schweigen und Nichtbeachtung 
seitens der internationalen Arbeiterbewegung 
gestoßen sind“. Sie führt aus:

„Die internationale Gewerkschaftsbewegung 
hat sich auf verbale Positionen zurückgezo-
gen, ohne Maßnahmen vor Ort zu ergreifen 
oder Druck auf die Entscheidungsträger 
auszuüben, um diesen Vernichtungskrieg zu 
stoppen; sie hat ihre Aktivitäten auf Konfe-
renzen und Erklärungen beschränkt und sich 
nicht eingehend mit der Notwendigkeit be-
fasst, humanitäre Hilfe zu gewährleisten oder 
die internationale öffentliche Meinung zu be-
einflussen, um die Wahrheit über die zionis-
tischen Verbrechen und die Machenschaften 
der verbündeten Länder, die Israel weiterhin 
unterstützen, zu enthüllen.“  
Als Antwort auf den dringenden Appell der 

PGFTU an die Gewerkschaften und Gewerk-
schafter in den USA und international, „unsere 
Stimme und Fürsprecher innerhalb und außer-
halb Amerikas zu sein“, fordert die Liga für die 
Vierte Internationale die Gewerkschaftsakti-
visten auf der ganzen Welt auf, am 1. Mai in 
Solidarität mit dem belagerten palästinensi­
schen Volk gegen den völkermörderischen 
Krieg der USA und Israels die Arbeitermacht 
in wirkungsvollen, von den Gewerkschaften 

geführten Aktionen zu mobilisieren. 

SI C
obas

So sieht Völkermord aus. Bewohner von Gaza-Stadt versammeln sich am Ort 
eines zerstörten Gebäudes, März 2024.

Aufruf der Palestinian General Federation of 
Labor, Gaza an amerikanische Gewerkschaften, 
März 2024. Der vollständige Text ist unter 
https://www.internationalist.org/pgftu-appeal-
to-u.s.-unions-240322.pdf verfügbar.

Solche Aktionen können und sollten nicht nur 
Maiaufmärsche zur Solidarität mit Palästi-
na und die Organisation von Arbeiterhilfe für 
Gaza umfassen, sondern auch die Blockierung 
von Waffenlieferungen und den Boykott von 
Flügen und Schiffen von und nach Israel so-
wie, wo immer möglich, Streikaktionen und 
Produktionsstilllegungen. Solche Aktionen 
sollten einen sofortigen Stopp der Bombar-
dierungen, der erzwungenen Bevölkerungs-
transfers und jeglicher Einschränkungen der 
Nothilfe für den Gazastreifen fordern; ein Ende 
jeglicher Hilfe für Israel und den vollständigen 
Rückzug Israels aus dem Gazastreifen und al-
len besetzten Gebieten. 

In den USA ist es von entscheidender Bedeu-
tung, dafür zu kämpfen, dass die Arbeiter und 
Unterdrückten mit den Demokraten brechen, 
die den Krieg gegen die Palästinenser in Gaza 
finanzieren, beraten, bewaffnen und gemeinsam 
mit der israelischen Regierung aus Hardline-Zi-
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onisten und ausgesprochenen Faschisten füh-
ren, und dass die klassenkollaborationistische 
Gewerkschaftsbürokratie vertrieben wird, die 
die Gewerkschaften seit Jahrzehnten an die Par-
teien der Bosse gekettet hat. Ein Paradebeispiel 
dafür ist die Führung der United Auto Workers 
(UAW), die als Reaktion auf den Aufschrei aus 
den Reihen der Gewerkschaftsmitglieder, insbe-
sondere in der Region Detroit mit ihrer großen 
arabisch-amerikanischen Bevölkerung, zu ei-
nem Waffenstillstand in Gaza aufrief und dann 
eine Kehrtwende vollzog und „Völkermörder 
Joe“ Biden als Präsidentschaftskandidaten 
unterstützte! Die Spitzen der Teamsters (Ge-
werkschaft der Transportarbeiter in den USA) 
ihrerseits flirten derzeit mit Donald Trump, der 
über den Krieg in Gaza meinte, er würde dem 
israelischen Premierminister Netanjahu sagen, 
er solle „es zu Ende bringen und zwar schnell“ 
(Haaretz, 17. März). 

Die Konturen einer wirksamen Solida-
ritätsaktion mit dem palästinensischen Volk 
sind von Land zu Land unterschiedlich. 
In Deutschland muss sich eine Gewerk-
schaftsaktion gegen den völkermörderischen 
Krieg notwendigerweise nicht nur gegen 
die wütend pro-zionistische SPD/FDP/Grü-
nen-Regierung (die viele pro-palästinensische 
Proteste verboten hat) und die ebenso rabiate 
pro-israelische rechte „Opposition“ richten, 
sondern auch gegen die Linkspartei, denn alle 
Parlamentsparteien unterstützen ausdrücklich 
„Israels Recht auf Selbstverteidigung“, die 
Formel, die den Massenmord in Gaza recht-
fertigt. In Italien, wo Faschisten eine rechts-
extreme Regierung anführen, erfordert die 
Organisation einer wirksamen Arbeitersolida-
rität ein vereintes Vorgehen der normalerwei-
se zerstrittenen „Basis“-Gewerkschaften und 
die Einbeziehung von Schlüsselsektoren der 
Industrie in einer direkten Herausforderung 
der „Mainstream“-Gewerkschaftsverbände, 
die trotz des Geredes über einen Waffenstill-
stand fest auf der Seite Israels stehen.

Überall versucht die opportunistische Linke, 
eine „breite Antikriegsbewegung“ aufzubauen, 
die sich in der Regel auf die Forderung nach 
einem Waffenstillstand konzentriert, um dissi-
dente liberale oder „fortschrittliche“ Elemente 
aus den bürgerlichen und reformistischen Par-
teien einzubeziehen, die nicht unbedingt gegen 
den Krieg in Gaza sind, sondern nur gegen seine 
„Auswüchse“. Statt solcher „Volksfront“-Ko-
alitionen, die eine ohnmächtige Druckpolitik 
betreiben, ist ein unabhängiger, militanter 
Klassenkampf gegen alle kapitalistischen und 
regierenden sozialdemokratischen Parteien 
dringend erforderlich, die allesamt Rädchen im 
imperialistischen System sind und daher auf die 
eine oder andere Weise am Völkermord in Gaza 
mitschuldig sind. Klassenlose Appelle für „Frie-
den“ sind ein Ablenkungsmanöver angesichts 
der unerbittlichen US-amerikanischen und isra-
elischen Massenmörder, die nur durch eine in-
ternationale sozialistische Revolution gestoppt 
werden können. 

Die Dringlichkeit dieser unabhängigen 
Klassenkampfpolitik wird durch Resolutionen 
unterstrichen, die von vier Gewerkschaften 

– Iron Workers Local 29 (Brückenbauer), IU-
PAT (Maler) Local 10, IBEW (Elektroarbeiter) 
Local 48 und AFT (Bildung) Local 111 – in 
der Region Portland, Oregon, im pazifischen 
Nordwesten der USA verabschiedet wurden. 
Anstatt zu einem Waffenstillstand aufzurufen, 
der den Israelis die Kontrolle über Gaza über-
lassen würde und der Regierung Biden in die 
Hände spielt, die jetzt mit diesem Wort spielt, 
rufen die Entschließungen, die von Unterstüt-
zern von Class Struggle Workers – Portland 
eingebracht wurden, zu Gewerkschaftsaktio
nen auf, um die Waffenlieferungen an Israel 
zu stoppen, für „die sofortige Beendigung der 
israelischen Bombardierung von Gaza, dafür 
dass Israel Gaza und das Westjordanland ver-
lässt und für die sofortige Einstellung jeglicher 
Bewaffnung oder Finanzierung Israels“. 

Der Kampf zur Beendigung des völkermör-
derischen Krieges von USA und Israel gegen 
das palästinensische Volk erfordert vor allem 
einen politischen Kampf gegen die kapitalisti-
schen Parteien. Dies wurde von den Portland 
Malern angesprochen, die in einer Resolution 
von 2016 dazu aufriefen, mit allen Parteien der 
Bosse zu brechen und eine klassenkämpferi-
sche Arbeiterpartei aufzubauen. Die in dieser 
Entschließung enthaltene Aufforderung an die 
nationale Gewerkschaft, ihre Unterstützung für 
den demokratischen Präsidentschaftskandida-
ten zu verwerfen, sollte für militante Arbeiter 
heute ein Fanal sein, da sich die Gewerkschaf-
ten in den USA den Forderungen nach einem 
Waffenstillstand in Gaza anschließen und dann 
den Kriegsverbrecher und Demokraten Biden 
unterstützen, der für die Bewaffnung, Finan-
zierung und Leitung des völkermörderischen 
Krieges verantwortlich ist. 

Die belagerten palästinensischen Araber 
sind seit mehr als einem Dreivierteljahrhun-
dert einer „ethnischen Säuberung“ ausgesetzt, 
nachdem sie von den britischen Imperialisten 
und dem Osmanischen Reich unterjocht wur-
den, und jetzt einem regelrechten Völkermord 
durch den zionistischen Staat Israel und seinen 
US-Schirmherren. Es bedarf einer Revolution, 
um dieser Unterdrückung ein Ende zu setzen, 
einer Revolution, die nur erfolgreich sein kann, 
wenn sie die israelische Gesellschaft von innen 
heraus spaltet und sprengt. Dies erfordert einen 
unnachgiebigen, internationalistischen Klas-
senkampf in der gesamten Region. Wie die Liga 
für die Vierte Internationale seit Beginn dieses 
Krieges und lange davor betont hat, Hauptsache 
ist, dass Verteidiger der Unterdrückten und die 
Gegner des Imperialismus geschlossen an der 
Seite des palästinensischen Volkes gegen die 
zionistischen Unterdrücker und ihren Staat 
stehen müssen, und dass die einzige Lösung, 
die den beiden Völkern, die dieses winzige 
Land bewohnen, eine gerechte und gleichbe-
rechtigte Zukunft verspricht, ein arabisch-heb­
räischer Arbeiterstaat Palästina in einer sozia­
listischen Föderation des Nahen Ostens ist.. 

Vollmobilisierung zu kämpferischen in­
ternationalen Arbeiteraktionen am 1. Mai 
in Solidarität mit dem palästinensischen 
Volk gegen den völkermörderischen Krieg 
von USA/Israel! ■ 

Eine der Forderungen des PGFTU-Auf-
rufs lautet, „die Gewerkschaften der Besat-
zer international zu verbieten, da sie Partner 
im Krieg des Völkermords sind“ und ins-
besondere „amerikanische Gewerkschaften 
zum Boykott dieser Gewerkschaften“ auf-
zufordern. Gemeint ist die israelische His
tadrut, die keine echte Arbeitergewerkschaft 
ist, sondern eine Institution, die seit seiner 
Gründung fester Bestandteil der Verwal-
tung des zionistischen Staates ist und die 
die Superausbeutung von palästinensischen 
und eingewanderten Arbeitern, vor allem 
im Westjordanland unter israelischer Besat-
zung, aufrechterhält. Die Gewerkschaften 
sollten sicherlich die Histadrut boykottieren, 
aber die „AFL-CIA“, wie die internationalen 
Aktivitäten des US-Gewerkschaftsbundes 
weithin genannt werden, ist sogar noch un-
heilvoller. (Das „Solidaritätszentrum“ der 
AFL-CIO wird von der Regierung finanziert 
und hat bei vielen von den USA angezettel-
ten Angriffen auf linke Gewerkschaften und 
Putschen eine Schlüsselrolle gespielt.) 

Auch in vielen europäischen Ländern 
haben die wichtigsten Gewerkschaften seit 
langem Verbindungen zur zionistischen „Ar-
beiter“-Vereinigung. In Deutschland hat der 
DGB den zionistischen Krieg sofort unter-
stützt und erwähnt auch heute (in seinem 
Aufruf zu den traditionellen Oster-„Friedens-
märschen“) nicht einmal Gaza oder das Mas-
senabschlachten durch das israelische Militär, 
sondern geißelt Hamas (und greift Russland 
im Zusammenhang mit dem imperialistischen 
Stellvertreterkrieg der USA/NATO in der 
Ukraine an). In Frankreich hat der Gewerk-
schaftsbund CGT zwar einen Waffenstillstand 
und ein „Ende des Massakers in Gaza“ gefor-
dert, aber dies nur in Form von Appellen an 
Präsident Emmanuel Macron und nicht durch 
Gewerkschaftsaktion (z. B. Stopp von Waf-
fenlieferungen) zum Ausdruck gebracht. In 
Italien ruft die ehemals linke CGIL zu einem 
Waffenstillstand und zur Beendigung des Völ-
kermords auf, meist in Verbindung mit katho-
lischen „Friedens“-Gruppen wie Pax Christi, 
aber auch hier bedeuten solche pazifistischen 
Aufrufe nichts.

Der Aufruf der PGFTU stellt fest, dass 
„es einige außergewöhnliche Beispiele ge-
geben hat, bei denen Gewerkschaften an 
vorderster Front den zionistischen Krieg des 
Völkermords im Gaza-Streifen angeprangert 
haben“. Dies ist insbesondere in Italien der 
Fall, wo die „Basisgewerkschaften“ (comita-
ti di base) im Gegensatz zu den Bürokratien 
der Gewerkschaftsföderationen CGIL/UIL/
CISL Solidaritätsaktionen für die Arbei-
ter durchgeführt haben. Am 17. November 
letzten Jahres führte S.I. Cobas einen lan-
desweiten Streik durch, bei dem zahlreiche 
Transportdrehscheiben in Solidarität mit den 

Palästinensern geschlossen wurden, gefolgt 
von einer Demonstration in Bologna gegen 
den Krieg gegen Gaza. Am 23. und 24. Feb-
ruar riefen mehrere dieser kleineren militan-
ten Gewerkschaften zu einem Generalstreik 
auf und blockierten den Hafen von Genua, in 
dem Schiffe der israelischen Zim Line lagen, 
gefolgt von einer von den Gewerkschaften 
angeführten Pro-Palästina-Demonstration 
mit mehreren Zehntausend Teilnehmern in 
Mailand am nächsten Tag.

An der Westküste der USA, in Australi-
en und anderswo wurden „Block the boat“-
Aktionen von „community pickets“ (kom-
munale Mahnwachen) (an denen sich oft 
zahlreiche Gewerkschafter beteiligten) durch-
geführt, die von den Hafengewerkschaften 
aus „Gesundheits- und Sicherheitsgründen“ 
respektiert wurden, oder auch nicht. Um die 
Macht der Arbeiterbewegung zu mobilisieren, 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass die 
Gewerkschaften die israelische Fracht für „zu 
heiß zum Umschlagen“ erklären und selbst 
solche „Hot Cargo“-Aktionen anführen. In 
Australien versucht die Regierung der La-
bor Party, die Hafenarbeiter immer enger an 
den Staat zu ketten, mit einer „militärstrate-
gischen Flotte“ von Handelsschiffen, die von 
der Regierung „im Notfall“ beschlagnahmt 
werden können, während sich diese Sozialde-
mokraten über das imperialistische Bündnis 
AUKUS (Australien, Vereinigtes Königreich, 
Vereinigte Staaten) auf einen Krieg gegen 
China vorbereiten.

Die Unterordnung der Gewerkschafts-
funktionäre unter den kapitalistischen Staat 
spiegelt wider, wie Lenin während des Ersten 
Weltkriegs betonte, dass mit dem Aufkom-
men des Imperialismus eine „Arbeiteraris-
tokratie und -bürokratie“ entstanden ist, für 
die „Häppchen der Beute“ aus der Unterdrü-
ckung der übrigen Welt als „Rechtfertigung 
ihres Bündnisses mit der ,eigenen‘ nationalen 
Bourgeoisie gegen die unterdrückten Massen 
aller Nationen“ dienten. Diese privilegierte 
Schicht ist die soziale Basis des Opportunis-
mus, und im „Stadium der revolutionären 
Aktion ... ist die Zeit für einen vollständigen 
Bruch mit dem Opportunismus gekommen“ 
und für die Verdrängung dieser Agenten der 
Bourgeoisie innerhalb der Arbeiterbewegung 
(W. I. Lenin, „Der Zusammenbruch der Zwei-
ten Internationale“ [Juni 1915]) 

Heute erfordert eine echte Solidaritäts-
aktion mit dem bedrängten palästinensi-
schen Volk einen klassenkämpferischen 
Kurs gegen die Gewerkschaftsbürokratie, 
die im Gleichschritt mit den Imperialisten 
und Zionisten marschiert. Das wiederum 
ist nur auf der Grundlage eines Programms 
möglich, das die brennenden Fragen der 
Gegenwart mit dem Kampf für die sozialis-
tische Revolution verbindet. ■

Aktivisten der Class Struggle Workers – Portland, Oregon, USA, am 11. November 
2023, rufen zur Verteidigung Gazas und zur Zerschlagung des Krieges der USA 
und Israels gegen die Palästinenser auf.

Gaza-Solidaritätsprotest in Port Botany, Australien, November 2023. Um 
die Macht der Gewerkschaftsbewegung zum Tragen zu bringen, sind 
Gewerkschaftsmaßnahmen zur Unterbindung des Schiffsverkehrs nach und 
von Israel unbedingt notwendig.

Brecht mit den „Arbeiter“-Agenten  
des Imperialismus und Zionismus
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10. OKTOBER 2023 – In den frühen Mor-
genstunden des Samstags, den 7. Oktober, 
führte die Islamische Widerstandsbewegung 
(Hamas) in Gaza einen eindrucksvollen Über-
raschungsangriff auf Israel durch, den zionis-
tischen Staat, der Millionen palästinensischer 
Araber aus ihrer Heimat vertrieben hat und 
Millionen weitere in Gaza, dem besetzten 
Westjordanland und innerhalb Israels unter-
drückt. Berichten zufolge wurden über 5000 
Raketen abgefeuert, die bis nach Tel Aviv 
reichten und Israels gepriesenen Raketen-
schutzschild Iron Dome überwältigten. Die 
massive, 9 Meter hohe und 65 Kilometer lan-
ge Grenzmauer, die den Gaza-Streifen voll-
ständig umgibt, wurde an zahlreichen Stellen 
durchbrochen, und Hamas-Kämpfer strömten 
heraus und überrannten zwei Dutzend israe-
lische Gemeinden. Zu diesem Zeitpunkt (10. 
Oktober) meldet das israelische Militär über 
900 tote Israelis, während die palästinensi-
schen medizinischen Behörden von fast 800 
getöteten Palästinensern berichten, die meis-
ten davon durch Luftangriffe der Israelis im 
dicht besiedelten Gaza. Darüber hinaus gibt 
es Tausende von Verletzten auf beiden Seiten.

Die noch nie erreichte Anzahl getöteter 
Israelis hat die jüdische Bevölkerung zutiefst 
erschüttert. Die zionistischen Medien spre-
chen vom „katastrophalen Scheitern“ der 
israelischen Kräfte (Haaretz), während ara-
bische Publikationen den „entscheidenden 
Schlag“ von Hamas bejubeln und mit „Von 
der Empörung zum Jubel“ (Al Mayadeen) 
titeln. Westliche Medien und Politiker de-
nunzieren pro-palästinensische Demonstran-
ten als „Apologeten des Terrorismus“. Zum 
ersten Mal in mehr als einem halben Jahr-
hundert der Zusammenstöße wurden mehr 
Israelis als Palästinenser getötet. (Normaler-
weise kommen auf jeden toten Israeli mehr 
als 20 tote Palästinenser.1) Israels Militär ist 
1 Nach den Statistiken der Vereinten Nationen 
wurden von 2008 bis März 2023 6269 Palästinen-
ser bei Zusammenstößen getötet, während 293 
Israelis getötet wurden.

dabei, dies schnell zu ändern und hat bereits 
damit begonnen, das riesige Konzentrations-
lager Gaza wieder in ein Killing Field, ein 
Tötungsgelände für Palästinenser zu ver-
wandeln. Mehr als 1.200 Wohneinheiten in 
Gaza wurden bereits zerstört, und wie Israels 
rechter Premierminister Benjamin Netanjahu 
schwor, ist der blutige Angriff auf Gaza „nur 
der Anfang“. Was Israels Paten in Washing-
ton betrifft, die sich als Verfechter der „Men-
schenrechte“ ausgeben, so sind sie allein 
seit 2001 für den Tod von fast einer Million 
Menschen in den imperialistischen Kriegen 
der USA verantwortlich.2

Derzeit führen die Vereinigten Staaten 
unter dem demokratischen Präsidenten Joe 
Biden einen blutigen Stellvertreterkrieg ge-
gen Russland in der Ukraine unter der Devise 
„so lange wie nötig“ – was bedeutet, dass man 
bis zum letzten Ukrainer kämpfen will. Aber 
das und frühere Streitigkeiten mit Netanjahu 
haben Washington nicht daran gehindert, im 
Gleichschritt mit dem ausdauernden (seit fast 
17 Jahren mit Unterbrechungen amtierenden) 
zionistischen Hardliner und israelischen An-
führer zu marschieren, der sich anschickt, 
Gaza platt zu machen. Israel hat um mehr 
präzisionsgelenkte Munition aus den USA ge-
beten, und das Pentagon hat zugesagt, diese 
zu liefern. (Das Pentagon hat 155-mm-Artil-
leriegranaten aus seinen Beständen in Israel 
an die Ukraine geschickt, aber jetzt verlangt 
Israels Militär die Waffen, da es sich darauf 
vorbereitet, Gaza zu besetzen.) In der Zwi-
2 Siehe „U.S. Imperialism Hurtling Toward World 
War III,“ [US-Imperialismus rast auf den 3. Welt-
krieg zu] The Internationalist No. 69-70, Januar-
Mai 2023.

schenzeit läuft Bidens Schwur – und das fast 
aller anderen imperialistischen Führer –, dass 
„Israel das Recht hat, sich selbst zu verteidi-
gen“, darauf hinaus, dem zionistischen Staat 
eine „Lizenz zum Töten“ der Palästinenser zu 
geben. Dies ist nun ein Krieg Israels und der 
USA gegen Gaza.

Jeder echte Schlag gegen den zionistischen 
Staat durch palästinensische Kräfte, selbst 
durch reaktionäre Islamisten, ist im Interes-
se der Arbeiter und Unterdrückten der Welt. 
Doch neben dem Schlag gegen das israelische 
Militär führten die Hamas-Kämpfer einen 
unterschiedslosen Terroranschlag durch, bei 
dem einige Hundert israelische Partygänger, 
Bewohner von Kibbuz-Gemeinden und An-
wohner von Städten im Süden getötet wurden. 
Dies ist nicht ein Schlag gegen die zionistische 
Besatzungsmaschine, sondern ein wahlloser 
Angriff auf Israelis, der die Verteidigung des 
palästinensischen Volkes untergräbt. Ein sol-
cher Dschihad (heiliger Krieg) ist die Methode 
rechter Nationalisten und religiöser Eiferer, wie 
der Islamisten von Hamas ... und der zionisti-
schen Militaristen aller politischen Richtungen. 
Jetzt tut die fälschlicherweise als Israel Defense 
Force (IDF) bezeichnete Truppe dasselbe in 
weitaus größerem Maßstab, nämlich gegen die 
gesamte Bevölkerung von Gaza. Die Zahl der 
Opfer wird bald die Hunderte von Palästinen-
sern übertreffen, die die IDF bei ihrem Angriff 
auf Gaza im Jahr 2021 ermordet hat.

In fast allen imperialistischen Ländern 
gibt es jetzt Bestrebungen, jegliche Unter-
stützung für die Palästinenser zu unterdrü-
cken und ein zionistisches Monopol auf 
den politischen Raum durchzusetzen. In 

Deutschland wurden pro-palästinensische 
Proteste in Berlin verboten. In Frankreich 
wurden in Paris, Lyon und Marseille ge-
plante pro-palästinensische Demonstratio-
nen ebenfalls verboten, mit der verlogenen 
Begründung, sie würden „zum Rassenhass 
anstiften“. Gleichfalls hat der Justizminis-
ter ein Ermittlungsverfahren gegen die linke 
Nouveau Parti Anticapitaliste (NPA) einge-
leitet und eine „rasche und entschlossene 
strafrechtliche Antwort“ auf jegliche Unter-
stützung für Palästina gefordert, da dies mit 
Antisemitismus gleichzusetzen sei. In Italien 
hat der Bildungsminister Inspektoren ent
sandt, um die Mailänder Schülerkollektive, 
die sich für die Palästinenser ausgesprochen 
haben, zu ermitteln und möglicherweise zu 
verhaften. Es ist notwendig, diese Verbote 
und Drohungen anzuprangern und sich ih-
nen zu widersetzen, und die Proteste gegen 
den imperialistischen NATO-Krieg in der 
Ukraine mit der Verteidigung des palästinen-
sischen Volkes zu verbinden. Dazu könnten 
Arbeiteraktionen gegen die Waffenlieferun­
gen an Israel und die Ukraine gehören.

In den USA heizt die Demokratische 
Partei eine pro-zionistische Hysterie an. Die 
New Yorker Gouverneurin Kathy Hochhul 
ging auf den Kriegspfad gegen die New 
York City Democratic Socialists of America 
(DSA), wegen ihrer Unterstützung für eine 
pro-palästinensische Demonstration am 8. 
Oktober, was sie als „widerwärtig“ bezeich-
nete. Sie macht damit jeden zur Zielscheibe, 
der es wagt, sich für die Verteidigung eines 
belagerten Volkes einzusetzen. Was wirklich 
abscheulich ist, ist die Unterstützung von 
Demokraten und Republikanern für die zio-
nistische Mordmaschine. Hochhul wurde da-
bei vom Bürgermeister von New York City, 
dem Ex-Polizisten Eric Adams, unterstützt, 
der kürzlich von einer politischen Werbungs-
reise nach Israel zurückkehrte, wo er derzeit 
eine Delegation von NYPD-Polizisten zur 
„Ausbildung“ hat. Gleichzeitig „untersu-
chen“ mehrere Universitäten Studenten und 

Die umfassende Zerstörung des Gazastreifens durch die Zionisten hat begonnen. Anstatt wie 2021 und 2014 einzelne Gebäude zu treffen, macht die israelische 
Luftwaffe jetzt ganze Stadtteile dem Erdboden gleich, ohne irgendwelche Warnung an die Bewohner. Oben: Palästinenser begutachten das Ausmaß der 
Schäden im Stadtteil Al-Rimal in Gaza, 9. Oktober.

Verteidigt die Palästinenser  
gegen den völkermörderischen  
Krieg von USA/Israel gegen Gaza!

Zionistische Rache nachdem Hamas-Offensive Israel bis  
ins Mark erschüttert

Verteidigt die Palästinenser  
gegen den völkermörderischen  
Krieg von USA/Israel gegen Gaza!
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Vertreibt die Zionisten aus dem Westjordanland und Gaza
Für internationale Arbeiteraktionen gegen den Angriff auf Gaza

Für einen arabisch-hebräischen Arbeiterstaat Palästina  
in einer sozialistischen Föderation des Nahen Ostens
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Studentengruppen, die sich für die Rechte 
von Palästinensern eingesetzt haben. Es ist 
notwendig, dieser neuen McCarthy’schen 
Hexenjagd frontal entgegenzutreten.

Doch die DSA-Demokraten im Kongress 
schlossen sich Bidens Schmähungen an. 
Ihr Star, die Abgeordnete Alexandria Oca-
sio-Cortez, gab am 9. Oktober eine Erklärung 
ab: „Ich verurteile den Angriff von Hamas auf 
das Schärfste.“ Während sie fromm zu „sofor-
tiger Waffenruhe und Deeskalation“ aufrief, 
enthielt ihre Erklärung kein Wort der Kritik an 
Israel oder der Verteidigung der Palästinenser. 
Ein anderes Mitglied der AOC-„Truppe“, Ja-
maal Bowman, gab eine ähnliche Erklärung 
ab.3 Jetzt (10. Oktober) rückt die NYC DSA 
von ihrer früheren Haltung ab und sagt, es tue 
ihr „leid für die Verwirrung, die unser Beitrag 
verursacht hat“. Alle DSA-Mitglieder sind 
als Anhänger dieser pro-imperialistischen 
Organisation mitschuldig an der schändli-
chen Kapitulation vor den zionistischen und 
imperialistischen Zensoren. Die Abgeordnete 
Rashida Tlaib, eine palästinensische Ameri-
kanerin, rief zumindest dazu auf, die Blocka-
de aufzuheben, die Besatzung zu beenden und 
das erstickende System, das Widerstand pro-
duziert, zu zerschlagen.

Biden erklärte heute im Weißen Haus: „In 
diesem Moment müssen wir kristallklar sein: 
Wir stehen an der Seite Israels“, und fügte hin-
zu, dass „wir dafür sorgen werden, dass Israel 
alles hat, was es braucht“, um Gaza anzugrei-
fen. In diesem Moment, in dem die imperia-
listischen Kriegstreiber darauf bestehen, dass 
es darum geht, „auf welcher Seite ihr steht“, 
sind wir ebenso klar: Während Israel von den 
USA gelieferte Bomben auf Moscheen, Schu-
len und Krankenhäuser abwirft und Gläubige, 
Schulkinder und Patienten ermordet, müssen 
alle Gegner von Imperialismus und Zionis-
mus an der Seite des palästinensischen Volkes 
stehen, das von Anfang an von Israel unter-
drückt wurde und nun einem völkermörderi-
schen Angriff ausgesetzt ist.

Die Internationalist Group, die US-Sekti-
on der Liga für die Vierte Internationale, hat 
sich an den jüngsten pro-palästinensischen 
Protesten mit Plakaten beteiligt, die dazu 
aufriefen, „Verteidigt Gaza, zerschlagt den 
Israel/US-Krieg gegen die Palästinenser!“ 
und „Verteidigt das Recht der Palästinenser 
auf Rückkehr!“ Wir riefen „Für Arbeiterak-
tionen gegen den zionistischen Terror“ und 
erklärten: „Verteidigt Gaza, das neue War-
schauer Ghetto! Vertreibt die zionistischen 
Besatzer aus dem Westjordanland!“ Unsere 
Plakate rufen dazu auf, die Kriegstreiberei 
der USA und der NATO gegen Russland 
3 Im November 2021 unternahm Bowman eine von 
der liberalen Zionisten-Lobby J Street „arrangier-
te“ all-inclusive-Reise nach Israel, über die er in ei-
nem glühenden Bericht über seine Treffen mit dem 
Präsidenten von Israel, dem Premierminister (Ne-
tanjahu), den „Israel Defense Forces“ und anderen 
berichtete („Reflecting on My Trip to Israel“, 20. 
November 2021). Inmitten der jüngsten Aufregung 
ließ Bowman verlauten, dass er seine DSA-Mit-
gliedschaft vor einem Jahr hatte auslaufen lassen.

und China zu zerschlagen, volle Staatsbür-
gerrechte für alle Immigranten zu fordern, 
mit den Demokraten zu brechen und eine 
revolutionäre Arbeiterpartei aufzubauen und 
für einen arabisch/hebräischen Arbeiterstaat 
Palästina in einer sozialistischen Föderation 
des Nahen Ostens zu kämpfen.

Bittere Früchte der  
jahrzehntelangen blutigen  
zionistischen Besatzung

Die mutige israelische Journalistin Amira 
Hass, die seit Jahrzehnten aus Gaza und dem 
besetzten Westjordanland berichtet und dort 
lebt, schrieb in der liberalen zionistischen 
Tageszeitung Haaretz (10. Oktober):

„In wenigen Tagen erlebten die Israelis das, 
was die Palästinenser seit Jahrzehnten rou-
tinemäßig erleben und immer noch erleben 
– militärische Übergriffe, Tod, Grausamkeit, 
getötete Kinder, auf der Straße aufgetürm-
te Leichen, Belagerung, Angst, Sorge um 
geliebte Menschen, Gefangenschaft, Ziel 
von Rache sein, wahlloses tödliches Feuer 
sowohl auf die an den Kämpfen Beteiligten 
(Soldaten) als auch auf die Unbeteiligten 
(Zivilisten), eine Position der Unterlegen-
heit, die Zerstörung von Gebäuden, ruinierte 
Feiertage oder Feste, Schwäche und Hilflo-
sigkeit angesichts allmächtiger bewaffneter 
Männer und eine tiefe Demütigung.“

Die Hamas-Operation zu Luft, zu Lande und 
zur See – der Einsatz von Bulldozern, um die 
massiven Befestigungsanlagen zu durchbre-
chen, für deren Bau Israel Milliarden ausgege-
ben hat und die die Gaza-Bewohner seit Jahr-
zehnten in ihrem unfruchtbaren Landstreifen 
gefangen halten; der Sprung über die Mauer 
mit improvisierten Gleitschirmen; das Aus-
schalten der militärischen Kommunikation, 
die Eroberung eines Armeestützpunkts der Is-
raelis, die Ausschaltung von israelischen Pan-
zern mit Drohnen – löste in weiten Teilen der 
arabischen Welt Jubel und 
in der zionistischen Regie-
rung Entsetzen aus. Deren 
Sicherheitsapparat ahnte of-
fenbar nichts von der ausge-
klügelten Operation, an der 
Hunderte von Menschen in 
monatelanger Vorbereitung 
beteiligt gewesen sein müss-
ten. Israels gepriesener Spio
nagedienst Mossad, dessen 
tödliche Betrügereien zu 
einer festen Größe in Hol-
lywood-Thrillern geworden 
sind, wurde kalt erwischt. 
Die arroganten israelischen 
Führer, die sich daran er-
freuen, die Palästinenser zu 
unterjochen, mussten einen 
Schlag einstecken.

Die Anführer der Zio-
nisten sind nun auf blutige 
Rache aus. Der israelische 
Verteidigungsminister, Yoav 
Gallant, erklärte am Diens-

ler unter dem Schutz von israelischen Ein-
heiten das Gelände der Al-Aqsa-Moschee 
im besetzten Ost-Jerusalem“ (New Arab, 5. 
Oktober). All dies wird in den westlichen 
Medien natürlich nicht erwähnt.

Am 6. Oktober jährte sich zum 50. Mal 
der Jom-Kippur-Krieg von 1973, als Israel 
durch einen Überraschungsangriff Ägyp-
tens und anderer arabischer Länder erschüt-
tert wurde. Es kann kein Zufall sein, dass 
Hamas seinen Angriff früh am nächsten 
Tag inszenierte. In seiner Ankündigung des 
Angriffs, der „Operation Al-Aqsa-Flut“, 
verwies der militärische Arm von Hamas 
auf die Angriffe auf die Jerusalemer Mo-
schee und die über 5000 Palästinenser, die 
in israelischen Gefängnissen schmachten. 
Hamas rechtfertigte die Geiselnahme, um 
sie gegen die inhaftierten Palästinenser aus-
zutauschen. Verfechter der demokratischen 
Rechte fordern seit langem die Freilassung 
der Tausenden von Palästinensern, die von 
Israel als Geiseln festgehalten werden. 
Doch in der gegenwärtigen Atmosphäre ist 
es zweifelhaft, ob die Sorge um das Leben 
der israelischen Geiseln die militärische In-
vasion der Zionisten in Gaza auch nur eine 
Minute aufhalten wird.

Es ist auch sicher kein Zufall, dass der 
dramatische Angriff von Hamas nach den 
großen Protesten von Hunderttausenden ge-
gen Netanjahus Justiz-„Reform“ stattfand, 
die dem Obersten Gerichtshof von Israel die 
Möglichkeit nehmen würde, Entscheidungen 
und politische Maßnahmen zu blockieren, die 
von der Knesset, dem Parlament von Israel, 
beschlossen wurden. Obwohl liberale und 
„linke“ Zionisten (und ihre US-Unterstützer) 
dies als „Putsch“ von Netanjahu bezeichnen, 
ist die gegenwärtige Situation, in der einige 
wenige nicht gewählte Richter ein Veto gegen 
die Maßnahmen des gewählten Parlaments 

Innerhalb weniger Minuten durchbrachen Hamas-Kämpfer mit einfachen 
Erdbewegungsmaschinen den Grenzzaun, dessen Bau Israel Milliarden gekostet 
hat und der über Jahre hinweg errichtet wurde. Der verhasste Zaun hielt die 
Palästinenser jahrzehntelang in einem Konzentrationslager im Stil der Nazis 
gefangen, dem „größten Gefängnis der Welt“, das sie nicht verlassen können, 
und in dem sie von ihren israelischen (und ägyptischen) Gefängniswärtern 
bezüglich Nahrung, Brennstoff, Wasser und Strom abhängig sind.

Israelische Panzer bereiten sich auf eine Bodeninvasion in Gaza vor, die nur ein 
völkermörderisches Abschlachten der Palästinenser zur Folge haben kann. Treibt die Zionisten 
raus aus dem Gazastreifen und dem besetzten Westjordanland!

Der israelische Kriegsminister Yoav 
Gallant ordnet eine rassistische, völ-
kermörderische Belagerung des Ga-
zastreifens an.

tag (9. Oktober): „Wir verhängen eine voll-
ständige Belagerung über Gaza. Es wird kei-
nen Strom, keine Lebensmittel, kein Wasser 
und keinen Treibstoff geben. Alles wird ge-
schlossen sein. Wir kämpfen gegen mensch-
liche Tiere. Wir handeln entsprechend.“ 
Diese abscheuliche Absichtserklärung, einen 
Völkermord zu begehen, stammt von einem 
der „gemäßigteren“ Elemente der rechtsex
tremen Regierung,  einer der sich Netanjahus 
Justizreform widersetzte, gegen die Hundert-
tausende von liberalen Zionisten seit Mona-
ten mobilisiert haben. Netanjahu selbst sagte, 
dass das, was die israelische Regierung mit 
Gaza vorhabe, „für Generationen unter ih-
nen nachhallen werde“. Diese Worte werden 
von US-Präsident Biden aufgegriffen, der den 
Angriff von Hamas heute als „reines, unver-
fälschtes Übel“ bezeichnete. Das wäre eine 
bessere Beschreibung für die mörderischen 
Kriege des US-Imperialismus in Afghanistan, 
Irak, Syrien und jetzt in der Ukraine.

Seit 16 Jahren, seit der Übernahme des 
Gaza-Streifens durch Hamas im Jahr 2007, 
sind mehr als 2 Millionen Menschen im win-
zigen Gebiet eingepfercht, der kleiner ist als 
der New Yorker Stadtbezirk Queens, und 
können dieses größte Gefängnis der Welt 
nicht verlassen. Die von Israel und Ägypten 
beherrschten Bewohner von Gaza haben kei-
ne Arbeit und sind in Bezug auf Lebensmit-
tel, Wasser und Treibstoff von ihren Gefäng-
niswärtern und in Bezug auf die spärliche 
Grundversorgung von den Vereinten Natio-
nen abhängig. Die palästinensische Bevölke-
rung im Westjordanland, die seit 1967 unter 
israelischer Besatzung steht, ist auf noch 
kleinere Enklaven beschränkt, die immer 
wieder von den Killerkommandos der IDF 
und faschistischen Siedlerbanden überfallen 
werden. Wenn man eine ganze Bevölkerung 
jahrzehntelang einsperrt und sie zu einer 
kümmerlichen Existenz verdammt, was hat 
Israel dann erwartet? Menschen, die das Ge-
fühl haben, dass sie nichts mehr zu verlieren 
haben, können in Wut ausbrechen.

Für arabisch/hebräische  
Arbeiterrevolution!

Im November letzten Jahres trat Netan
jahu erneut sein Amt an, diesmal an der Spit-
ze der am weitesten rechts stehenden Re-
gierung in der Geschichte Israels, der zwei 
Minister aus der faschistischen Bewegung 
des verstorbenen Meir Kahane angehören, 
Bezalel Smotrich (Finanzminister, auch für 
das Westjordanland zuständig) und Itamar 
Ben-Gvir (Minister für nationale Sicherheit, 
zuständig für die Polizei). Seitdem gab es 
eine lange Reihe von provokativen Angriffen 
von Polizei und Armee auf palästinensische 
Städte im Westjordanland, insbesondere in 
Dschenin, auf der Suche nach „Militanten“. 
Mehr als 200 Palästinenser wurden im Jahr 
2023 bereits vor dem Angriff vom 7. Oktober 
getötet. Und letzte Woche Donnerstagmor-
gen stürmten „mehr als 800 israelische Sied-
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Die Ursprünge von Hamas
Wir haben mehrmals darüber ge-

schrieben, wie „während Zionisten gegen 
Hamas wettern, sie es versäumen zu er-
wähnen, dass Israel geholfen hat, die re-
aktionäre islamische Gruppe zu gründen, 
um mit der palästinensischen nationalis-
tischen Fatah zu konkurrieren“.1 („Ver-
teidigt Gaza und das palästinensische 
Volk – Für arabisch/hebräische Arbeiter-
revolution!“ The Internationalist Nr. 38, 
Oktober-November 2014). Während und 
seit Israels Angriff auf Gaza im Jahr 2021 
sind weitere Details über die Unterstüt-
zung der Islamisten durch die Zionisten 
ans Licht gekommen. In einem Leserbrief 
an die New York Times (18. Mai 2021) 
schrieb der ehemalige Leiter des Jerusale-
mer Büros der Times, David Shipler, dass 
„Israel viel mehr getan hat, als nur zu ‚er-
lauben‘“, dass Hamas als Gegengewicht 
zu Yasir Arafats säkularer Fatah-Partei, 
die die palästinensische Befreiungsorga-
nisation (PLO) anführt, entsteht:

„1981 erzählte mir Brigadegeneral Yitz-
hak Segev, Israels Militärgouverneur von 
Gaza, dass er auf Anweisung der israeli-
schen Behörden Geld an die Muslimbru-
derschaft, den Vorläufer von Hamas, gab. 
Mit der Finanzierung sollte Macht von 
den kommunistischen und palästinensi-
schen nationalistischen Bewegungen in 

1 Die Fatah („Sieg“), ein umgekehrtes Akro-
nym für die Palästinensische Nationale Be-
freiungsbewegung, ist die nationalistische 
Partei, die den größten Teil der PLO aus-
macht.

Gaza weggenommen werden, die Israel für 
bedrohlicher hielt als die Fundamentalisten.“
Nachdem ein ehemaliger Führer der 

Muslimbruderschaft, Scheich Ahmed Jassin, 
1978 seine „Islamische Vereinigung“ ge-
gründet hatte, schüttete Israel Geld in einige 
seiner Projekte, und das über Jahre hinweg. 
General Segev sagte: „Die israelische Re-
gierung gab mir ein Budget, und die Militär-
regierung gibt es an die Moscheen weiter.“ 
Einige Jahre später gründete Jassin die Ha-
mas (das arabische Akronym für Islamische 
Widerstandsbewegung).  Avner Cohen, der 
Beamte der während der mehr als zwei Jahr-
zehnte andauernden israelischen Besetzung 
für die religiösen Angelegenheiten in Gaza 
verantwortlich war, sagte später: „Hamas ist 
zu meinem großen Bedauern Israels Schöp-
fung“ (aus dem Video „Blowback: How Is-
rael Helped Create Hamas“ [Rückschlag: 
Wie Israel half, Hamas zu erschaffen], The 
Intercept, 20. Februar 2018).

Der Aufbau von Hamas als Alternative 
zur PLO und um die Bildung eines paläs-
tinensischen Staates zu verhindern, ist seit 
Jahrzehnten eine Politik der rechten zio-
nistischen Likud-Partei. Sie war der Eck-
pfeiler der Entscheidung des damaligen 
israelischen Premierministers Ariel Scha-
ron, der Likud nach dem Sturz von Netan-
jahus erster Regierung übernahm, sich 2005 
von Gaza „zu lösen“. Der Scharon-Berater 
Dov Weissglas schrieb: „Dieses ganze Pa-
ket namens palästinensischer Staat ist auf 
unbestimmte Zeit von der Tagesordnung 

verschwunden.... Der Plan liefert die 
nötige Menge an Formaldehyd, damit 
es keinen politischen Prozess mit den 
Palästinensern geben wird.“ Als Ne-
tanjahu wieder am Ruder war, stimmte 
er 2018 zu, dass Katar jährlich Milli-
onen von Dollar zur Finanzierung der 
Hamas-Regierung in Gaza überweist 
(„Das Ende der Netanjahu-Doktrin“, 
+972 Magazine (9. Oktober).)

Ein Jahr später, bei einem Treffen 
von Likud-Abgeordneten in der Knesset 
im März 2019, erklärte Netanjahu: „Je-
der, der die Errichtung eines palästinen-
sischen Staates vereiteln will, muss die 
Stärkung von Hamas und den Transfer 
von Geld an Hamas unterstützen.... Das 
ist Teil unserer Strategie – die Palästi-
nenser in Gaza von den Palästinensern 
im Westjordanland zu isolieren.“ Der 
Ministerpräsident, der wegen dreier Kor-
ruptionsfälle angeklagt ist, vertraute sei-
ne Strategie den Ermittlern der Polizei 
an. Über Hamas und die Hisbollah im 
Libanon sagte er: „Ich führe sie in die 
Irre, destabilisiere sie, mache mich über 
sie lustig und schlage ihnen dann auf den 
Kopf.“ Es kann keine Einigung mit ihnen 
geben, sagte er, „aber wir kontrollieren 
die Höhe der Flammen“ („Israel kann 
nicht von einem kriminellen Angeklag-
ten gemanagt werden“, Haaretz, 9. Ok-
tober). Diesmal nicht. Der Angriff von 
Hamas hat Netanjahus gesamte Strategie 
in Flammen aufgehen lassen. n

einlegen können, höchst undemokratisch. Das 
eigentliche Problem ist, dass der zionistische 
Staat selbst durch und durch antidemokratisch 
ist, ein religiös definierter „jüdischer Staat“, 
der auf der Unterwerfung der palästinensi-
schen Bevölkerung beruht, sei es als „Bürger“ 
zweiter Klasse in Israel selbst oder als recht-
lose Untertanen in der besetzten Westbank. 
Dennoch haben die liberalen Zionisten alle 
palästinensischen Fahnen von ihren Protesten 
rigoros ausgeschlossen.

Hamas könnte auch damit gerechnet ha-
ben, dass die Biden-Regierung in den USA 
mit dem Krieg in der Ukraine beschäftigt 
und daher weniger in der Lage sei, einzu-
greifen, was bei weitem nicht der Fall ist; 
und dass sein Angriff es den arabischen Re-
gimen erschweren würde, die Beziehungen 
zu Israel zu „normalisieren“, was sich als 
richtig herausstellen könnte. Bei einer Rede 
vor den Vereinten Nationen im vergangenen 
Monat hielt Netanjahu eine Karte des „neu-
en Nahen Ostens“ hoch und zeichnete mit 
einem roten Jumbo-Marker eine Achse, die 
sich von den Vereinigten Arabischen Emira-
ten über Saudi Arabien und Israel (mit 
Westjordanland und Gaza annektiert) bis 
nach Europa erstreckt. Doch während ein 
solcher zionistischer Wunschtraum vorerst 
vom Tisch sein mag, könnten die Kämpfe 
in Israel einen regionalen Krieg auslösen. 
Die USA haben eine Marinekampfgruppe 
in das östliche Mittelmeer verlegt, um den 
Iran vor einem Eingreifen zu warnen, aber 
ein Massaker in Gaza könnte explosive Un-
ruhen in der gesamten Region auslösen.

Im Moment schließen die liberalen Zio-
nisten die Reihen mit Netanjahu, Verhand-
lungen über eine Regierung der „nationalen 
Einheit“ sind im Gange, der auch Benny 
Gantz angehören würde, der pensionierte Ge-
neral, der bei den Wahlen im Oktober 2022 
gegen Netanjahu kandidierte. Gantz, der der 
zionistischen „Linken“ als Weg zur Zügelung 
der faschistischen Minister verkauft wird, ist 
keine „Taube“, denn er hat 2021 als Verteidi-
gungsminister in einer früheren, von Netan-
jahu geführten Regierung der „Einheit“ das 
Massaker an Palästinensern in Gaza befohlen. 
Eine groß angelegte Invasion von Gaza wird 
zweifelsohne zu erheblichen Verlusten in der 
IDF führen, da die Kräfte von Hamas, die in 
der Lage sind, die Grenzmauer innerhalb von 
Minuten zu überwinden, mit Sicherheit töd-
liche Fallen in Gaza vorbereitet haben.4 Aber 
unabhängig vom Ausmaß der israelischen 
Verluste wird der bevorstehende israelische 
Bodenangriff (für den die IDF mehr als 360 
000 Reservisten mobilisiert hat) nichts ande-
res als ein vorsätzliches Abschlachten von Pa-
4 Saleh al-Arouri, stellvertretender Leiter des Po-
litbüros von Hamas, sagte: „Der Widerstand stützt 
seine Position und seine Pläne auf die schlimm-
sten Eventualitäten, einschließlich einer Boden-
invasion“, die er als „das beste Szenario für uns, 
den Kampf zu lösen“ bezeichnete (zitiert in Inter-
national Crisis Group, „A Second October War in 
Israel-Palestine“ [9. Oktober 2023]).

lästinensern sein.
Viele Palästinenser, die unter dem Joch 

der israelischen Besatzung leben, und pa-
lästinensische Aktivisten im Ausland wa-
ren über den Angriff von Hamas erfreut. 
Die bürgerlich-nationalistische PLO und 
die von ihr geführte, zutiefst diskreditierte 
palästinensische Autonomiebehörde sind 
nichts anderes als Sicherheitskräfte für Isra-
el, die von den Vereinigten Staaten über den 
US-Sicherheitskoordinator, einen General-
leutnant im Pentagon, bezahlt werden. Der 
islamische Fundamentalismus von Hamas 
und anderen Gruppierungen wie dem Isla-
mischen Dschihad, der auf Kosten der PLO 
gewachsen ist, kann nur zu einer Niederlage 
führen. Die umliegenden arabischen Staa-
ten werden den Palästinensern nur sym-
bolisch zu Hilfe kommen, wahrscheinlich 
sogar überhaupt nicht, wie die Rolle Ägyp-
tens und Jordaniens als Kerkermeister der 
palästinensischen Flüchtlinge seit dem ara-
bisch-israelischen Krieg 1967 zeigt. Auch 
der Iran wird sich wahrscheinlich nicht auf 
einen Kampf mit Washington einlassen, da 
er große Anstrengungen unternommen hat, 

In seiner Rede vor den Vereinten Nationen am 22. September zeichnete der 
israelische Premierminister mit einem großen Marker einen Plan des „Neuen 
Nahen Ostens“, in dem das besetzte Westjordanland und der Gazastreifen schon 
vom zionistischen Staat annektiert wären.  

um eine teilweise Aufhebung der US-Sank-
tionen zu erreichen. All diese Kräfte – ein-
schließlich Hamas – versuchen in Wirklich-
keit, einen Deal mit den Imperialisten und 
Zionisten zu schließen, und zwar auf Kos-
ten der Palästinenser.5

Der einzige Weg zu einer Zukunft in 
Frieden und echter Befreiung für die paläs-
tinensischen Massen liegt im gemeinsamen 
revolutionären Kampf mit den Werktätigen 
von Israel, sowohl den hebräisch-sprachi-
gen als auch den arabischen, so weit ent-
fernt und unwahrscheinlich das derzeit auch 
scheint. Und die jüdische Bevölkerung von 
Israel, von der die Hälfte nicht religiös ist, 
kann nur auf eine „Zukunft“ als belager-
te Garnison blicken, die der endlosen Be-
drohung und der periodischen Realität des 
Krieges ausgesetzt ist. Die zionistische 
„Linke“ ist als wählbare Kraft am Ende und 
wird von der logischen Entwicklung des 
theokratischen Staates, den sie einst anführ-
te, aufgezehrt. In der Zwischenzeit könnte 
die faschistoide Siedlerbewegung versu-
chen, die gegenwärtige Krise zu nutzen, 
um die seit langem bestehenden Pläne zur 
Vertreibung Hunderttausender palästinensi-
scher Araber aus dem Westjordanland und 
aus Israel zu verwirklichen.6 Ein „jüdischer 
Staat“, der per definitionem die umliegende 
Bevölkerung ausschließt und ihr entgegen-
gesetzt ist, kann im Nahen Osten niemals 
sicher sein, auch nicht mit völkermörderi-
schem Terror, wie es Israel jetzt tut.

Die Internationalistische Gruppe und 
die Liga für die Vierte Internationale stehen 
voll und ganz auf der Seite des palästinen-
sischen Volkes, das wir immer gegen den 
zionistischen Unterdrückerstaat und seine 
imperialistischen Schutzherren verteidigt 
haben, die es zu einer staatenlosen, ver-
5 Hamas schlug wiederholt einen zehnjährigen 
Waffenstillstand mit Israel vor (der abgelehnt 
wurde), um Gaza friedlich verwalten zu können, 
so wie es die PLO/PA in den Enklaven im West-
jordanland tut.
6 Diese Pläne wurden ursprünglich von dem „La-
bor Zionisten“ Yigal Allon, einem ehemaligen 
Mitglied der Palmach-Miliz und der „linken“ 
zionistischen Partei Ahdut HaAvoda, als nächster 
Schritt nach der Eroberung Ost-Jerusalems und 
des Westjordanlandes durch Israel im Krieg von 
1967 ausgearbeitet.

armten Existenz und zum Exil verdammt 
haben. Die Trotzkisten waren gegen die 
Gründung des zionistischen Staates, der auf 
der Enteignung und Massenvertreibung der 
arabischen Mehrheit von Palästina aufbaut. 
Dieses historische Verbrechen geschah vor 
dem Hintergrund des Nazi-Holocausts, dem 
im Zweiten Weltkrieg über 6 Millionen Ju-
den zum Opfer fielen, und wurde durch die 
Weigerung der „demokratischen“ Imperia-
listen genährt, während und nach dem Krieg 
jüdische Flüchtlinge aufzunehmen. Wir sind 
gegen alle religiös begründeten Staaten, ob 
es der selbsternannte „jüdische Staat“ Israel 
ist oder die islamischen Republiken Iran und 
Pakistan, offiziell christliche Staaten (wie 
Francos Spanien), usw.

Allerdings gibt es als Ergebnis dieser 
Geschichte von Verbrechen über Verbrechen 
nun zwei Völker, die dasselbe kleine Gebiet 
bewohnen: die etwa 7 Millionen hebräisch 
sprechende Bevölkerung und eine ebenso 
große Zahl von Palästinensern, die sich auf 
das besetzte Westjordanland, Gaza und Israel 
selbst verteilen. In der Zwischenzeit gibt es 
weitere mehr als 3 Millionen palästinensi-
sche Flüchtlinge in der unmittelbaren Umge-
bung (Jordanien, Syrien, Libanon, Ägypten) 
und weitere zwei Millionen anderswo in der 
Diaspora. Wir verteidigen die unterdrückten 
Palästinenser gegen den israelischen Unter-
drücker und kämpfen für das Recht aller 
Palästinenser auf Rückkehr in ihr Hei­
matland. Um einen Weg zu einer gerechten 
und tragfähigen Lösung zu eröffnen, führt 
kein Weg daran vorbei: Beide Völker haben 
ein nationales Existenzrecht. Aber in einem 
„Zwei-Staaten-Szenario“, wie es im Osloer 
Abkommen von 1994 vorgesehen ist, wird 
unter dem Kapitalismus derjenige, der knap-
pe Ressourcen wie Wasser bekommt, der 
Stärkere sein, und das wird nicht ein kleiner, 
verstreuter palästinensischer „Staat“ sein.

Zwar bezeichnen viele „Progressive“ 
Israel als „kolonialen Siedlerstaat“, doch 
im Gegensatz zu den Siedlern im West-
jordanland, bei denen es sich zumeist um 
Emigranten aus den USA, insbesondere 
aus New York City, handelt, hat die große 
Mehrheit der hebräisch sprechenden Israelis 
keine andere Heimat, in die sie zurückkeh-
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ren könnten. Die zionistische Festung Israel 
muss von innen heraus gesprengt werden, 
und die Massenproteste in den ersten neun 
Monaten des Jahres 2023 offenbarten zahl-
reiche Risse, die den scheinbaren Mono-
lithen sprengen könnten. Die IG/LVI vertritt 
die Auffassung, dass in solchen Fällen mit-
einander verflochtener Völker der einzige 
Weg zu einer gerechten und demokratischen 
Lösung für konkurrierende nationale Rech-
te in einer sozialistischen Revolution durch 
den gemeinsamen Kampf der Werktätigen 
beider Nationen besteht. Um eine wirkliche 
Verteidigung des palästinensischen Volkes 

New York City, am 12. Oktober 2023.

zu gewährleisten, kämpfen wir für einen 
binationalen arabisch/hebräischen Arbei­
terstaat Palästina, der sich mit dem macht-
vollen Proletariat der Türkei, Ägyptens und 
des Irans in einer sozialistischen Föderati­
on des Nahen Ostens zusammenschließt.

Diese Perspektive erfordert das Schmie-
den der Führung einer arabisch/hebräischen 
revolutionären internationalistischen Arbei­
terpartei auf der Grundlage des echten Kom­
munismus von Lenin und Trotzki. Dies ist 
der einzige Weg zur Befreiung, und es ist eine 
Aufgabe, die wir in den vor uns liegenden 
dunklen Zeiten in Angriff nehmen müssen. n

aufforderten, um die Waffenlieferungen an 
Israel zu stoppen, die Bombardierung Gazas 
durch Israel unverzüglich zu beenden, Israel 
zum Rückzug aus Gaza und dem Westjor
danland aufzufordern und jegliche Aufrüs-
tung Israels sofort zu stoppen.3 

Die Resolution der NUMSA zum 1. Mai 
hob die Aktionen der International Long
shore and Warehouse Union (ILWU) gegen
israelische Schiffe in früheren zionistischen 
Kriegen sowie gegen das Apartheidregi-
me in Südafrika hervor. Im Einklang mit 
seiner Tradition verabschiedete der ILWU 
Ortsgruppe 10 für das Gebiet der Bucht 
von San Francisco am 1. Mai einstimmig 
eine Entschließung, „sich zu weigern, mi-
litärische Fracht nach Israel umzuschlagen“ 
und „Streikpostenketten gegen den Krieg in 
Gaza zu unterstützen, wie wir es in der Ver-
gangenheit wiederholt getan haben“. Diese 
kämpferische Resolution wurde jedoch auf 
dem ILWU-Kongress im Juni von der Ge-
werkschaftsbürokratie niedergeschlagen.

Am Vorabend des kurzen (dreitägigen) 
großspurig angekündigten Streiks der In-
ternational Longshoremen‘s Association 
(ILA), der Anfang Oktober die Häfen an der 
Ost- und Golfküste der USA lahmlegte, gab 
ILA-Präsident Harold Dagget eine abscheu-
liche Erklärung ab, indem er verkündete, 
dass „die ILA, die ‚I LOVE AMERICA‘-Ge-
werkschaft, ihr langjähriges Versprechen 
aufrechterhalten wird, während Streiks Mi-
litärgüter weiter zu befördern“.

In Europa haben mehrere Gewerkschaf-
ten Erklärungen abgegeben, sich zu weigern, 
Militärgüter nach Israel zu transportieren, 
darunter Transportarbeiter in Belgien und 
Hafenarbeiter in Barcelona, Spanien. Die-
se Erklärungen sind jedoch größtenteils auf 
dem Papier geblieben, ohne dass sie tatsäch-
lich nennenswert umgesetzt wurden, was 
die PGFTU von Gaza dazu veranlasste, sich 
in ihrem Aufruf vom März 2024 über das 
„schockierende Schweigen und die Missach-
tung durch die internationale Arbeiterbewe-
gung“ zu beschweren. Schlimmer noch, in 
Deutschland hat die IG Metall auf beschä-
mende Weise die Produktion und den Export 
von Waffen nach Israel und in die Ukraine 
vorangetrieben.

Eine Ausnahme ist Italien, auch von der 
palästinensischen Gewerkschaft anerkannt, 
wo kämpferische „Basisgewerkschaften“ die 
Häfen von Genua und Livorno geschlossen 
haben, sich weigerten, militärische Fracht für 
Israel zu verladen, Zehntausende von Arbei-
tern auf die Straße brachten und zweimal ei-
nen eintägigen nationalen Streik (24. Februar 
und 25. Juni) in Solidarität mit den Palästi-
nensern durchführten. Mexikanische Arbei-
ter im Bundesstaat Puebla haben ein Video 
aufgenommen, in dem sie diese Aktionen der 
kämpferischen italienischen Gewerkschaften 
3 Die Entschließungen der CSWP sind auf der 
Website https://csw-pdx.org/ nachzulesen.

begrüßen. Die großen Gewerkschaftsverbän-
de Italiens (CGIL/UIL/CISL) haben jedoch 
nichts unternommen.

Und auch Griechenland, wo, wie oben 
berichtet, Arbeiter und Linke Waffenliefe-
rungen für den NATO-Krieg gegen Russ-
land um die Ukraine und den völkermör-
derischen Krieg von USA/Israel gegen 
Gaza blockiert haben. Die KKE hat eine 
ausgeprägt sozialpatriotische Einstellung, 
verteidigt lautstark die griechische „Sou-
veränität“ (z. B. über die ägäischen In-
seln, gegen die Türkei) und weigert sich, 
Russland gegen den Stellvertreterkrieg der 
NATO um die Ukraine zu verteidigen, was 
einer Kapitulation vor dem Imperialismus 
gleichkommt. Doch im Gegensatz zu vie-
len opportunistischen Linken anderswo 
in Europa, die eine „neutrale“ Enthal-
tungspolitik betreiben, um der pro-ukrai-
nischen, pro-imperialistischen „Friedens-
bewegung“ hinterherzulaufen, führt die 
Kommunistische Partei Griechenlands zu-
mindest konkrete Aktionen gegen die Im-
perialisten und Zionisten durch.

Das Abschlachten der Palästinenser geht 
weiter. Was tun? Wie die Aktionen militan-
ter Gewerkschaften und Linker in Italien 
und Griechenland und das Versagen, oder 
die fast überall unumwundene Weigerung, 
der „normalen“ Gewerkschaften und Ge-
werkschaftsverbände, gegen dieses Blutbad 
vorzugehen, gezeigt haben, muss der Kampf 
für klassenkämpferische Arbeiteraktionen 
Teil eines umfassenden Kampfes gegen 
die pro-imperialistische Gewerkschaftsbü-
rokratie – die „Arbeiteraristokratie“, wie 
Lenin sie nannte – sein, deren Programm 
der Klassenkollaboration ihre immer stär-
kere Eingliederung in den imperialistischen 
Staat widerspiegelt. Die Liga für die Vierte 
Internationale beharrt darauf, dass dieser 
Kampf nur von einer revolutionären prole-
tarischen Avantgarde auf der Grundlage des 
bolschewistischen Programms von Lenin 
und Trotzki geführt werden kann.

Das Stoppen eines Containers mit Mu-
nition für Israel, eines Konvois mit Kriegs-
gütern für die Ukraine, ein eintägiger Streik 
oder die Schließung eines Hafens – dies sind 
erste Schritte, aber sie sind von entscheidender 
Bedeutung, um die Richtung anzuzeigen, die 
der Kampf nehmen muss. Während Aufrufe 
an Regierungen, ein Waffenembargo gegen 
Israel zu verhängen (sowie auch die Aufrufe 
zu „Boykott, Desinvestition, Sanktionen“), 
darauf abzielen, die Imperialisten unter 
Druck zu setzen, meist vergeblich, machen 
klassenkämpferische Arbeiteraktionen Fort-
schritte auf dem Weg zum Sturz des kapita-
listisch-imperialistischen Systems. Während 
die Imperialisten auf einen thermonuklea-
ren Dritten Weltkrieg zustürzen, kann der 
Kampf gegen ihre tödliche Herrschaft – die 
endlosen Krieg, Armut, Rassismus und die 
anderen sozialen Plagen, die die Menschheit 
heimsuchen, hervorbringt – nur durch eine 
internationale sozialistische Revolution ge-
wonnen werden. ◼

Der blockierte Container mit Palästina-Flagge versehen. „Mörder raus aus dem 
Hafen“, haben die Hafenarbeiter von Piräus am 17. November, darauf gesprüht.

PAM
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Griechische Arbeiter...
forgesetzt von Seite 2

Internationalisten protestieren gegen 
Genozid der USA und Israel in Gaza

Berlin, am 21. Oktober 2023.

Mexiko-Stadt, am 28. Oktober 2023. 
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fortgesetzt von Seite 1
Verkaufszahlen und, natürlich, schwindende 
Gewinne und drohte damit, dass möglicher-
weise Werke in Deutschland geschlossen 
werden müssten. Das wäre das erste Mal in 
der 87-jährigen Geschichte von VW. Volks-
wagen kündigte auch andere Vereinbarun-
gen, darunter eine, die das Unternehmen 
dazu verpflichtete, allen Auszubildenden im 
Unternehmen einen festen Arbeitsplatz an-
zubieten, sowie eine Vereinbarung, die Leih-
arbeitern Löhne über denen anderer Automo-
bilunternehmen bot.

Auf einer Betriebsversammlung zwei 
Tage später in Wolfsburg, dem Hauptsitz des 
Unternehmens, machten rund 25 000 VW-Be-
schäftigte (viele konnten nicht in die Halle 
gelangen, und die Presse wurde ausgesperrt) 
ihrem kollektiven Ärger Luft und skandierten 
Slogans wie „Wir sind Volkswagen, ihr seid 
es nicht“. Die Sprechchöre und Trillerpfeifen 
hinderten die Chefs etwa 20 Minuten lang 
am Sprechen. Dann wurde den Beschäftigten 
gesagt: „Uns fehlen Autoverkäufe für rund 
zwei Werke“, aber das patriarchalische Ge-
tue der Chefs über die „VW-Familie“ kam 
nicht gut an. Die Beschäftigten wissen, dass 
die VW-Spitzen im vergangenen Jahr durch-
schnittlich 6,499 Millionen Euro erhalten ha-
ben. Das ist 85 Mal mehr als der durchschnitt-
liche Jahreslohn eines VW-Arbeiters.

Das Hauptargument der IG Metall und 
des Betriebsrats von Volkswagen war, dass 
die Beendigung des Vertrags VW noch mehr 
kosten würde, da dies eine Rückkehr zu den 
Verträgen von vor 1994 bedeuten würde, mit 
längeren Arbeitszeiten, höheren Löhnen und 
mehr Abfindungen. Wirklich? Die Gewerk-
schaftsbürokraten selbst sagen, die Ankündi-
gung von VW sei ein „Tabubruch“, und die 
Bosse haben offensichtlich nicht die Absicht, 
zum Status quo ante zurückzukehren.

1993 drohte Volkswagen damit, rechne-
risch 30 000 „überzählige“ Mitarbeiter ent-
lassen zu müssen. Die Entlassungen wurden 
dann durch eine Vereinbarung über die Ein-
führung einer 28,8-Stunden-Woche in allen 
VW-Werken „verhindert“. (Der 1984 errun-
gene Tarifvertrag über die 35-Stunden-Wo-
che wurde nicht abgeschafft, sondern nur 
ausgesetzt). In der Praxis bedeutete dies eine 
Kürzung der Löhne und – was für die Bosse 
ebenso wichtig war – eine „Flexibilisierung“ 
der Arbeitsschichten, wobei die Arbeitspläne 
immer komplizierter wurden.

So konnte die Zahl der festangestellten 
Vollzeitbeschäftigten reduziert werden; die 
überwiegende Mehrheit der Neueinstellun-
gen waren nun Leiharbeiter (immer wieder 
wurden Leiharbeiter zu Hunderten entlassen, 
nur damit VW anschließend Ersatz einstel-
len konnte). Im Jahr 2006 wurde eine ma-
ximale Wochenarbeitszeit von 33 Stunden 
vereinbart. Der Schlüssel dazu war, die ver-
räterische Gewerkschaftsbürokratie dazu zu 
bringen, diese Strategie zu unterschreiben. 
Die IG-Metall-Spitze nahm nicht nur einen 

Abbau der hart erkämpften Errungenschaften 
der Autoarbeiter in Kauf, sondern beteiligte 
sich auch an der Schaffung einer Art „indus-
triellen Reservearmee“, indem sie gemeinsam 
mit dem Unternehmen und dem Land Nieder-
sachsen eine Zeitarbeitsfirma gründete.

Die Betriebsratsspitze war stets bereit, auf 
dem Rücken der Belegschaft immer neue Spar-
maßnahmen auszuhandeln, wie Altersteilzeit 
und freiwilliges Ausscheiden, Entlassung von 
Leiharbeitern und Auslagerung von Arbeiten.

Es ist wichtig, das institutionalisierte Sys-
tem der „Sozialpartnerschaft“ zu verstehen, das 
Volkswagen verkörpert. So wie die Automo-
bilindustrie die treibende Kraft der deutschen 
Wirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg war, so 
war Volkswagen das „Juwel in der Krone“ die-
ser Industrie. Volkswagen wurde ursprünglich 
von den Nazis und ihrer „Arbeitsfront“ gegrün-
det, um ein billiges Auto für die Massen zu pro-
duzieren. Die westdeutsche Nachkriegs-Bun-
desrepublik, die sich zum Rechtsnachfolger 
von Hitlers Drittem Reich erklärt hatte, wollte 
dem von den Stalinisten der SED regierten Os-
ten des geteilten Deutschlands, dem bürokra-
tisch deformierten Arbeiterstaat der Deutschen 
Demokratischen Republik (DDR), das Schau-
fenster eines geläuterten, „sozial verantwortli-
chen“, „demokratischen“ Kapitalismus entge-
gensetzen. Als VW 1960 privatisiert wurde, 
übernahm das Land Niedersachsen ein Fünftel 
der Aktien des Unternehmens.

Der bürgerliche Staat, die VW-Eigentü-
mer und die Gewerkschaftsbürokratie (die 
„Arbeiterleutnants des Kapitals“, wie der 
US-Marxist Daniel De Leon einprägsam 
formulierte) sind auf das Engste miteinander 
verbunden. Dies zeigt sich in den Betriebs-
räten, den „beratenden“ Gremien der Ar-
beiter in Unternehmen ab einer bestimmten 
Größe in Deutschland. Die von den Arbei-
tern gewählten Vertreter sind häufig Gewerk-
schafter. (Dies allerdings zunehmend sel-
tener: in der neuen riesigen Tesla-Fabrik in 
der Nähe von Berlin dominieren die offenen 
Handlanger von Elon Musk.) Als Einzelper-
sonen können einige Betriebsratsmitglieder 
kämpferisch sein, aber sie werden durch ein 
ganzes Arsenal restriktiver Regeln gehemmt 
– z. B. dürfen sie der Belegschaft keine „Ge-
schäftsgeheimnisse“, wie z. B. bevorstehen-
de Entlassungen, verraten.

Die Klassenkollaboration bei VW funktio-
niert natürlich auch über materielle Korrupti-
on. Die obersten Gewerkschaftsvertreter in 
den VW-Betriebsräten bekommen sehr hohe 
Gehälter; die Chefs haben ihnen auch schon 
mal Urlaubsflugtickets und sogar Prostituierte 
besorgt. Aber es ist vor allem eine Selektion 
über politische Loyalität – zum „Autoland“ 
Deutschland und zu Volkswagen.

Im Gegensatz zu Unternehmen in aus-
ländischem Besitz in Deutschland, wie 
Ford oder Opel, war VW angeblich gegen 
direkte Entlassungen und Werksschließun-
gen immun; kein VW-Werk in Deutsch-
land darf ohne die Zustimmung der Ge-
werkschaftsvertreter im Aufsichtsrat oder 
des Landes Niedersachsen geschlossen 

werden. Letzteres gilt allerdings nicht für 
die ostdeutschen Werke, die nicht Teil des 
VW-Landesvertrags sind.

Sicherlich wird das sächsische Elektro-
autowerk in Zwickau mit seinen rund 11 000 
Beschäftigten schwer betroffen sein. Die 
Arbeitszeiten wurden bereits verkürzt, Leih- 
und Zeitarbeiter wurden entlassen. Das wird 
katastrophale Folgen für die Region haben. 
„Vom Metzger bis zum Bäcker hängt alles am 
VW-Standort und an den guten Einkommen 
der Beschäftigten“, warnte der Betriebsratsvor-
sitzende in der Berliner Zeitung (17. August).

Bereits kurz nach der Konterrevolution in 
der DDR und dem kapitalistischen Anschluss 
Ostdeutschlands an das imperialistische West-
deutschland 1991 akzeptierten die IGM-Bü-
rokraten, dass die ostdeutschen Arbeiter nie
drigere Löhne und schlechtere Bedingungen in 
Kauf nehmen mussten, um nach der rachsüch-
tigen, weitgehenden Zerstörung der DDR-In-
dustrie („Abwicklung“ genannt) durch die 
westdeutschen Kapitalisten in deren sich nun 
wieder nach Osten ausdehnenden Unterneh-
men „neue“ Arbeitsplätze zu schaffen.

VW steckt bereits tief in der Krise, wie der 
Rest der deutschen Autoindustrie. Die IG Me-
tall fordert bei Volkswagen wie in der laufen-
den Tarifrunde für die übrige Metallindustrie 
eine geringe Lohnerhöhung von 7 Prozent (die 
nicht einmal die Inflation der letzten Jahre auf-
fängt). Höchstwahrscheinlich wird sie sich mit 
viel weniger zufrieden geben (oder sogar mit 
einem Lohnstopp). Aber auch Lohnsenkungen 
werden die Probleme der Bosse nicht lösen.

Eine Kürzung oder gar Beschlag-
nahmung der aufgeblähten Gehälter der 
VW-Führungskräfte oder der Millionen-
ausschüttungen an die Aktionäre wäre zwar 
gerecht, würde aber das Problem des rück-
läufigen Autoabsatzes nicht lösen. Verschie-
dene „linke“ Reformisten träumen davon, 
die Autoindustrie in die Produktion von 
öffentlichen Verkehrsmitteln umzuwandeln. 
Aber die deutsche Bourgeoisie rüstet sich 
für den Krieg und hat kein Geld für solche 
Infrastrukturprojekte.

Das Problem ist auch nicht technischer 
Natur, obwohl die deutschen Hersteller bei der 
Entwicklung von Elektroautos recht spät dran 
waren und daher von den chinesischen Produ-
zenten überholt wurden. Die faschistoide Alter-
native für Deutschland fordert, die Produktion 
von Elektroautos ganz einzustellen; die kon-
servativen bürgerlichen Parteien (denen sich 
die reformistische Deutsche Kommunistische 
Partei anschließt) wollen zumindest den Aus-
stieg aus den Verbrennungsmotoren bremsen. 
In China bricht derweil der Markt für Verbren-
nungsfahrzeuge zusammen (und ein chine-
sisches Unternehmen hat inzwischen einen 
hocheffizienten Dieselmotor entwickelt).

Die Wahrheit ist, dass die deutsche Au-
toindustrie (wie die chemische und andere 
Industrien) durch steigende Energie- und 
Rohstoffkosten gelähmt wird. Diese wiede-
rum sind das Ergebnis des imperialistischen 
Stellvertreterkriegs der USA/NATO/EU in 
der Ukraine gegen Russland und der damit 
einhergehenden Sanktionen gegen russische 
Energieträger und Rohstoffe. So führt die 
kapitalistische Sparpolitik zwecks Militari-
sierung und Kriegsertüchtigung z. B. auch 
dazu, dass sich immer weniger Menschen ein 
Auto leisten können. Um diese Spirale von 
Krieg, Deindustrialisierung und Verelendung 
zu stoppen, führt kein Weg daran vorbei: Die 
antirussischen Sanktionen müssen gestoppt, 
die Gas-Pipelines (alle) wiederhergestellt 
und die imperialistischen Kriegstreiber 
durch Klassenkampf und Arbeiteraktion ge-
stoppt und besiegt werden.

Anders als seine Autos hat VW sein Sys-
tem der Klassenzusammenarbeit nicht expor-
tiert. In Brasilien kollaborierte die Tochterge-
sellschaft mit der Militärjunta (1964-1985) 
– Gewerkschafter wurden von der Firma aus 
den Fabriken gezerrt, um von der Geheimpo-
lizei gefoltert zu werden. In Mexiko hat VW 
versucht, korporatistische „Gewerkschaften“ 
zur Reglementierung der Arbeiter einzuset-
zen, während es im Süden der Vereinigten 

Staaten Versuche, seine Werke gewerkschaft-
lich zu organisieren, erbittert bekämpft hat.

Für viele Arbeiter auf der ganzen Welt (ein-
schließlich derjenigen in VW-Tochtergesell-
schaften) mögen die Löhne und Arbeitsbedin-
gungen der VW-Arbeiter in Deutschland fast 
paradiesisch erscheinen. Da VW jedoch ver-
sucht, seine Profite durch die Verlagerung der 
Produktion in Niedriglohnländer zu steigern, 
wissen klassenbewusste Arbeiter, dass ein Sieg 
der VW-Bosse und eine Verschlechterung die-
ser Bedingungen auch ihr Verlust wäre. Solida-
ritätsaktionen von VW-Arbeitern in Brasilien, 
Mexiko und Südafrika mit ihren Kollegen in 
Deutschland würden eine elektrisierende Wir-
kung auf die Arbeiterschaft weltweit haben.

Eine Gewerkschaftsführung, die diesen 
Namen verdient, würde die Erpressung der 
VW-Bosse zurückweisen, zu einem landes-
weiten Streik der gesamten Auto-/Metallin-
dustrie aufrufen, für eine weitere Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit bei gleichzeitiger 
Lohnerhöhung kämpfen und alle Werke be-
setzen, sollte es zu Schließungen kommen. 
Dies ist letztlich mit der Produktion für den 
Profit völlig unvereinbar und erfordert ei-
nen politischen Kampf gegen die pro-kapi-
talistische Gewerkschaftsbürokratie auf der 
Grundlage eines revolutionären Programms 
und der Enteignung der gesamten Kapitalis-
tenklasse in einer sozialistischen Revolution.

Während die Regierungskoalition den 
imperialistischen Kriegskurs unerbittlich 
fortsetzt – die Sozialdemokraten drängen auf 
mehr Kriegsproduktion und die Grünen sind 
auf dem Kriegspfad, um die ostdeutsche In-
dustrie im Namen der Bekämpfung des Kli-
mawandels stillzulegen –, schlagen die fa-
schistoide Alternative für Deutschland (AfD) 
und das chauvinistisch-populistische Bündnis 
Sahra Wagenknecht (BSW) Kapital aus der 
Unzufriedenheit der Arbeiter, indem sie sich 
gegen die Sanktionen stellen, während beide 
gleichzeitig Russland anprangern und gegen 
Immigranten hetzen und damit die Spaltung 
der Arbeiterklasse weiter vorantreiben. Bei 
den Wahlen im September in drei östlichen 
Bundesländern erzielte das neu gegründe-
te BSW zweistellige Ergebnisse, während 
die AfD in Thüringen fast ein Viertel und in 
Sachsen und Brandenburg fast ein Drittel der 
Stimmen erhielt, und zwar ganz eindeutig bei 
den Wählern aus der Arbeiterklasse.

Während das BSW dabei seinen Schwer-
punkt auf „Frieden“ und die AfD auf rassisti-
sche Demagogie konzentriert, sind diese kapi-
talistischen Parteien nicht weniger Feinde der 
Arbeiterklasse als die Regierungskoalition, 
und die sozialdemokratischen Gewerkschafts-
bürokraten sehen tatenlos zu, wie sich faschis-
tischer Dreck sogar in den Betrieben ausbrei-
tet. Diese bedrohliche Situation unterstreicht 
den Aufruf der Internationalistischen Gruppe, 
der deutschen Sektion der Liga für die Vierte 
Internationale, zum Aufbau einer revolutionä-
ren Arbeiterpartei, die mit dem trotzkistischen 
Programm der internationalen sozialistischen 
Revolution ausgestattet ist. n

Arbeiter demonstrieren gegen die Volkswagen-Bosse am 4. September 2024 bei 
Betriebsversammlung in Wolfsburg.

M
or

itz
 F

ra
nk

en
be

rg

Jobkiller VW...

Kapitalistische Erpressung: „Wir müs-
sen wieder lernen, härter zu arbeiten.“ 
Christian Sewing, Vorsitzender der 
Deutschen Bank, 6. September. Jedoch 
liegt die durchschnittliche Arbeitsstun-
denzahl von Vollzeitbeschäftigten in 
Deutschland im EU-Durchschnitt.
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Für Arbeitermobilisierung gegen den 
Kriegsdrang und Polizeistaatsmaßnahmen 

der BRD / NATO!

Gegen die Sozialdemokratie (SPD, Die Linke und Anhängsel) und allerlei 
Reformisten – Für eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei!

1. MAI 2024 – Inmitten des grausamen 
Völkermordes der USA und Israels an der 
palästinensischen Bevölkerung in Gaza, für 
den Deutschland als zweitgrößter Waffen-
lieferant Israels mitverantwortlich ist, ist 
die Pflichtunterstützung des Zionismus of-
fiziell „Staatsräson“ geworden. Dabei steht 
die Härte der Repressionsmaßnahmen gegen 
jedwede Verteidigung der Palästinenser in 
krassem Gegensatz zur schwindenden Unter-
stützung der Bevölkerung für dieses mons
tröse Kriegsverbrechen. 

Als erste auf der Verbotsliste stand Sami-
doun, die palästinensische nationalistische 
Verteidigungsgruppe. Die Aufzählung von 
Demonstrationen und Versammlungen, die seit 
dem 7. Oktober hierzulande verboten oder an-
gegriffen wurden, ist lang. Als jüngste gelten 
die brutale Auflösung der Berliner Demo ge-
gen Waffenlieferungen an Israel am 20. April, 
und eine Woche zuvor, der Protest gegen die 
Stürmung des Palästina-Kongresses. 

Am 12. April wurde der Palästina-Kon-
gress in Berlin von 900 Bullen zerschlagen. 
Dieser höchst antidemokratische Angriff rich-
tete sich – ausschließlich aufgrund „Gedan-
kenverbrechen“ – gegen Organisatoren, Ein-
geladene und Teilnehmer. Er war eine brutale 
Warnung an alle, die sich dem Kriegsdrang 
der deutschen Bourgeoisie und der damit ver-
bundenen Verelendung widersetzen könnten.

Nach einer massiven Hetzkampagne, unter-
stützt durch eine Allianz, die sich von der CDU 
bis zur Linkspartei (z. B. ex-Kultursenator 
Klaus Lederer) erstreckt, wurde der Kongress 
schikaniert, von der Polizei umzingelt, über-
fallen und dann auseinandergetrieben. Dem 
palästinensischen Chirurg (und Rektor der Uni-
versität Glasgow) Ghassan Abu-Sittah wurde 
am Flughafen die Einreise verweigert, seine 
Videobotschaft an den Kongress von der Poli-
zei abgebrochen und verboten. Der ehemalige 
griechische Finanzminister Yanis Varoufakis 
bekam gleichfalls ein „Betätigungsverbot“.

Udi Raz, führendes Mitglied der Jüdi-
schen Stimme, wurde auf dem Kongress ver-
haftet. Das Bankkonto dieser Gruppe wurde 
eingefroren – wie jüdische Bankkonten im 
Dritten Reich… Gebete auf Arabisch und 
Singen auf Hebräisch wurden gleichfalls ver-
boten. Was kommt als Nächstes? Ein Verbot 
der Worte salaam und shalom, den engver-
wandten Wörtern dieser beiden semitischen 
Sprachen für Frieden? Dann kam am 26. April 
das Auseinandertreiben des Protestcamps vor 
dem Reichstag gegen den Genozid in Gaza. 

Die Repression durch den deutschen im-
perialistischen Staat, zusammen mit seinem 
neuerlichen Feldzug gegen Muslime und der 
systematischen Nutzung von Geflüchteten als 
Sündenbock für das durch die Krise des deut-
schen Kapitalismus verursachte Elend, all das 

gibt der faschistoiden Alternative für Deutsch-
land, den wahren Antisemiten, Wind in die 
Segel. Die AfD ist Vorreiterin vieler dieser Re-
pressionsmaßnahmen, vom Verbot Samidouns 
bis zur geplanten Ausweisung oppositioneller 
Studierender von Berliner Universitäten, was 
mit Streiks von Lehrkräften, Mitarbeitern und 
Studierenden beantwortet werden muss. 

Die AfD und offene Faschisten, die in 
ihrem Kielwasser schwimmen, werden von 
Teilen der Kapitalistenklasse geschützt, finan-
ziert, unterstützt, bereitgehalten und benutzt, 
um letztendlich die kapitalistische Herrschaft 
zu sichern und die Organisationen der Arbei-
terklasse zu zerschlagen. Die faschistische 
Gefahr und den damit verbundenen rassisti-
schen Terror wird man weder mit Großkund-
gebungen mit bürgerlichen Kräften noch bei 
den Wahlurnen besiegen können, und noch 
weniger mit Verbotslisten. Dazu noch ist die 
Polizei, überall in Deutschland, notorisch von 
faschistischen Elementen durchdrungen. Den 
bürgerlichen Staat aufzufordern, die Faschis-
ten zu verbieten, ist nicht nur aussichtslos, 
sondern geradezu selbstmörderisch.

Die Organisatoren der „antifaschisti-
schen“ Massenmobilisierungen die im Januar 
und  Februar überall im Land abgehalten wur-
den, motiviert durch die Aufdeckung eines 
geheimen faschistisch-reaktionären Treffens 
in Potsdam im vergangenen November zur 
Planung zukünftiger Massendeportationen 
von „Ausländern“, lehnten die beschleunigten 
Abschiebungen, die die Regierungskoalition 
gerade zu diesem Zeitpunkt beschlossen hat-
te, keineswegs ab. Bei diesen Versammlungen 
wurden in der Regel palästinensische Flaggen 

verboten, israelische und deutsche natürlich 
nicht. In einigen Fällen (z. B. München und 
Berlin) wurden pro-palästinensische Demons-
tranten ausgeschlossen. Diese Mobilisierun-
gen unterstützten dadurch die rassistische Li-
nie  des deutschen Staats.

Diese Demos waren dem Volksfrontprin-
zip „Alle zusammen gegen den Faschismus“ 
verpflichtet, das die Klassenlinie gegen die 
Bourgeoisie verwischt. Aufrufe, die Demons-
trationen auf den DGB zu stützen oder sich 
„von unten zu organisieren“, wie Klasse gegen 
Klasse in ihrer Erklärung vom 23. Januar be-
fürwortete, stellen diese Klassenkollaborati-
on nicht infrage, sondern bieten ihr vielmehr 
einen „linken“ Deckmantel. Der Faschismus 
muss auf der Straße und in den Fabriken durch 
harten Klassenkampf und die Organisation der 
Arbeiterselbstverteidigung besiegt werden.

Ein Angriff auf einen 
 ist ein Angriff auf alle

Bundeskanzler Scholz verkündet Abschie-
bungen von Immigranten „im großen Stil“. Die 
Arbeiterklasse mit ihrem großen Einwande-
reranteil darf sich nicht spalten lassen. Sie muss 
sich der parteiübergreifenden Kampagne (Thü-
ringens Ministerpräsident Ramelow von der 
Linkspartei ist schon dabei) gegen Flüchtlinge 
und den beschleunigten Abschiebungen wider-
setzen und für volle Staatsbürgerrechte für alle 
Immigranten kämpfen, und mit Klassenkampf-
maßnahmen Abschiebungen verhindern.

„Verteidigungs“minister Pistorius erklärt, 
Deutschland muss „kriegstüchtig werden“. 
Wirtschaftsminister Robert Habeck, der sich 
gerade zum „Rüstungsminister“ erklärt hat, 
meint, dass „zu viel für immer weniger Ar-
beit gestreikt“ wird. Noch deutlicher betonte 
Transportminister Wissing, dass „in Europa 
Krieg herrscht. Diese Tarifauseinanderset-
zung darf nicht zum Sicherheitsrisiko wer-
den“. Gegen den Doppelkrieg des deutschen 
Imperialismus und der NATO in der Ukraine 
und im Nahen Osten und die damit verbunde-
ne Kriminalisierung der Opposition und Dro-
hungen gegen Gewerkschaftskämpfe, muss 
die Arbeiterklasse mobilmachen.

Die herrschende Klasse hat den Fehde-
handschuh hingeworfen: „Rente oder Rüs-
tung.“ Die Arbeiter haben doch die Macht, 
diese allseitige Offensive der Bourgeoisie 
zunichte zu machen. Wir haben die Macht, 
und es liegt in unserem ureigensten Klassen-
interesse, den Transport von Kriegsmaterial 
an die Ukraine und Israel zu stoppen. 

Am 12. April stürmte ein Heer von 900 Polizisten den Palästina-Kongress in 
Berlin, stellte den Strom ab, vertrieb die Teilnehmer und verhängte Redeverbot.

Aber die Gewerkschaftsbürokratie ist den 
Zielen des deutschen Imperialismus fana-
tisch treu. Damit hat Scholz die Verführer von 
ver.di und IG Metall, den größten Teilen des 
DGB-Gewerkschaftsbundes, dazu gebracht, 
mehr Waffenlieferungen für den zionistischen 
Genozidkriegstreiber in Gaza, Israel, und für 
den Stellvertreterkrieg gegen Russland in der 
Ukraine zu unterstützen. Das ist schlicht Klas-
senverrat. Diese Gewerkschaften müssten hin-
gegen ihre Macht entfalten, um solche Liefe-
rungen zu stoppen! 

Wiederholte Streiks im Nahverkehr, bei der 
Bahn, im Hamburger Hafen und auf den Flug-
häfen haben die Stärke der Arbeiterklasse ge-
zeigt. Es ist dringend notwendig zu kämpfen, 
und das bedeutet, die bürokratischen Parasiten 
wegzufegen. Dies erfordert ein revolutionäres, 
trotzkistisches Programm und Führung.

Der Versuch, die Linkspartei als einen „lin-
ken“ sozialdemokratischen Partner aufzubau-
en, um Druck auf die SPD auszuüben, war ein 
kläglicher, demoralisierender Fehlschlag. Die 
Linke ist ein politischer Leichnam, der nicht 
wiederbelebt werden kann. Das Bündnis für 
Sahra Wagenknecht (BSW) ist seinerseits eine 
bürgerlich-populistische Partei, die trotz einiger 
Rhetorik über die Wiederbelebung des Sozial-
staats, ganz offen prokapitalistisch und antiso-
zialistisch ist. Während das BSW die deutsche 
Bourgeoisie vor antirussischen Provokationen 
warnt, ist es dennoch ein Befürworter der „eu-
ropäischen“ imperialistischen Militarisierung. 
Wagenknecht/Lafontaine sind notorische Fein-
de von Immigranten und Flüchtlingen.

Gegen diese bürgerliche Offensive auf der 
ganzen Linie, muss eine revolutionäre Führung 
geschaffen werden, die keine Angst davor hat, 
gegen den Strom zu schwimmen. Die Kampf-
parole Karl Liebknechts im I. Weltkrieg, „Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land“, gilt heute 
noch. Klassenbewusste Arbeiter müssen sowohl 
die Palästinenser wie Russland gegen den zio-
nistischen und imperialistischen Krieg vertei-
digen, die beide letztendlich auf einen konter-
revolutionären Krieg gegen den bürokratisch 
deformierten Arbeiterstaat China zielen. Um 
den so drohenden III. Weltkrieg zu verhindern, 
und den verführerischen Traum von einer un-
möglichen „friedlichen Koexistenz“ mit dem 
Weltkapitalismus hinwegzufegen, kämpft die 
Internationalistische Gruppe, deutsche Sektion 
der Liga für die Vierte Internationale, für den 
Aufbau einer leninistisch-trotzkistischen Avant-
gardepartei, die sich der sozialistischen Weltre-
volution widmet. 

Internationalistische Gruppe bei der 
3-L Demo, 14. Januar 2024. Berliner Polizei greift Palästina-Solidarität Demo am 16. Oktober 2023 an.
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Dazu kamen die fortlaufenden, unzähligen 
Kosten für die Aufrüstung der Bundeswehr, die 
Kanzler Scholz in seiner „Zeitenwende“-Rede 
auf 100 Milliarden Euro festlegte. Dann noch 
die Waffenlieferungen und sonstige Unterstüt-
zung für die Ukraine, welche die Bundesregie-
rung bis jetzt auf 33,7 Milliarden Euro beziffer-
te. Im Haushalt für 2025 wurden die geplanten 
Militärhilfen für die Ukraine von 8 Milliarden 
2024 auf 4 Milliarden halbiert. Laut verschie-
denen Berichten1 wollen Scholz und sein Vize 
Habeck diese Militärhilfen jetzt aber wieder 
um 3 Milliarden Euro erhöhen, was zusammen 
mit der finanziellen Unterstützung die bevor-
stehenden Ukraine-Ausgaben bis auf 15 Mil-
liarden hinaufschrauben würde. Das aber wäre 
ohne eine Ausnahmegenehmigung für das 
Überschreiten der Schuldenbremse unmöglich. 

Ob das alles einer Inszenierung folgte,2 oder 
nicht, fest steht, dass die sozialdemokratischen 
und grünen Kriegstreiber mit ihren Plänen für 
„Kanonen und Butter, plus Windräder und 
Abschiebungen“, weitermachen wollten, was 
sie in die (wahl)politische Klemme gebracht 
hat. Denn Lindner wollte den Posten „Butter“ 
wegkürzen und plante Streichungen bei Sozial-
plänen, stellte sich gegen die Kindergrundsiche-
rung und  schlug eine „Ausweitung der Arbeits-
zeit“, Anreize an Leistungsempfänger „eine 
kleinere Wohnung [zu] beziehen“,3 Einsparun-
gen durch verschärfte Rentenregelungen und 
eine Absenkung des „Bürgergelds“ vor. Aber 
ihr Problem war nicht nur FDP-Mann Lindner. 
Der Anspruch, eine „Fortschrittsregierung“ zu 
sein, war schon vorher fadenscheinig. Selbst 
die Mindestlohn-Erhöhung auf 12 € pro Stun-
de war eine Blamage; auch verdoppelt würde 
er nicht ausreichen, die Kosten für Familien zu 
decken. Die Werktätigen und die ganze untere 
Hälfte der Bevölkerung hält es  nicht mehr aus, 
was bereits im Herbst zum Wahldesaster der 
Ampelparteien im Osten geführt hat. 

Der deutsche Kapitalismus ist in Not. 
Die Verarmung wächst, Sozialleistungen 
sind gefährdet und Massenentlassungen an-
gekündigt. Ohne nennenswerte Opposition 
von links, werden Wut und Ärger über die 
Misere von populistischen und faschistoiden 
(„mit faschistischen Zügen“) Parteien ge-
erntet. Auch verschiedene Nazi-Gruppierun-
gen fressen an diesem Trog. Während sich 
die parlamentarische und wirtschaftliche 
Krise verschärft, schreit die Situation nach 
einer revolutionären Arbeiterpartei, um die 
Werktätigen und alle Ausgebeuteten zu ver-
teidigen und das verfaulende kapitalistische 
System durch sozialistische Weltrevolution 
zu stürzen. n
1 „So verlief die letzte Nacht der Ampelkoaliti-
on“, Tagesschau, 7. November 2024; auch „Ger-
many’s Ukraine support for 2025 is safe despite 
coalition break-up, sources say”, Reuters, 8. No-
vember 2024.
2 „Die drei Ebenen des inszenierten Ampel-
bruchs“, NachDenkSeiten, 8. November.
3 „Kritik an Lindner-Plänen: ‚Viele würden Zu-
hause verlieren‘“, ZDF, 24. Oktober.

fortgesetzt von Seite 1
Kriegsskurs...

Debakel im Osten für 
Ampel-Kriegsregierung

Die letzte Europawahl und dann die 
Landtagswahlen in drei ostdeutschen Bun-
desländern im September offenbarten den 
Bankrott der Parteien der kriegführenden 
Koalition – und auch der pro-NATO Links-
partei. Ganze Branchen der deutschen Indus-
trie zerbröckeln aufgrund des Verzichts auf 
russisches Gas und Erdöl infolge von Sank-
tionen der Europäischen Union und einer pa-
rallel dazu geführten antichinesischen Kam-
pagne. Dies hat zu Massenentlassungen und 
jetzt Fabrikschließungen geführt, sowie zur 
Strangulierung öffentlicher Dienstleistungen 
und zu einer Krise im Wohnungsbau. Die 
BRD, einst Zugpferd der EU, ist zum „kran-
ken Mann Europas“ geworden. 

Die Landtagswahlen kündeten von einem 
nationalen Trend: die Parteienlandschaft, die 
auf die kapitalistische Wiedervereinigung 
Deutschlands zurückgeht, wird erschüttert. 
In den drei östlichen Bundesländern hat die 
faschistoide Alternative für Deutschland 
(AfD) fast ein Drittel der Stimmen bekom-
men (Thüringen 32,8 %, Sachsen 30,6 %, 
Brandenburg 29,2 %), während das populis-
tische Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) 
aus dem Stand zweistellige Ergebnisse er-
reichte (15,8 %, 11,8 %, 13,5 % gemäß obi-
ger Reihenfolge). Die Parteien der regie-
renden Ampelkoalition (SPD, FDP, Grüne), 
hingegen, obwohl sie sich in Brandenburg 
(knapp) behaupteten, spielen in den ande-
ren beiden Bundesländern keine Rolle mehr. 
Die CDU hat ihre Stammwähler beibehalten, 
aber die Partei Die Linke (PdL) ist in den 
Abgrund gestürzt, mit einem Verlust von 
fast 18 % in Thüringen und Ergebnissen un-
ter der 5 %-Hürde für die parlamentarische 
Vertretung nach Stimmenverteilung in den 
beiden anderen Bundesländern.

Kennzeichnend ist, dass die beiden Gewin-
ner, BSW und AfD, Abweichler vom antirus-
sischen Kreuzzug und Widersacher „unkont-
rollierter Einwanderung“ sind. In Wirklichkeit 
vertreten sämtliche in den Parlamenten vertre-
tene Parteien ihre eigene Variante der militäri-
schen Aufrüstung und Immigrantenfeindlich-
keit. Die Bevölkerung wird systematisch dazu 
angestachelt, Einwanderer und Flüchtlinge als 
Sündenbock für die schrumpfenden Sozialleis-
tungen verantwortlich zu machen, anstatt sich zu 
fragen, warum immer weniger Mittel dafür zur 
Verfügung stehen. Der Kreuzzug für „Kriegsbe-
reitschaft“ Deutschlands nimmt zwangsläufig 
Migranten als Verdächtige ins Visier, und die 
brutale, rassistische Unterdrückung jeglichen 
Widerstands gegen die deutsche Unterstützung 
des Völkermords an den Palästinensern in Gaza 
kann der AfD nur zugutekommen. 

Für eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei!

Kriegskurs verläuft  
in einer Sackgasse 

Russland hat im Kriegsgeschehen um die 
Ukraine seit Monaten klar und deutlich die 
Oberhand, seitdem es Schritt für Schritt die 
ukrainischen NATO-Vertreter aus dem Don-
bass vertreibt. Gleichzeitig deuten die von 
der NATO ständig neu eingeleiteten Eskala-
tionsspiralen letztendlich auf einen atomaren 
3. Weltkrieg hin. Auch das Mantra des „völ-
lig unprovozierten Angriffskriegs Russlands“ 
verfängt heute weit weniger, angesichts des 
tatsächlich jahrelang vom Westen vorbereite-
ten, provozierten und geschürten Kriegskur-
ses der NATO-Imperialisten. Die Kriegsmü-
digkeit unter die Bevölkerung wächst, sowohl 
in Deutschland wie in der Ukraine.

In weniger als zwei Jahren sollen US-Mit-
telstreckenraketen in Deutschland stationiert 
werden, immer näher an Moskau heran. Die-
se Entscheidung wurde von der Regierung 
als „exekutiver Beschluss“ durchgewunken, 
während Deutschland mit seinen europäi-
schen imperialistischen Partnern gleichzeitig 
eigene derartige Raketen entwickeln will. Ein 
ähnlicher Vorstoß der NATO gegen die UdS-
SR in den frühen 80er Jahren löste eine riesige 
Massenbewegung aus, die Arbeiteraktionen 
gegen diese Provokation erforderlich machte. 
Stattdessen kam es zur Gründung der Partei 
Die Grünen, die heutige fanatischer Kriegs-
hetzer gegen Palästinenser, Iraner und Russen 
(sowie gestern gegen Serben im Balkan) ist. 
Sie ist der endgültige Beweis dafür, dass bür-
gerlicher Pazifismus keinen Frieden bringen 
kann, ganz im Gegenteil.

Beim Krieg gegen Russland haben sich 
die europäischen Bourgeoisien jedoch verzo-
ckt. Russland sollte durch die drakonischen 
Sanktionen schnell deindustrialisiert und in 
die Kapitulation gezwungen werden. Das 
Kalkül ist nicht aufgegangen. Die Sanktio-
nen führen dagegen zur Deindustrialisierung 
Deutschlands, da die heimische Industrie 
aufgrund der immens gestiegenen Energie- 
und Rohstoffpreise nicht mehr konkurrenz-
fähig ist. Das Kapital wandert ab und fließt 
zusätzlich über erhöhte Preise der vermehrt 
importierten teuren Energieträger u. a. aus 
den USA dorthin ab. Die Inflation frisst am 
Lebensstandard der werktätigen Bevölke-
rung in Deutschland.

Der Spielraum der Sozialdemokratie 
verengt sich, das Kapital geht in die Offen-
sive, z. B. mit der seit Jahrzehnten erstma-
ligen Ankündigung von Werksschließungen 
bei Volkswagen und der angekündigten Ent-
lassung ohne Sozialplan von Zehntausenden 
von Arbeitern. Es hageln Kündigungen von 
Tarifverträgen. Angesichts der Rolle der 
Autoindustrie als Motor der deutschen Wirt-
schaft und der Stellung von VW als „Kron-
juwel“ der Branche, mit einem hochentwi-
ckelten System der Klassenzusammenarbeit, 
in das die Gewerkschaftsbürokraten natür-
lich eingebunden sind, ist diese Erklärung – 
dieser „Tabubruch“ – ein Schlag ins Gesicht 
der Arbeiterklasse.

Und wenn Entlassungen in der westdeut-
schen Industrie für Schlagzeilen sorgten, so ist 
der Osten noch härter betroffen, etwa der Au-
tozulieferer ZF in Brandenburg an der Havel; 

Das war damals: Chefs der rot-gelb-grünen Regierung vor dem Koalitionsbruch. 
Von links: Robert Habeck (Grünen), Christian Lindner (FDP), Olaf Scholz (SPD).

dp
a

Polizei untersucht Anwohner einer Flüchtlingsunterkunft in Solingen nach dem 
Messeranschlag am 25. August. Immigranten werden immer unter Verdacht 
gestellt, für was auch immer. Die Internationalistische Gruppe fordert: Volle 
Staatsbürgerrechte für alle Einwanderer! 

C
hristoph R

eichw
ein / dpa

Volkswagen-Arbeiter in Zwickau (Thüringen) besorgt um ihre Arbeitsplätze 
aufgrund Drohung von Werksschließungen. 30 Jahre nach der kapitalistischen 
Wiedervereinigung verdienen Beschäftigte im Osten 19 Prozent weniger, und 
arbeiten 20 Prozent länger als im Westen. Kein Wunder, dass es Ärger gibt.

H
endrik Schm

idt / Keystone 
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auch bei Volkswagen Zwickau sind Arbeits-
plätze bedroht. Höhere Arbeitslosenquoten 
im Osten sind seit der Wiedervereinigung ein 
konstanter Wert (letztes Jahr 7,8 % im Osten, 
5,8 % im Westen), während die durchschnitt-
lichen Stundenlöhne ostdeutscher Arbeiter 
erheblich unter dem Westniveau liegen. Kein 
Zufall, weil die Industrie der DDR und das 
gesamte soziale Gefüge nach 1990 zerstört 
wurden. Ostdeutschland ist also tatsächlich 
instabiler. Sogar die Parteien, die aus der Un-
zufriedenheit Kapital schlagen (oder dies frü-
her taten), werden von Westdeutschen geführt 
– z. B. Björn Höcke (AfD) und Bodo Rame-
low (PdL). Kein Wunder, dass der Osten vor 
Unzufriedenheit brodelt, und Sahra Wagen-
knecht Unterstützung findet.

Dieser Angriff kann nur durch harten 
Klassenkampf niedergeschlagen werden. 
Und er kann nicht ohne die Beteiligung der 
Immigranten gewonnen werden, die seit lan-
gem einen etablierten und potenziell kämp-
ferischen und mächtigen Teil der Industriear-
beiterschaft bilden. Wie wir auch in unserem 
Flugblatt zum 1. Mai [2024]1 gegen die staat-
liche Unterdrückung pro-palästinensischer 
Proteste anmerkten, hat die herrschende 
Koalition schon mit dem Verbot von Arbei-
terstreiks als Hindernisse für den Kriegskurs 
gedroht. Aber ihr Lieblingsrezept ist es, die 
Verantwortung für die verbreitete Misere den 
Einwanderern in die Schuhe zu schieben. 

Nach (und auch vor) Solingen-
Anschlag: Hetzkampagne gegen 

Immigranten
Am 23. August hat ein syrischer Asylbe-

werber in Solingen während einer Stadtfeier 
(„Festival der Vielfalt“) in einem Messerangriff 
drei Menschen umgebracht und acht weitere 
verletzt (darunter vier lebensgefährlich). Am 
nächsten Tag hat der Islamische Staat den An-
griff für sich reklamiert, und den Täter als „Sol-
dat des IS“ bezeichnet (was einige Behörden in 
Frage stellen). Sofort ist ein Gewitter von Auf-
rufen von Politikern für verstärkte Repression, 
Messerverbote (ab Klingenlängen über 6 cm!), 
Stopp von Asylanträgen, mehr und schnellere 
Abschiebungen, verstärkte Überwachung von 
Muslimen usw. ausgebrochen – eine regelrech-
te, parteiübergreifende islamophobische Hys-
terie gegen Einwanderer. 

Der tragische Amoklauf in der „Klin-
genstadt“ wurde Anlass zu einer „nationalen 
Notlage“. Eine massive Medienkampagne 
wurde mit Kriegsrhetorik aufgeladen: „Ter-
ror-Anschlag von Solingen: SEK stürmt 
Asylheim!“ (Bild, 24. August 2024) oder 
„Polizisten-Satz nach Solingen zeigt, dass 
das Land kurz vor der Kapitulation steht“ 
(Focus, 25. August 2024). Unter den Politi-
kern der Regierungskoalition hat SPD-Chef 
Lars Klingbeil in Bild am Sonntag ein all-
gemeines Verbot gefordert, „damit Messer 
von Deutschlands Straßen und Plätzen ver-
schwinden“. Ähnlich äußerten sich Bun-
desjustizminister Marco Buschmann (FDP) 
und Vizekanzler Habeck (Bündnis 90/Die 
Grünen). Seitens des „respektablen“ konser-
vativen Lagers, forderte Nordrhein-Westfa-
lens Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) 
sofortige Abschiebungen nach Syrien und 
Afghanistan während CDU-Chef Friedrich 
Merz einen Aufnahmestopp für Menschen 
aus den beiden Ländern verlangte. Und ob-
wohl die  SPD dieses Vorhaben als Verstoß 
gegen das Grundgesetz kritisierte, hat Bun-
deskanzler Scholz vermehrte Abschiebun-
gen nochmals erwähnt, natürlich „im großen 
Stil“. 

Da er knapp eine Woche vor den Landtags-
wahlen in Thüringen und Sachsen geschah, 
hat der Solinger Anschlag Widerhall im politi-
schen Wahlkampf gefunden. Am grobsten war 
natürlich die Alternative für Deutschland. Der 
Spitzenkandidat der AfD in Thüringen (und 
Führer des offen faschistischen „Flügel“ dieser 
faschistoiden Partei) Höcke schrieb, „Beendet 
endlich den Irrweg der erzwungenen Multi-
kulturalisierung! Schützt Eure Kinder!“ Auch 
Wagenknecht, Hauptkonkurrentin der AfD im 
1 Siehe Seite 10 in dieser Zeitung. 

südlichen Osten, meldete sich zu Wort, und 
zwar um die Forderung der CDU nach einem 
Aufnahmestopp für afghanische und syrische 
Flüchtlinge als „ein erster Schritt“ zu unter-
stützen. Auf der Social-Media-Plattform X 
twitterte sie : „Wer unkontrollierte Migration 
zulässt, bekommt unkontrollierbare Gewalt.“2 
Wegen des Einzelfalls zu Solingen also verlan-
gen Politiker und Medien fast flächendeckend 
Einschränkung der Einwanderung.

Der Vorschlag der Christdemokraten seit 
2023, das individuelle Asylrecht ganz aus 
der Verfassung zu streichen, ist da nur kon-
sequent. Die Wahlerfolge der AfD sind nicht 
der Treiber, sondern ein Symptom einer all-
gemeinen Tendenz zur Dämonisierung von 
und Sündenbock-Suche unter Einwande-
rern und Muslimen. Das gesamte politische 
Spektrum des bürgerlichen Deutschlands ist 
inzwischen bestrebt, die Islamophobie als 
Keule zu benutzen. Am 11. September pran-
gerte die Fraktionschefin der Grünen, Katha-
rina Dröge, hetzerisch das „Gift des Islam“ 
an. Sie sagt später, sie habe „Islamismus“ ge-
meint, aber war das angesichts der Rolle der 
Grünen in prozionistischen Hetzkampagnen 
wirklich ein „Versehen“ gewesen? Der baye
rische Verfassungsschutz wiederum hat „le-
galistische Islamisten“ angeprangert, die nur 
vorgeben würden, offen und tolerant zu sein. 

SPD-Bundesinnenministerin Faeser hat 
schon vor Monaten den Verein Islamisches 
Zentrum Hamburg verboten und die dortige 
Imam-Ali-Moschee beschlagnahmt. Schon 
vor dem Solinger Attentat, am Morgen des 
24. Juli, stürmten Hunderte Polizisten bun-
desweit mehr als 50 Büros, Privatwohnungen 
und andere Einrichtungen schiitischer Mus-
lime. Konkrete Vorwürfe gab es natürlich 
nicht, es reichte eine „ideologische Nähe“ 
zur iranischen Regierung. Kurz gesagt: Alle 
Muslime werden unter Verdacht gestellt.

Bald ist diese Hysterie in Taten um-
gesetzt. Ab dem 16. September weitete 
die Regierungskoalition die polizeilichen 
Grenzkontrollen zu Polen, Tschechien, Ös-
terreich, Frankreich und der Schweiz auf die 
übrigen deutschen Landesgrenzen aus. Die 
in den Schengen-Bestimmungen festgelegte 
„Garantie“ der Freizügigkeit innerhalb der 
Europäischen Union ist damit faktisch auf-
gehoben. Obwohl die Kontrollen teilweise 
nur Stichproben sind und einen massiven 
Polizeieinsatz erfordern (die Polizei schreit 
bereits wieder nach noch mehr Personal und 
Geld), gibt es keine Garantie dafür, dass sie, 
wie ursprünglich angekündigt, nach sechs 
Monaten wieder aufgehoben werden.

Die Bourgeoisie macht schon lange 
keinen Unterschied mehr zwischen Flücht-
lingen und „irregulären Migranten“ im All-
gemeinen. Die Regierenden der EU wollen 
jetzt, nach der Welle von Flüchtlingen 2015-
2016, die Einwanderung kontrollieren, damit 
nur diejenigen einreisen können, die für sie 
2 Zitate aus Junge Welt, 26. und 27. August 2024. 

potenziell nützlich sind, um Profite zu ma-
chen. Der Rest wird kurzerhand abgewiesen. 
Die Bosse wollen nur Menschen mit brauch-
baren Fähigkeiten, und eine gewisse Anzahl 
schutzloser Arbeiter, die keine Rechte haben 
und zu Hungerlöhnen ausgebeutet werden 
können. Das Modell: das von Bundeskanzler 
Scholz vorgeschlagene „Migrationsabkom-
men“ mit Usbekistan – ein Kontingent sorg-
fältig kontrollierter, gut ausgebildeter junger 
„Fachkäfte“. Also, zurück in die Zukunft: 
„Gastarbeiter“ 2.0, mit strenger Befristung. 

Es handelt sich auch hier um einen pan
europäischen Trend. Anfang September hat 
der französische Präsident Macron, nach 
seinen missglückten vorgezogenen Neu-
wahlen im Juni, einen neuen Premierminis-
ter ernannt, Michel Barnier von der kleinen, 
rechtsgerichteten Partei Les Républicains. 
Barnier erklärt, er wolle die Einwanderung 
von außerhalb der EU nach Frankreich für 
drei bis fünf Jahre aussetzen. In den Nieder-
landen darf der rassistische Demagoge Ge-
ert Wilders nicht Ministerpräsident werden, 
aber die Koalition zwischen seiner „Freiheit-
spartei“ (PVV) und der konservativen VVD 
hat sich verpflichtet, einen großen Teil des 
PVV-Programms umzusetzen. Die Regie-
rung beabsichtigt, eine „nationale Asylkrise“ 
auszurufen, die es ihr ermöglichen würde, 
ohne Zustimmung des niederländischen Par-
laments deutlich schärfere Einwanderungs-
maßnahmen durchzusetzen.

In Großbritannien setzt die neue Labour-Re-
gierung die rassistische Unterdrückung und den 
prozionistischen Kurs ihrer konservativen Vor-
gängerregierung fort. Bei den Wahlen im Juli 
verzeichnete die rechte „Reform“-Partei einen 
bemerkenswerten Stimmenzuwachs. Anfang 
August folgten auf den Erfolg von „Reform“ an-
timuslimische Pogrome. Premierminister Keir 
Starmer reiste bald nach Italien ab, um von der 
faschistischen Führerin und Regierungschefin 
Giorgia Meloni zu lernen, wie man Migranten 
am besten abschreckt. Meloni verfügt nicht nur 
über faschistische Schlägertrupps, sondern ver-
lässt sich auch stark auf Tunesien und Libyen, 
um afrikanische Flüchtlinge zu blockieren und 
zu misshandeln, und sie sogar zum Sterben in 
die Sahara zu treiben. Jetzt will sie die Bearbei-
tung von Anträgen nach Albanien umlagern, 
aber stößt auf Widerstand von Gerichten.

Wir Trotzkisten lehnen alle rassistischen 
Einwanderungsgesetze ab, und widersetzen 
uns den bürgerlichen Parteien, die sie schrei-
ben. Gegen rassistische Anschläge auf Flücht-
lingswohnheime und Immigranten-Viertel, 
sowie auch gegen die ebenso rassistischen Po-
lizeirazzien und Abschiebungen, rufen wir zu 
Arbeiterverteidigung auf, insbesondere zur Bil-
dung von Verteidigungsgruppen, die sich auf 
die Massenorganisationen der Arbeiterklasse 
basieren. Wir fordern volle Staatsbürgerrechte 
für alle Immigranten, egal wie sie hierher ge-
kommen sind, und Asyl für diejenigen, die vor 
der vom Imperialismus angerichteten Zerstö-
rung fliehen. Dabei betonen wir, dass die kapi-
talistische Ausbeutung und das Bedrängen von 
Einwanderern nur durch eine internationale so-
zialistische Revolution beendet werden kann.

Wann begann eigentlich  
dieser „Rechtsruck“?

Alle reden von einem „Rechtsruck“ 
(sogar die prozionistischen Hetzer von der 
taz!). Die Liberalen, Reformisten und Op-
portunisten nutzen diesen Ausdruck, um zu 
behaupten, die Bourgeoisie könne durch 
Druck zu einer „demokratischeren“, we-
niger rassistischen Politik zurückgedrängt 
werden, dass sonstige Parteien vor den Wah-
lerfolgen der AfD kapitulierten, oder dass 
die Konservativen (CDU, FDP) gezwungen 
werden müssten, eine „Brandmauer“ gegen 
Regierungskoalitionen mit der AfD auf-
rechtzuerhalten. Es stimmt, dass alle bür-
gerlichen und reformistischen Parteien nach 
rechts gerückt sind. Aber weshalb? Darüber 
wird geschwiegen, denn  die Ursache liegt 
in der Krise des deutschen Kapitalismus und 
seinem Kriegsdrang. Und was die Frage der 
von Verteidigungsminister Boris Pistorius 
angestrebten „Kriegstüchtigkeit“ angeht, 
so wurde der entscheidende Schritt bereits 
1999 getan, als die rot-grüne Regierung (im 
Namen des „Antifaschismus“!) mit ihrer 
Beteiligung am imperialistischen Angriff 
auf Serbien Deutschland zum ersten Mal 
seit 1945 wieder in den Krieg führte. Ähn-
lich mit der Asylfrage: 1993 stimmte der 
deutsche Bundestag für den „Asylkompro-
miss“, der das bisherige uneingeschränkte 
Recht von Flüchtlingen auf Asyl demontier-
te, welches in den Verfassungen der Bun-
desrepublik und der DDR enthalten war. 
Von da an waren Flüchtlinge, die über ein 
anderes EU-Land oder ein „sicheres“ Dritt-
land einreisten, nicht mehr asylberechtigt 
und konnten aus Deutschland ausgewiesen 
werden.3 Die Partei des Demokratischen 
Sozialismus (PDS), Vorläuferin der Links-
partei (PdL), akzeptierte Abschiebungen 
nach dem Motto, „Mit kühlem Kopf über 
ein Zuwanderungsgesetz reden, das prak-
tische Probleme berücksichtigt“ (Neues 
Deutschland, 9 November 1992). 

Hintergrund damals: 1992 kam es bei 
fast 2300 Terroranschlägen von Rechtsex-
tremen zu über 30 Toten. Beispiele hier-
für waren das rassistische Pogrom gegen 
Roma-Flüchtlinge und vietnamesische 
Arbeiter in Rostock im August 1992, und 
der tödliche Brandanschlag auf eine tür-
kische Einwandererfamilie in Mölln im 
November. Nach dem „Asylkompromiss“ 
folgte im Mai 1993 ein weiteres derarti-
ges Massaker in Solingen. Auch heute, 
am 25. März 2024, wurde ein Mehrfami-
lienhaus in Solingen in Brand gesteckt, 
mit einem Blutzoll von vier Getöteten, 
eine junge Familie von türkischstämmi-
gen Muslimen aus Bulgarien. Der mut-
maßliche Täter, ein 39-jähriger Solinger, 
habe auch, zwei Wochen später, mit einer 
Machete einem Mann angegriffen und le-
bensgefährlich verletzt. Aber wen küm-
3 Die EU-Verordnung „Dublin III“ von 2013, dass 
Asylanträge von Flüchtlingen im ersten EU-Land, 
das sie betreten haben, bearbeitet werden müssen, 
war lediglich die Übernahme des deutschen Ge-
setzes durch den Rest der EU.

Wann begann der „Rechtsruck“? Sofort nach der kapitalistischen Wieder
vereinigung Deutschlands und der Zerstörung der DDR, gab es ein Aufflammen 
von rechten Terror. Links: Pogrom in Rostock-Lichtenhagen gegen Migranten 
Wohnheim im Jahr 1992. Oben: Brandanschlag von Nazis auf einen 
Zweifamilienhaus von Bürgern türkischer Abstammung bewohnt, wobei fünf 
Anwohner getötet wurden. 

Sepp Spiegl / Im
ago
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mert das schon, wenn sich die öffentliche 
Empörung hauptsächlich gegen Einwan-
derer richtet?

Anfang dieses Jahres gingen Hundert-
tausende auf die Straße, empört über Be-
richte eines Geheimtreffens von AfD-Grö-
ßen, CDU Mitgliedern und Faschisten am 
25. November 2023 in einem Hotel nahe 
bei Potsdam. Grund der Zusammenkunft 
war es, über einen Masterplan zur Ab-
schiebung (zynisch „Remigration“ ge-
nannt) von Millionen von Menschen nach 
Afrika, darunter auch deutsche Staats-
bürger „mit Migrationshintergrund“, zu 
beraten.4 Weitgehend ignoriert wurde 
dabei, dass wenige Wochen zuvor Bun-
deskanzler Scholz sein eigenes Vorhaben 
für das gleiche Ziel geäußert hatte mit: 
„Wir müssen endlich in großem Stil die-
jenigen abschieben, die kein Recht haben, 
in Deutschland zu bleiben“ (Der Spiegel, 
27. Oktober 2023). Auch unerwähnt blieb 
die Massendeportation aus der BRD von 
Zehntausenden von Vertragsarbeitern aus 
Vietnam, Mosambik und anderen Ländern 
ab Mai 1990 als Konsequenz der Einver-
leibung der DDR durch die Kapitalisten 
mit ihrem Rachefeldzug gegen alles, was 
an den ehemaligen (bürokratisch defor-
mierten) Arbeiterstaat erinnert.

Die Pogrome und Deportationen waren 
eine direkte Folge der Konterrevolution 
in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, als der westdeutsche Imperialismus 
den Osten annektierte. Ebenso der Bal-
kankrieg und der Zerfall Jugoslawiens, 
in denen der deutsche Imperialismus eine 
Schlüsselrolle spielte. Dazu gehörte auch 
die Einführung der Billiglöhne im Osten, 
und die Spaltung der Arbeiter in Ost, West 
und Immigranten, die von den sozialdemo-
kratischen Gewerkschaftsbürokraten un-
terstützt und durchgesetzt wurden, als die 
SPD Vorreiter der kapitalistischen Wie-
dervereinigung Deutschlands war. Und 
die PDS/PdL, deren „Neubeginn“ durch 
den Ausverkauf der DDR als Kapitulation 
vor dem Imperialismus markiert wurde, ist 
dann bald zur direkten Unterstützung des 
rassistischen Einwanderungs-Programms 
des Kapitals übergegangen. 

Was die reformistischen Linken be-
trifft, die jetzt über den „Ruck nach 
rechts“ jammern, so befürworteten diese 
entweder eine sozialdemokratische Vari-
ante der Wiedervereinigung oder kapitu-
lierten vor dem kapitalistischen Drang, 
jeder auf seine Weise. Als die stalinisti-
sche Bürokratie zerfiel, widersetzten sich 
nur die revolutionären Trotzkisten der 
kapitalistischen Wiedervereinigung und 
kämpften für die Verteidigung der sozia-
len Errungenschaften in der DDR durch 
eine politische Arbeiterrevolution dort 
und die Ausweitung dieser zur sozialisti-
schen Revolution im Westen.
4 Der Plan wurde von Martin Sellner, Leitfigur 
der „Identitären Bewegung“, vorgelegt (ZDF, 1. 
Januar 2024). 

Für eine revolutionäre, 
leninistisch-trotzkistische 

Arbeiterpartei!
Vor sechs Jahren warnten wir frühzeitig:

„Die Bedeutung der AfD liegt nicht in irgend-
einer langfristigen parlamentarischen Präsenz, 
sondern dass ihr Erfolg ein weiteres Alibi für 
rassistische Maßnahmen gegen Flüchtlinge 
und Muslime liefert – ein Konsens, der sich 
von der CDU/CSU, über die SPD, bis hin zu 
Teilen der Linkspartei erstreckt. So lief es auch 
mit den rassistischen Pogromen von 1992/93, 
die den Mainstream-Parteien eine Ausrede für 
die Demontage des Asylrechts boten.“
– „Große Koalition: Verschärfte Angriffe 
auf Arbeiter, Linke, Flüchtlinge“, Perma-
nente Revolution, Nr. 2, Sommer 2018 
Reaktionäre Wahlkämpfe und Pogrome 

gehen Hand in Hand – der politische Ansturm 
gegen Einwanderer kann leicht gewalttätig 
werden. Der steile Aufstieg der AfD wurde 
durch die rassistische Protestkundgebung 
in Chemnitz im August 2018 eingeleitet. 
Obwohl die, ohnehin unzureichenden, offi-
ziellen Statistiken über rassistische Angriffe 
nun durch die Einbeziehung antizionistischer 
„Gedankenverbrechen“ zusätzlich verzerrt 
sind, der Trend ist klar erkennbar.

„Jede Woche werden in Deutschland drei bis 
vier Geflüchtetenunterkünfte angegriffen, 
laut Bundeskriminalamt (BKA) mit regiona-
len Schwerpunkten vor allem in Sachsen und 
Thüringen, aber auch in Bayern, Niedersach-
sen und Brandenburg. Zwischen 2021 und 
2023 stieg die Zahl dieser Angriffe von 70 
auf zunächst 171 und dann nochmals auf 180. 
Zusätzlich werden jede Woche etwa 45 An-
griffe auf Geflüchtete außerhalb ihrer Unter-
künfte registriert. Diese Zahl hat sich ebenso 
zwischen 2021 und 2023 etwa verdoppelt.“
–„Ein Messer wetzt das andere“, Junge 
Welt, 17. September 2024 

Wie oben gesagt, es gilt die Arbeiterverteidigung 
der Immigranten gegen rassistische Attacken 
und Massenabschiebungen zu organisieren.

Einer Unzahl von Demonstrationen gegen 
den „Rechtsruck“ und die AfD ist es in den 
vergangenen Jahren nicht gelungen, die Re-
krutierung und Wahlerfolge der faschistoiden 
Partei zurückzuwerfen. Die Mobilisierungen 
im Januar-Februar 2024 waren dem Volks-
frontprinzip „Alle zusammen gegen den Fa-
schismus“ verpflichtet, das die Klassenlinie 
gegen die Bourgeoisie verwischt. Tatsächlich 
wurden sie weitgehend von den Parteien der 
bürgerlichen Ampelkoalition organisiert, na-
türlich auch von der Linkspartei, und haben 
sogar Teile der CDU umfasst. Sie konnten da-
her nicht die Grundlage für die Organisation 
einer Arbeiterverteidigung gegen rassistische 
Angriffe bilden, auch weil sie Appelle an den 
kapitalistischen Staat richteten (sofern sie die 
Anti-Flüchtlingskampagne nicht völlig igno-
rierten oder sogar pro-palästinensische De-
monstranten ausschlossen).

Diese Volksfrontdemos wurden von fast 
allen der opportunistischen sozialdemokrati-
schen Linken hochgepriesen. Sozialistische 
Alternative (SAV): „historisch“. Solidarität 

(SOL): „gut und wichtig“. Arbeiter:nnen-
macht: „ist gut so“. Einige (Marx21) haben 
sogar die Forderung für ein Verbot der AfD 
befürwortet. Solche Verbote haben die Fa-
schisten nicht gestoppt, und werden haupt-
sächlich gegen Kommunisten angewendet. 
Diese Pseudo-Trotzkisten üben natürlich 
Kritik an den Ampelparteien, aber dennoch 
marschieren sie Schulter an Schulter mit den 
bürgerlichen und sozialdemokratischen Poli-
tikern, die mehr Abschiebungen fordern, die 
für die Lieferung von deutschen Waffen an 
das faschistisch verseuchte ukrainische Mili-
tär votierten sowie für militärische Unterstüt-
zung Israels mitten in dessen Genozid gegen 
das palästinensische Volk Gazas. In diesen 
„antifaschistischen“ Großdemos hat es auch 
Angriffe gegen Palästinenser gegeben.

Die Opportunisten wollen „gemeinsam 
gegen Rechtsruck“ mobilisieren. Auch wenn 
sie hinzufügen „und gegen die Regierung“, 
muntert dieser Appell zur Klassenkollaborati-
on mit Teilen der Bourgeoisie auf, anstatt für 
den unabhängigen Klassenkampf gegen Fa-
schisten und den kapitalistischen Staat zu mo-
bilisieren. Aufrufe, solche Demonstrationen 
auf den DGB zu stützen oder sich „von unten 
zu organisieren“, wie Klasse gegen Klasse in 
ihrer Erklärung vom 23. Januar [2024] vor-
schlug, stellen diese Volksfrontpolitik nicht 
infrage, sondern bieten ihr einen „linken“ 
Deckmantel. Ihre jüngste Aufforderung zu 
„politischen Streiks“ gegen eine Regierungs-
beteiligung der AfD ist letztlich nur ein weite-
rer, verstärkter Druck – auf die CDU.5

Der Faschismus muss auf der Straße und 
in den Fabriken durch harten Klassenkampf 
und die Organisation der Arbeiterselbstvertei-
digung und auch die der Immigranten besiegt 
werden. Dies würde Sympathien für die AfD 
5 https://www.klassegegenklasse.org/wie-kaempfen-
wir-gegen-die-afd-und-die-extreme-rechte/. Dieser 
Artikel enthält eine gewisse „marxistische“ Rhetorik 
und verurteilt die bürgerlichen Parteien für den Auf-
stieg der AfD, kommt jedoch zu dem Schluss: „Die 
AfD hat bereits jetzt den Kurs der anderen Parteien 
nach rechts verschoben.“ Also letztendlich soll die 
AfD die ganze Verantwortung tragen: Persilschein 
für die „antifaschistische“ Volksfront mit so-
zialdemokratischen und bürgerlichen Parteien. 

„Der Tod ist ein Meister...“
„Wir haben Waffen geliefert, und wir 

werden Waffen liefern“, erklärte Bundes-
kanzler Olaf Scholz im Bundestag am 7. 
Oktober. Nach Angaben des Stockhol-
mer Friedensforschungsinstituts SIPRI 
war Deutschland im Jahr 2023 nach den 
USA der zweitgrößte Waffenlieferant Is-
raels. Die USA liefern 69 Prozent und 
Deutschland 30 Prozent der israelischen 
Waffenimporte.1 Eine Verzehnfachung im 
Vergleich zu 2022.

Die Waffenlieferungen sind zudem 
mit einem Nebelschleier versehen: die 
deutsche Regierung gibt nie bekannt, 
wer was liefert – „um die Firmen zu 
schützen“. Es wird jedoch behauptet, 
dass nur ein kleiner Teil davon eigentlich 
als „Kriegswaffe“ anzusehen sei. Kras-
se Heuchelei. Zu den „anderen militä-
rischen Geräten“ gehört beispielsweise 
die Panzerfaust RGW 90 („Matador“), 
eine Waffe, die sich durchaus zur Zerstö-
rung von Gebäuden in Gaza eignet. Und 
Radartechnik, Militär-LKW, Sprengstoff 
und Ersatzteile für Panzer, usw. Die USA 
bringen den Tod aus der Luft, und der 
deutsche Imperialismus den Tod zu Land 
und zu Wasser.

Doch dieser Beitrag zu den Massa-
kern in Gaza ist nicht einmal der poten-
ziell gefährlichste. Im Jahr 2022 unter-
zeichnete Israel mit Deutschland einen 
3-Milliarden-Euro-Vertrag zum Kauf 
von drei modernen Diesel-U-Booten, Da-
kar-Klasse, die ab 2031 ausgeliefert wer-
den sollten. Sie werden die U-Boote der 
1 Siehe https://www.sipri.org/commentary/
topical-backgrounder/2024/how-top-arms-
exporters-have-responded-war-gaza

Dolphin-Klasse ersetzen, die derzeit von 
ihrer Marine eingesetzt werden. Sowohl 
Dolphin- wie Dakar-Klasse U-Boote, von 
der HDW in Kiel gebaut, sind mit einem 
hydraulischen Ausstoßsystem und erwei-
terten Rohren ausgerüstet, die es Israel 
ermöglicht, Atomwaffen wie Tomahawk­
-Marschflugkörper und sogar Mittel­
streckenraketen, abzuschießen. Und von 
atomaren Sprengköpfen hat Israel viele 
(Der Spiegel, 3. Juni 2012).

ThyssenKrupp, Siemens, Howaldts-
werke-Deutsche Werft, Commerzbank, 
Deutsche Bank – Profitstreben ist mit der 
„Staatsräson“ verknüpft. Sie sind nicht 
nur rücksichtslose „Händler des Todes“, 
sondern Teil der imperialistischen Ma-
schinerie. Sie können nicht beschämt, zur 
Vernunft gebracht oder unter Druck ge-
setzt werden. Nur die Arbeiterklasse hat 
die Macht, sie aufzuhalten. n

unter Arbeitern im Osten untergraben, die sich 
zurecht verraten fühlen von den Sozialdemo-
kraten (einschließlich derjenigen der zweiten 
Mobilisierung, wie Die Linke). Es würde auch 
Illusionen in das populistische BSW entlarven, 
die viele ex-Linke in der ehemaligen DDR we-
gen ihrer Ablehnung der antirussischen Kriegs-
treiberei hegen. Wagenknecht treibt ihre eigene 
Version von nationalem Chauvinismus, „mit 
Vernunft“. Es muss in Taten veranschaulicht 
werden, dass ihre „Vernunft“ die eines Teils der 
deutschen Bourgeoisie ist.

Die rassistische Spaltung der Arbeiter-
klasse, die das BSW befördert, ist Bestand-
teil der gegenwärtigen (und zukünftigen) 
Kriege und kapitalistischen Angriffe auf die 
Werktätigen. Der Verrat der Gewerkschafts-
bürokratie und die chauvinistische Spaltung, 
die von dieser und den anderen Handlangern 
der Bourgeoisie verbreitet wird, muss mit 
internationalistischem Klassenkampf besiegt 
werden. Der Imperialismus kann nicht refor-
miert werden, sondern muss gestürzt wer-
den! Der Schlüssel ist die Bildung des Kerns 
einer leninistisch-trotzkistischen revolutio
nären Arbeiterpartei, die in den Kämpfen 
von heute die internationale sozialistische 
Revolution vorbereitet.

Arbeiterverteidigung der Immigranten 
gegen rassistische Angriffe und Massenab­
schiebungen organisieren! Volle Staatsbür­
gerrechte für alle Immigranten!

Bekämpft Inflation und Arbeitslosigkeit 
durch eine gleitende Skala der Löhne und der 
Arbeitszeit! Einheitliche Lohnskala auf höchs­
ter Stufe! Für branchenweite Betriebsbeset­
zungen gegen drohende Fabrikschließungen! 

Nieder mit den Sanktionen! Nord Stream 
II sofort öffnen und die Druschba-Pipeline 
wieder in Gang setzen! Die PCK Raffinerie 
in Schwedt dem Würgegriff der Treuhand 
entreißen und die Arbeiterkontrolle erkämp­
fen. Funktionsfähige Kernkraftwerke sanie­
ren und wieder einschalten!

Stoppt Waffenlieferungen an die Ukrai­
ne und Israel durch Arbeiteraktionen! Zer­
schlagt den US/NATO-Stellvertreterkrieg ge­
gen Russland! Verteidigt Russland und China 
gegen den imperialistischen Kriegskurs! n

ID
F

Deutsche Panzerfaust, in Mengen an 
das israelische Heer geliefert, dient 
auch Wohnhäuser zu zerstören. 

Tomahawk Marschflugkörper (oben) sollen ab 2026 in Deutschland stationiert 
werden. Sie können mit konventionellen Sprengköpfen, aber auch mit nuklearen 
ausgestattet werden. Flugzeit nach Moskau: 6 Minuten. 1983 gab es große 
Demonstrationen gegen die Pläne Ronald Reagans Vorhaben, diese „Erstschlag“-
Waffen in Deutschland zu stationieren. Jetzt sind die Sozialdemokraten, 
Freidemokraten und Grünen-Kriegstreiber dafür.
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KO nach der Scheidung: 
Nationalistische „Friedensbewegung“ 

oder internationalistischer 
Klassenkrieg?Der folgende Artikel wurde als Flug-

blatt der Internationalistischen Gruppe beim 
„Kommunismus Kongress“ Anfang Oktober 
2023 in Berlin verteilt.

Der Wirrwarr und die umfassende Krise in 
der Linken, die vom Ukrainekrieg ausgelöst 
wurden, haben, wie wir mehrmals festgestellt 
haben, die überwältigende Mehrheit der Lin-
ken dazu gebracht, sich offen oder faktisch 
auf die Seite der Ukraine zu stellen. Dies ist 
insbesondere bei der Linkspartei der Fall, wo 
die Führung und Parteiprominente wie Gregor 
Gysi die russische Invasion lautstark anpran-
gern und sich weigern, sich der Lieferung von 
Militärgütern in die Ukraine zu widersetzen, 
während linke Dissidenten ebenfalls erklären, 
sie seien gegen „Putins Krieg“. Während die 
Führung die im Parteiprogramm enthaltene 
Forderung nach der „Auflösung“ der NATO 
durch die noch bedeutungslosere Forderung 
nach der „Überwindung aller Militärbünd-
nisse“ wie der NATO ersetzte, wandte sich 
keiner der vier „linken“ Gegenanträge gegen 
die NATO selbst, sondern nur gegen die „Ost
erweiterung“ oder die „Eskalation“ des Krieges 
durch dieses imperialistische Militärbündnis.1 

Die Pseudo-Trotzkisten gehören fast alle 
diesem Lager an. Die meisten von ihnen schwir-
ren in oder um Die Linke herum, einige mit der 
Forderung, „alle NATO-Truppen raus aus Ost-
europa“, als Feigenblatt um ihren Verrat zu ver-
bergen (ein wenig spät, da es bereits ein gutes 
Dutzend osteuropäischer Mitgliedsländer der 
NATO gibt). Wir sagen „Pseudo“, weil ihre op-
portunistische Politik das Gegenteil von Trotzkis 
unerbittlichem Kampf gegen den Imperialismus 
ist. Aber in den stalinistischen Milieus – die sich 
im Allgemeinen als „Marxisten-Leninisten“ 
oder einfach „Kommunisten“ bezeichnen2 – ist 
eine erbitterte Spaltung im Gange zwischen den-
jenigen, angeführt von der griechischen KKE, 
die Moskaus Invasion anprangern, während sie 
sich pflichtschuldigst von der NATO distanzie-
ren, und auf der anderen Seite denjenigen, die 
sich auf den Kampf gegen den US/NATO-Im-
perialismus konzentrieren, und meist sanft auf 
der Seite Russlands stehen. 

In Deutschland, wo die DKP (Deutsche 
Kommunistische Partei) der letzteren Position 
1 Siehe den Artikel „Gleichschaltung der Linken 
in der ‚Zeitenwende‘“ in Permanente Revolution 
Nr. 6, Winter 2022/2023.
2 Wir verwenden den Begriff „stalinistisch“ bezüg-
lich der diversen „ML“-Gruppierungen, nicht weil 
sie Stalin verherrlichen, sondern weil ihre Politik 
auf Stalins antimarxistischer Dogmatik des „Auf-
baus des Sozialismus in einem Land“ beruht (und zu 
seiner logischen Folge, der Klassenkollaboration in 
anderen Ländern mittels der Volksfront führt).

anhängt, während die MLPD (Marxistisch-Le-
ninistische Partei Deutschlands) und diverse 
KPDs eine „Drittes-Lager“-Position unterstüt-
zen, hat der Streit zu einer formellen Spaltung 
der Kommunistischen Organisation (KO) ge-
führt. Diese war eine Abspaltung 2017 von der 
DKP und ihrer Jugendgruppe, der SDAJ (So-
zialistische Deutsche Arbeiterjugend), die ihre 
ehemalige Partei des Revisionismus beschul-
digte, der einen „friedlichen Übergang zum 
Sozialismus“ suchte. Zwecks der politischen 
Geolokalisierung, könnte man, unter Verwen-
dung ihrer eigenen Selbstbeschreibungen, sa-
gen, dass die KO-ZL (Zentrale Leitung) dem 
Anti-NATO-Lager zuzurechnen ist, während 
die KO-„ML“ (Marxisten-Leninisten) dem we-
der-Moskau-noch-NATO-Dritten Lager ange-
hört und gegen den „russischen Imperialismus“ 
wettert – eine Position, die ganz bestimmt weder 
marxistisch noch leninistisch ist.  

Anfang Januar, als die beiden Fraktionen 
gleichzeitig entgegengesetzte außerordentliche 
Mitglieder-Kongresse abhielten, hat die KO-
ZL sich „gegen eine Positionierung im Ukrai-

nekrieg zum jetzigen Zeitpunkt“ entschieden.3 
Diese Nichtstellungnahme erwies sich bald als 
unhaltbar, nicht zuletzt in den Auseinanderset-
zungen mit der „anderen KO“. Wie kann man 
sich denn überhaupt als Kommunist ausgeben, 
ohne bei der brennendsten Tagesfrage konkrete 
Anleitung zu bieten? So erschienen bei der KO-
ZL anlässlich der Ostermärsche Forderungen 
wie: „Für die Niederlage der NATO – in der 
Ukraine und weltweit!“ und „Stoppt den Krieg 
gegen Russland – NATO raus aus der Ukraine!“ 
Aber auch, „Deutschland raus aus der NATO – 
NATO raus aus Deutschland!“ und als krönende 
Losung, „Für den Aufbau der Anti-NATO-Frie-
densbewegung in Deutschland!“4 

Es wird im diesbezüglichen Artikel bejam-
mert, dass „der Pazifismus an erster Stelle“ in 
den Aufrufen und Redebeiträgen sei, was durch-
aus zu erwarten ist bei einer Friedensbewegung. 
Auch wird bedauert, dass „zentrale Figuren und 
Gruppierungen der alten Friedensbewegung in 
das NATO-Lager“ überlaufen, dass „fast alle“ 
Aufrufe mit der „Ablehnung des ,völkerrechts-
widrigen Angriffskriegs Russlands‘“ beginnen, 
dass „die Forderung nach einem Stopp der Waf-
fenlieferungen fehlt“ und „Raum in der Frie-
densbewegung“ an Mitträger des NATO-Kriegs 
gegeben wird. All das ist selbstverständlich, weil 
eine Friedensbewegung sich auf die bestehen-
de Gesellschaftsordnung basiert, d. h., auf den 
Boden des deutschen Imperialismus. Wie wir 
schon geschrieben haben: 

„Die Tatsache ist, dass pazifistische Rhetorik 
öfters in militärische Aktion mündet, genau 
wie die Sozialdemokratie 1914 ihre starken 
Antikriegsresolutionen mit dem Ausbruch 
des imperialistischen I. Weltkriegs plötzlich 
vergaß, und wie man gerade bei der pazifis-
tischen deutschen Linken beobachten kann.“
–„Gleichschaltung der Linken in der 
‚Zeitenwende‘“

Bekannterweise hat Lenin im I. Weltkrieg 
nicht zu einer „Friedensbewegung“ aufge-
rufen, sondern dazu, den imperialistischen 
Krieg in einen Bürgerkrieg gegen die Bour-

3 „Bericht zum außerordentlichen Mitgliederkon-
gress der KO“, KO-ZL, 8. Januar 2023.
4 Stellungnahme der KO-ZL, 5. April 2023. 

geoisie umzuwandeln. 
Am 1. Mai wurden Genossen der KO-ZL 

in Frankfurt am Main gewalttätig angegriffen 
und ihr Transparent mit der Losung „Stoppt 
den Krieg gegen Russland – Keine Waffen für 
die Ukraine“ entrissen von Ordnern der „revo-
lutionären“ Ersten-Mai-Demo, unter ihnen An-
hänger von „roten“ Gruppen (Young Struggle, 
Kommunistischer Aufbau und Aurora). Die 
KO-„ML“ distanzierte sich sofort auf Twitter 
vom Inhalt des Banners. Ein Paar Tage später 
hat es auch in Duisburg einen Versuch dersel-
ben Kräfte gegeben, das KO-Banner, diesmal 
dazu mit der weiteren Losung „Für die Nieder-
lage der NATO“ versehen, zu unterbinden. Die-
se Vorfälle veranschaulichen wie Drittes-La-
ger-Linke als Stoßtrupp der „NATO-Sozialis-
ten“ gegen Widersacher der imperialistischen 
Kriegstreiber dienen. Und dass die KO-ZL sich 
standhaft dagegen wehrte, unterstreicht die 
Unentbehrlichkeit eines revolutionären Klas-
senkampfes gegen den Imperialismus. 

 „BRD raus aus der NATO“: 
Losung für eine nationalistische 

Friedensbewegung
Der imperialistische Krieg ist ein Härtetest 

für alle angeblich revolutionären Tendenzen. 
Wie schon anderthalb Jahre von „Friedensde-
monstrationen“ zum Ukraine-Krieg beweisen, 
dienen heuchlerische NATO-kritische Erklärun-
gen nur dazu, die Kapitulation der Linken vor 
dem imperialistischen Militärbündnis zu tarnen. 
In einer Erklärung vom 30. August hat die KO-
ZL versucht, ihre Positionen zum Krieg weiter 
zu konkretisieren. Neben den Forderungen, den 
Krieg gegen Russland zu stoppen und keine 
Waffen an die Ukraine zu liefern, wird die Lo-
sung „Nieder mit der NATO – Deutschland raus 
aus der NATO, NATO raus aus Deutschland!“ 
wiederholt und eine neue aufgestellt, „Den deut-
schen Imperialismus entwaffnen: Rheinmetall 
& Co. enteignen!“ Dabei stellt sich die Frage: 
Wer soll den Krieg stoppen, wer soll den Halt 
der Waffenlieferungen erzwingen? Konkret, 
wer soll wen entwaffnen, bzw. enteignen? Die 
berühmte Frage: Kto-kogo, wer – wen?

Wie Leo Trotzki im Übergangsprogramm 
(1938) betonte, „‚Abrüstung‘? Aber alles dreht 
sich um die Frage, wer entwaffnet und wem 
die Waffen abgenommen werden. Die einzige 
Form der Abrüstung, die den Krieg verhindern 
oder aufhalten kann, ist die Entwaffnung der 
Bourgeoisie durch die Arbeiter.“ Aber wenn 
man hier von Enteignung/Entwaffnung spricht, 
ohne Erwähnung der Arbeiterklasse, liegt es 
auf der Hand, dass diese Losung eine Forde-
rung an die Regierung ist. Das Konzept, dass 
die imperialistische Bourgeoisie sich selber 
entwaffnen würde, ist völlig sinnlos, ein kras-
ser Widerspruch zur marxistischen Analyse 
des Wesens des kapitalistischen Staats. Und 
wenn Rheinmetall in „öffentlichen Besitz“ 
käme, würde das irgendwie die Kraft und Ge-
fahr des deutschen Imperialismus vermindern? 
Offensichtlich nein.  Diese Slogans stellen kei-
ne Grundlage für die Mobilisierung der Macht 
der Arbeiterklasse gegen den imperialistischen 
Kriegskurs dar. Vielmehr lenken sie davon ab. 

Ähnlich verhält es sich bei einer der oben 
erwähnten Parolen. Ein Diskussionsartikel (16. 
Juni), „Deutschland raus aus der NATO?“, er-
läutert, dass diese Losung von der KO und durch 
„viele Organisationen in der Friedensbewegung, 
wie auch die DKP“, häufig verwendet wurde. Zu 
welchem Zweck? Der Artikel bringt tatsächlich 
eine Reihe starker Argumente gegen den Slogan 
hervor: „Das deutsche Monopolkapital drängt 
zur Weltmacht und wird dafür früher oder später 
auch seine Haltung zum US-Imperialismus und 

•	Verteidigt Russland und China gegen die imperialistische 
Kriegskampagne!

•	Zerschlagt den US/NATO Stellvertreterkrieg gegen Russland 
um die Ukraine!

•	Stoppt Waffenlieferungen an Kiew durch Arbeiteraktionen!
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KO-ZL-Ortsgruppe beim „revolutionären“ 1. Mai 2023 in Frankfurt/Main mit 
der Forderung „Stoppt den Krieg gegen Russland“ und „Keine Waffen für die 
Ukraine“. Ordner der Demo-Leitung griffen das KO-Kontingent gewaltsam an 
und entrissen ihm das Transparent. Linke aus dem „Dritten Lager“ agieren 
als Stoßtrupps für die NATO-Sozialisten gegen diejenigen, die sich dem 
imperialistischen Krieg gegen Russland widersetzen.

In Deutschland sind die meisten Linken zu NATO-Sozialisten geworden, 
so dass die einzigen „Friedens“demos, die nicht in der Tat Pro-Ukraine-
Kriegsdemonstrationen waren, von Rechten oder von der Populistin Sahra 
Wagenknecht angeführt wurden. Hier bei der Antikriegsdemonstration mit 50 000 
Teilnehmern in Berlin am 25. Februar 2023. Die ehemalige Kommunistin ist 
kürzlich aus der sozialdemokratischen Linkspartei ausgetreten, um ihre eigene, 
nicht-sozialistische Wahlpartei zu gründen.
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zur NATO anpassen.“ Die Forderung aufzustel-
len wäre zugunsten von Teilen der deutschen 
Bourgeoisie, „die verstärkt nach Autonomie 
drängen, und die EU zum eigenständigen mi-
litärischen Instrument entwickeln wollen. Es 
ist eine Position gegen den US-Imperialismus, 
nicht aber gegen das deutsche Finanzkapital. De 
facto würden die USA zum Hauptfeind erklärt 
werden.“ Ganz richtig!

Der Autor (Max) bemerkt, dass die Losung 
im Einklang steht mit „‚souveränistischen‘ 
Vertretern der Sozialdemokratie“, wie Oskar 
Lafontaine (wir würden ihn eher als bürgerli-
chen Populisten einstufen) mit seinem Buch 
Ami, it’s time to go! – Plädoyer für die Selbst-
behauptung Europas (2022). Der Artikel zitiert 
eine recht treffende Analyse der nationalisti-
schen Friedensbewegung der 80er Jahre: 

„Ein deutscher Nationalismus wuchs fast un-
merklich bei Massen heran, die vorher für aus-
gesprochen reaktionäre Bestrebungen nicht 
in Frage gekommen waren. Riesige Kundge-
bungen ‚für den Frieden‘ klagten die USA und 
die Sowjetunion an und deckten den Haupt-
feind im eigenen Land, der ungestört mit sei-
nen ‚deutsch-deutschen Beziehungen‘ an der 
Destabilisierung der DDR arbeiten konnte.“
–Erika Wehling-Pangerl, in Neues vom 
Hauptfeind (2012)
So war’s beim Anschluss der DDR 1989-

1990, als die Sozialdemokratie mit ihrer 
Ostpolitik als „Trojanisches Pferd“ des deut-
schen Kapitals diente, das seinen reaktionären 
„Drang nach Osten“ unter pazifistischen Phra-
sen tarnte. Das wiedervereinigte kapitalistische 
Deutschland war danach in der Lage, einen 
Landkrieg in Europa zu führen – den imperi-
alistischen Angriff auf Serbien 1999, unter der 
rot-grünen Regierung, viel effektiver als eine 
CDU. Scholz nimmt heute den Westbalkan 
ins Visier, als Anlauf für die Profilierung von 
Deutschland als Vormacht in Europa. 

Nicht „Multipolare Welt“ sondern 
sozialistische Weltrevolution
Der Diskussionsbeitrag behauptet: „‚Deutsch

land raus aus der NATO‘ wird gegenwärtig von 
den Sachverwaltern des deutschen Finanzka-
pitals nicht vertreten.“ Stimmt, aber das kann 
morgen schon anders sein. Jeder weiß, dass der 
wirtschaftliche Zermürbungskrieg gegen Russ-
land gleichzeitig ein US-Wirtschaftskrieg gegen 
das französisch-deutsche europäische Konsorti-
um ist, und der beschränkt sich nicht nur auf die 
Sabotage der Nord-Stream-Gaspipeline. Ganze 
Branchen der deutschen Industrie sind ohne 
Zugang zu billigem russischen Gas nicht mehr 
konkurrenzfähig. Die Kräfte für eine politische 
Wende stehen bereits in den Startlöchern. Die 
KO-ZL selbst warnt: 

„Aber auch rechte Kräfte, wie die Freien 
Sachsen und die AfD, die sich gerne als ent-
schlossene Gegner der NATO inszenieren, 
wollen die Friedensbewegung auf den fal-
schen Weg führen. Ihre Kritik an der NATO 
entpuppt sich als Streben nach einer eigen-
ständigen deutschen Großmachtpolitik, die 
sich nicht länger den US-Interessen unter-
ordnen will. Dazu gehört die Aufrüstung der 
Bundeswehr ebenso wie ein ‚souveräner‘ 
Weg zur blutigen Weltherrschaft des deut-
schen Imperialismus.“
–„Stoppt Air Defender 2023 – Nein zum 
Krieg heißt Nein zur NATO!“ (12. Juni)
Die Losung „Deutschland raus aus der 

NATO!“ würde der AfD in die Hände spie-

len, gerade wo es gilt, diese faschistoide Par-
tei als Irreführer der ostdeutschen Massen 
zu bekämpfen, die sie in die Sackgasse einer 
völkisch-nationalistischen Opposition zur 
NATO abzulenken versucht.

Laut dem KO-Artikel: „Es ist im Interesse 
der deutschen Arbeiterklasse, dass Deutschland 
aus der NATO austritt, sie schwächt und der 
aggressive Handlungsspielraum der BRD ein-
geengt wird.“ Tut es nicht. Die Geschichte hat 
diese Frage bereits beantwortet. In den Jahren 
1959-1963 zog sich Frankreich unter de Gaulle 
teilweise aus der NATO zurück. Die NATO 
wurde dadurch nicht geschwächt. Frankreich 
kehrte schließlich zurück und wurde in den 
80er Jahren zur Avantgarde des Antisowjetis-
mus. Das sehen wir heute wieder. Nach seiner 
Rückkehr von Peking warnte der französische 
Präsident Macron davor, „Vasallenstaaten“ 
der USA zu werden und forderte europäische 
„strategische Autonomie“. Das hielt ihn jedoch 
nicht davon ab, französische Waffenlieferun-
gen an die Ukraine zu erhöhen, noch hat es den 
bedrückenden Charakter des französischen Im-
perialismus in Afrika, z.B., gemindert.

Ein (äußerst unwahrscheinlicher) deutscher 
Austritt aus der NATO würde weder die Ag-
gressivität des deutschen Imperialismus noch 
seinen langjährigen „Drang nach Osten“ min-
dern. Die Auffassung, dass der imperialistische 
Weltherrschaftsanspruch in einer „multipo-
laren Welt“, wie sie sich die BRICS-Staaten 
(Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika) 
vorstellen, gelockert werden könnte, ist ebenso 
wie das pazifistische Geschwätz von vollstän-
diger „Abrüstung“ eine reine Illusion. Sie äh-
nelt dem Bernstein/Kautsky-Traum von einer 
schrittweisen Reform des Kapitalismus.  Auch 
mittlere kapitalistische Länder wie Russland 
sind imperialistischer wirtschaftlicher Erpres-
sung ausgesetzt, zum Beispiel durch US/EU/
NATO-Sanktionen. Der imperialistische Wür-
gegriff kann nur durch eine internationale sozi-
alistische Revolution gebrochen werden. 

Die Pseudolinken, die sich weigern, Russ-
land und China gegen den Imperialismus 
zu verteidigen, sind vom Sirenengesang des 
„Menschenrechtsimperialismus“ verführt. Das 
ganze „Menschenrechts“-Geschäft wurde beim 
Auftakt des imperialistischen Kalten Krieges 
als Waffe gegen die Sowjetunion erfunden, und 
wird jetzt in allergrößter Lautstärke zur Ver-
teidigung des faschistischen/nationalistischen 
Putschregimes in der Ukraine verbreitet. Bei der 
Gründung der Kommunistischen Internationale 
verpflichtete Lenin in den Bedingungen für die 
Zugehörigkeit die Mitglieder-Parteien dazu: 

„nicht nur den offenen Sozialpatriotismus 
zu entlarven: den Arbeitern systematisch vor 
Augen zu führen, dass ohne revolutionären 
Sturz des Kapitalismus keinerlei internatio-
nales Schiedsgericht, keinerlei ‚demokrati-
sche Reorganisation‘ des Völkerbundes im-
stande sein wird, die Menschheit vor neuen 
imperialistischen Kriegen zu bewahren.“ 
–„Bedingungen für die Aufnahme in die Kom-
munistische Internationale“ (Juli 1920)
Revolutionäre Marxisten sind keine Pa-

zifisten. Wir bauen keine „Friedensbewegun-
gen“ auf, die sich, wie Trotzki im Juni 1917 
schrieb, dann in Pro-Kriegs-Bewegungen 
verwandeln, wie es derzeit bei den pro-ukrai-
nischen „Friedens“-Demos der Fall ist. Echte 
Kommunisten intervenieren in „Antikriegs“-
Bewegungen als revolutionäre Opposition 

gegen die reformistische/bürgerliche Volks-
front-Führung, ob von individuellen Promis 
(Wagenknecht) oder andauernden Organisati-
onen (Friko), um den Massen das Programm 
von Kampf gegen den imperialistischen Krieg 
durch Arbeiteraktion nahezubringen. 

Wie den imperialistischen US/
NATO-Krieg bekämpfen? 
Leninismus/Trotzkismus  

vs. Stalinismus
Der Krieg gegen Russland der US/NA-

TO-Imperialisten, und eigentlich aller impe-
rialistischen Länder, groß und klein, bringt 
die Frage auf den Punkt: Ist das heutige ka-
pitalistische Russland imperialistisch, wie die 
Drittes-Lager-Opportunisten (in Nachahmung 
von Kriegstreiber wie Olaf Scholz) heute be-
haupten? Schon bei ihrem Austritt aus der DKP 
stellte sich die Kommunistische Organisation 
diese Gretchenfrage. Sechs Jahre später hat sie 
immer noch keine Antwort darauf. Wir Trotz-
kisten der Liga für die Vierte Internationale, 
hingegen, haben diese Frage 2014 ausführlich 
untersucht, und haben aufgrund der Kriterien 
von Lenins Imperialismus-Schrift und einer 
Analyse von aktuellen wirtschaftlichen Daten 
das leninistische, wissenschaftliche Urteil ge-
geben: das post-sowjetische Russland ist eine 
mittlere kapitalistische Regionalmacht.5 

Der Krieg um die Ukraine stellt unausweich-
lich die Frage: Leninismus/Trotzkismus oder 
Stalinismus, oder noch grundsätzlicher, Klas-
senkampf oder Klassenkollaboration? Losungen 
wie „Stoppt den Krieg gegen Russland“ und 
„Keine Waffen an die Ukraine“ – obwohl sie kei-
nen Schulterschluss mit den Imperialisten üben 
so wie die „NATO-Sozialisten“ das tun – sind, 
explizit oder implizit, als Bitte an die bürgerli-
che Regierung gerichtet. So auch die Forderung 
„BRD raus aus der NATO“. Für Lenin und die 
Bolschewiki im Ersten Weltkrieg war ihre Politik 
darauf ausgerichtet, die Werktätigen in revolutio-
nären Kampf gegen die „eigene“ imperialistische 
Bourgeoisie mobilzumachen. Deshalb rufen wir 
heute dazu auf, Russland und den bürokratisch 
deformierten Arbeiterstaat China gegen die Im-
perialisten zu verteidigen, den NATO-Stellver-
treterkrieg um die Ukraine zu zerschlagen, und 
gleichzeitig für Arbeiterrevolution gegen die 
kapitalistischen Machthaber, sowohl in Kiew 
wie in Moskau, und gegen die imperialistischen 
Kriegstreiber der NATO-Länder. 

Das wird keine national-reformistische 
„Friedensbewegung“ erwirken, weil sie obli-
gatorisch auf der Basis der Klassenkollabora-
tion – d. h., der Volksfrontpolitik – aufgebaut 
ist. In der Tat, obwohl die Stimmung gegen 
den Ukrainekrieg und deren Konsequenzen 
wächst, ist das Ausbleiben von massiven 
Protesten gegen den NATO-Krieg darauf 
zurückzuführen, dass der Großteil der Lin-
ken auf der Seite der Kriegstreiber steht und 
keine „regierungsfähige“ Fraktion der Bour-
geoisie zur Verfügung steht, die solche De-
mos in sichere Kanäle führen kann. Deswe-
gen sind die größten Antikriegsaktionen von 
rechten Kräften angeleitet, wie die 100 000 
Menschen die am 3.10.2022 zum „Tag der 
deutschen Einheit“ im Osten auf die Straße 
gingen mit Losungen gegen die anti-russi-
schen Sanktionen und hohe Gaspreise und 
gegen Waffenlieferungen an die Ukraine.  

Italienische Arbeiter zeigen den 
Weg – Stoppt Waffenlieferungen 

an die Ukraine durch 
Arbeiteraktionen!

Revolutionäre Marxisten die den Lehren 
von Lenin und Trotzki folgen, denen der Ok-
toberrevolution 1917, die sich als Auftakt der 
internationalen sozialistischen Revolution prä-
sentierte, zählen auf die Mobilisierung der Kraft 
der Arbeiterbewegung, um den imperialisti-
schen Kriegskurs zu zerschlagen, nicht auf eine 
amorphe bürgerliche Friedensbewegung, die die 
Kriegstreiber bittet, den Krieg zu stoppen. Also 
rufen wir zu Arbeiteraktionen gegen Waffenlie-
ferungen an die Ukraine auf. Solche hat es auch 

5 Siehe dazu „Das Schreckgespenst des ‚russi-
schen Imperialismus‘“ (Permanente Revolution 
Extrablatt, September 2022).

gegeben. Am 25. Februar legte das Autonome 
Komitee der Hafenarbeiter (CALP, Collettivo 
Autonomo Lavoratori Portuali), Anhänger der 
Basis-Gewerkschaft USB, den Hafen von Ge-
nua in Italien still und organisierte eine Demo 
von 10 000 Menschen, die durch das Hafenge-
biet marschierten und dazu aufriefen, die Waf-
fenlieferungen an die Ukraine zu blockieren, 
Sanktionen gegen Russland aufzuheben, und für 
Widerstand gegen den „NATO-Krieg“.

Bereits am 14. März 2022 haben Arbeiter 
am Flughafen von Pisa, Italien (auch Mitglieder 
der USB), eine als humanitäre Hilfe getarnte 
Waffenlieferung entdeckt und sich geweigert, 
die Fracht zu laden. Hafenarbeiter aus dem nahe 
gelegenen Livorno und etwa 2000 Menschen 
strömten zum Flughafen, um sich mit der Akti-
on zu solidarisieren. Anderswo in Europa hat die 
Kommunistische Partei Griechenlands (KKE) 
Eisenbahnblockaden gegen Waffentransporte 
der NATO organisiert, obwohl diese reformisti-
sche, sozialpatriotische Partei Russland als „im-
perialistisch“ bezeichnet hat. In den Vereinigten 
Staaten hat die Internationalist Group, Sektion 
unserer LVI, eine wichtige Rolle gespielt bei der 
Initiierung und Verwirklichung des Hafenarbei-
terstreiks am 1. Mai 2008 gegen die imperialisti-
schen Kriege in Afghanistan und im Irak. 

Schon in der Frühzeit der Komintern hat 
die Kommunistische Partei Frankreichs (PCF) 
eine Kampagne zur Verteidigung des von Abd 
el-Krim angeführten Berberaufstands in der 
Rif-Region in Marokko organisiert, die zu ei-
nem Generalstreik gegen den Krieg am 12. 
Oktober 1925 führte (wobei bis zu 1000 PCF- 
und kämpferische Arbeiter verhaftet wurden). 
Später, in den Jahren 1949 und 1950, weigerten 
sich Hafenarbeiter in Marseille, Munition für 
die französischen Streitkräfte zu laden, die einen 
imperialistischen Krieg in Vietnam führten. Und 
früher noch haben im Januar 1918 Tausende von 
Industriearbeitern in Kiel und etwa 400 000 Ber-
liner Metallarbeiter gegen die deutsche Beteili-
gung am I. Weltkrieg gestreikt. In diesen Streiks 
wurden zum ersten Mal Arbeiterräte gewählt, 
die dann später in der Novemberrevolution 1918 
eine wichtige Rolle gespielt haben. 

Diese Arbeiteraktionen sind von Linken 
von verschiedener Couleur angeleitet worden, 
und stellen kein Allheilmittel dar. Die Revo-
lutionären Obleute, die die deutschen Arbei-
terräte führten, hauptsächlich Anhänger der 
USPD (Unabhängige Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands), haben danach eine wi-
dersprüchliche Rolle in der Entwicklung der 
Revolution gespielt, nicht zuletzt im blutig 
unterdrückten „Spartakusaufstand“ im Januar 
1919. Aber ohne solche Klassenmobilisierun-
gen wäre es überhaupt nicht zu den revoluti-
onären Ereignissen gekommen, bei denen das 
Schmieden und die effektive Kampfleitung ei-
ner revolutionären kommunistischen Führung 
der entscheidende Faktor ist. 

Nach der Spaltung steht die Kommunis-
tische Organisation (ZL) am Scheideweg. 
Ihr Zögern, eine Stellungnahme zum Ukrai-
ne-Krieg zu formulieren, deutet auf die politi-
sche Verwirrung hin, die fast die ganze Linke 
in den letzten anderthalb Jahren erfasst hat, 
dessen Wurzeln aber viel tiefer liegen. Das tra-
ditionelle stalinistisch-reformistische Rezept 
für eine nationalistische Volksfront-„Frie-
densbewegung“ ist offenkundig gescheitert, 
während die Pseudo-„Marxisten-Leninisten“ 
(sowie nicht wenige Pseudo-Trotzkisten) 
Lenins Lehren über den Imperialismus offen 
umdrehen, um sich zu weigern, auf der Seite 
der Zielscheiben des imperialistischen Krie-
ges der USA/NATO zu stehen. Ihre zynischen 
Verzerrungen sind der Beweis dafür, dass ihr 
Revisionismus zugunsten der wahren Imperi-
alisten bewusst ist. 

Die Pseudos führen alle in eine Sackgasse. 
Für diejenigen, die eine revolutionäre Rolle 
in den kommenden Klassenkämpfen spielen 
wollen, ist die Auseinandersetzung mit der Fra-
ge Stalinismus vs. Trotzkismus unerlässlich. 
Kehrt zurück zum Weg des Roten Oktobers, 
den Weg Lenins und Trotzkis für die internati-
onale sozialistische Revolution. n

Internationalisten bei der Lenin-Liebknecht-Luxemburg-Demo, Berlin, 15. Januar 
2023. „Verteidigt China gegen Imperialismus und Konterrevolution!“
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Unsere Genossin Marjorie Stamberg ist 
am 29. Mai nach einem dreijährigen Kampf 
gegen Eierstockkrebs gestorben. Sie war 79 
Jahre alt und war in der Neuen Linken ak-
tiv gewesen, eine Pionierin des Kampfes 
für Frauenbefreiung, eine trotzkistische 
Aktivistin und Anführerin seit ihren 20ern, 
eine Lehrerin ihr letztes Vierteljahrhundert 
hindurch und eine Revolutionärin ihr gan-
zes Erwachsenenleben lang. Während ihres 
gesamten Lebens kämpfte sie unermüdlich 
für die Arbeiterklasse, für Schwarze, Frauen, 
Immigranten und alle Unterdrückten. Auf 
unterschiedlichen Kampfplätzen verteidigte 
sie alle, die vom Kapitalismus ausgebeutet 
und unterdrückt werden. Bis zu ihren letzten 
Tagen führte Marjorie als zentral führende 
Genossin der Internationalist Group (IG), 
der US-Sektion der Liga für die Vierte In-
ternationale, den Kampf für Gleichheit, für 
öffentliche Bildung und für die internationa-
le sozialistische Revolution fort, der ihr Le-
ben war. Sie trat nie von diesem Ziel zurück, 
verfolgte es auch während ihrer Krankheit 
weiter, bis ihr Leben durch die Krankheit, 
die selten rechtzeitig erkannt wird, verkürzt 
wurde. Fest in ihren kommunistischen Über-
zeugungen, war sie auch eine warmherzige 
Mitarbeiterin, Mentorin und Freundin für so 
viele, die mit ihr zusammenarbeiteten. Ihre 
Genossinnen und Genossen sowie ihre Kol-
leginnen und Kollegen halten ihre großarti-
gen Beiträge in Ehren, die uns und hoffent-
lich viele andere auch in den kommenden 
Jahren inspirieren werden.

Marjorie Stamberg wuchs in Philadelphia 
auf, in einer Familie mit osteuropäisch-jüdi-
scher Herkunft. Ihr Großvater floh zur Zeit 
des russisch-japanischen Krieges 1904 und 
der antisemitischen Pogrome aus der Ukrai-
ne. Sie wurde erstmalig aktiv in Protesten 
gegen den Vietnamkrieg an der University 
of Michigan und nahm dort am ersten Antik-
riegs-Teach-in (März 1965) teil. Marjorie zog 
nach Washington, D.C., um sich vollzeitlich 
im Student Non-Violent Coordinating Com-
mittee (SNCC), dem radikalen Flügel der 
Bürgerrechtsbewegung [für Schwarze], und 
im Students for a Democratic Society (SDS), 
der Hauptorganisation der Neuen Linken, zu 
engagieren.

Schon damals gehörte Marjorie dem ra-
dikalsten Flügel der Kriegsgegner an und be-
trachtete sich selbst als Revolutionärin. Sie 
stellte sich nicht nur gegen die US-Außen-
politik in Indochina, sondern bezog auch eine 

Seite mit den vietnamesischen kommunis-
tischen Kräften (von den Medien spöttisch 
als „Vietcong“ bezeichnet), die gegen den 
US-Imperialismus und sein Marionetten-
regime in Saigon kämpften. Marjorie mar-
schierte im März 1966 bei der Fifth Avenue 
Peace Parade im Dissidentenkontingent, 
angeführt von Walter Teague, das den Sieg 
der Nationalen Befreiungsfront Vietnams 
(NLF) forderte, mit wehenden NLF-Fahnen. 
In dem Kontingent marschierten auch über 
zwei Dutzend Anhänger der Spartacist, die 
von der Socialist Workers Party (SWP) aus-
geschlossen worden waren. Im November 
1969 marschierte sie im Revolutionary Con-
tingent auf dem Vietnam Moratorium Marsch 
in Washington mit dem Aufruf „Victory 
to the Vietcong“ (Sieg dem Vietcong), das 
mit seinen NLF-Fahnen von den reformisti-

schen Organisatoren (namentlich der SWP) 
ausgeschlossen wurde, was viele Radikale 
als „peace crawls“ (Friedenskriecherei) be-
zeichneten. Als die Spartacist League 1970 
das Transparent „All Indochina Must Go 
Communist“ (Ganz Indochina muss kommu-
nistisch werden) trug, unterstützte Marjorie 
diesen Aufruf nachdrücklich.

Sie lebte in einer SDS-SNCC-Kom-
mune in D.C. und war Teil des Kollektivs, 
das die Washington Free Press herausgab, 
die erste der Untergrundzeitungen, die sich 
in den USA verbreiteten. Marjories Artikel 
über den Marsch auf das Pentagon gegen 
den Vietnamkrieg im Oktober 1967 wurde in 
Norman Mailers Armies of the Night zitiert. 
Dieser Marsch von Zehntausenden, die das 
Hauptquartier der imperialistischen Kriegs-
maschinerie umzingelten, hatte eine große 

pazifistische Mehrheit 
und ein kleineres Re-
volutionary Contin
gent aus SDS und dem 
Committee to Aid the 
NLF (Komitee zur 
Unterstützung der 
NLF), das Marjorie 
unterstützte. Nachdem 
die pazifistischen Füh-
rer am ersten Tag den 
Sieg verkündet hatten, 
beschrieb sie in ih-
rem Artikel „Wedge!“ 
(Keil) die „Qualen 
derer, die stundenlang 
dasaßen und zusahen“ 
– in Schach gehalten 
von Fallschirmjägern 
der 82. Airborne Di-
vision (Luftlandedi-

vision) der US-Armee 

– „die nicht gehen, aber auch keinen Wider-
stand leisten konnten“, als Hunderte verhaf-
tet wurden. Marjorie berichtete auch über 
den Aufruhr im schwarzen Washington nach 
der Ermordung von Martin Luther King am 
4. April 1968, als die Polizei aus der Stadt 
floh und es eine kurze Zeitspanne von 48 
Stunden gab, in der es „keine Staatsmacht 
und keinen Mangel“ gab, wie sie es aus-
drückte, bis die 101. Airborne Division und 
die Nationalgarde eingesetzt wurden, um die 
bürgerliche „Ordnung“ wiederherzustellen.

Als sie nach New York kam, wurde 
Marjorie Mitglied des Redaktionsteams  
des Guardian,1 und als die Belegschaft 
revoltierte, schrieb sie für den Libera-
ted Guardian2 und andere Zeitungen der 
Bewegung. Sie lehnte den in der Neuen 
Linken grassierenden männlichen Chau-
vinismus ab und wurde zu einer Pionierin 
der modernen Frauenbefreiungsbewegung 
und ihres linken Flügels, die nach einem 
geeigneten Programm suchten für die radi-
kalen Aufgaben, die durch den Kampf um 
Emanzipation gestellt waren. Sie war ein 
frühes Mitglied der Redstockings,3 einer 
führenden Organisation dessen, was heute 
als „zweite Welle des Feminismus“ in den 
Jahren 1968-69 bezeichnet wird. Eine drei-
teilige Serie über „The New Feminism“, 
die sie im März/April 1969 im Guardian 
veröffentlichte, galt als einflussreich, um 
den Widerstand in der Neuen Linken gegen 
die Frauenbefreiungsbewegung zu bre-
chen. Obwohl sie sich in einem feministi-
schen Rahmen bewegte, betonte Marjorie 
Fragen der Klasse und des Kapitalismus 
und verwies auf die marxistische Analyse 
von Friedrich Engels. Wie sie später in ei-
nem Vortrag über Frauenbefreiung sagte, 
den sie 2015 vor der New Yorker marxisti-
schen Studiengruppe der IG hielt:

„Ich war ein paar Monate lang Mitglied der 
Redstockings in New York, als ich für den 
Guardian schrieb. Andere haben mir gesagt, 
dass ich immer von links drängte. Insbesonde-
re war ich besorgt über die Tatsache, dass die 
Gruppe überwiegend kleinbürgerlich und völ-
lig weiß war.... Zu der Gruppe gehörten vie-
le später bekannte Schriftsteller, Kritiker und 
Professoren sowie eine Reihe von Intellektu-
ellen aus Greenwich Village. Obwohl sie also 
in der Geschichte des Feminismus eine große 
Rolle spielt, war sie unter den radikalen Akti-
vistinnen, die im Wesentlichen aus der Neuen 
Linken kamen, nicht so einflussreich.“
– Marjorie Stamberg, „Die Befreiung der Frau 
und die Klassenlinie“ (29. Oktober 2015)

1 Der National Guardian wurde als Zeitung der 
Progressive Party (PP) gegründet, dem von der 
Kommunistischen Partei geführten Wahlkampf
organ für die Präsidentschaftskampagne des 
ehemaligen US-Vizepräsidenten Henry Wallace 
1948. Unter dem Schlägen der McCarthy’schen 
Repressionen löste sich die PP Mitte der 1950er 
Jahre auf, doch die Zeitung blieb die größte linke 
Zeitung in den USA. Mit dem Aufschwung der 
Neuen Linken traten Anfang 1968 die stalinisti-
schen Volksfrontredakteure zurück und wurden 
durch ein Autorenteam der Neuen Linken ersetzt, 
das den Namen in the Guardian änderte und Mar-
jorie einlud, dem Team beizutreten.
2 Als der Neu-Linke Guardian auf eine reformi-
stische, maostalinistische Linie einschwenkte 
und der Herausgeber Jack Smith sich gegenüber 
dem Kollektiv, das die Zeitung angeblich leitete, 
selbstherrlich verhielt, streikten Mitglieder des 
Teams und gründeten anschließend den Liberated 
Guardian mit einer etwas radikaleren (aber immer 
noch stalinistisch geprägten) politischen Linie.
3 Eine Anspielung auf „Bluestockings“, eine Be-
zeichnung, mit der in den vergangenen Jahrhunder-
ten weibliche Intellektuelle verunglimpft wurden.

Marjorie Stamberg 

Am 24. November 2008 hielt Marjorie eine Rede auf einer Kundgebung zur 
Verteidigung der Lehrer, die aufgrund der Umstrukturierung der Schulen in die 
Abwesenheitsreserve (RAL) versetzt wurden, und forderte feste Arbeitsplätze für alle.
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Die Gedenkveranstaltung für Marjorie in New York am 29. Juni 2024.

(1944-2024) 
Revolutionäre Trotzkistin, marxistische Pädagogin, 

Anführerin von Kämpfen für alle Unterdrückten
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In der Zwischenzeit, so fügte sie hinzu, „ha-
ben sich die Redstockings und die meisten 
Frauengruppen um verschiedene Abstufun-
gen antimarxistischer Theorien konsoli-
diert, um ein durch und durch prokapitalis-
tisches Programm zu rechtfertigen“.

Marjorie war auf dem SDS-Kongress 
1969, auf dem sich die Hauptorganisation 
der Neuen Linken in zwei konkurrieren-
de maoistische Flügel aufspaltete, den der 
“Dritte-Welt” Revolutionären Jugendbe-
wegung (RYM) I und II auf der einen Seite 
und die von der Progressiven Arbeiterpartei 
angeführte Arbeiter-Studenten-Allianz auf 
der anderen. Seit ihren Tagen in Washington 
stand sie in engem Kontakt mit der späteren 
Weathermen-Fraktion der RYM, obwohl sie 
deren Politik nicht ganz teilte.

Als sie an die Westküste zog, wurde Mar-
jorie Mitbegründerin von Tooth and Nail, einer 
feministischen Zeitschrift, die zum Organ der 
Oakland Women’s Liberation (O.W.L.) wurde. 
In ihrem Vortrag 2015 bemerkte Marjorie:

„Wir waren nicht zu-
erst Feministinnen, die 
für den revolutionären 
Kommunismus gewon-
nen wurden. Viele von 
uns waren zuerst Revo-
lutionäre, die die Not-
wendigkeit sahen, für die 
Befreiung der Frauen zu 
kämpfen, und deshalb für 
den Feminismus gewon-
nen wurden – und dann, 
als einige von uns sahen, 
was das in der Praxis be-
deutete, gingen wir vom 
Feminismus zum echten 
Marxismus über.“
Mit der Ausrichtung der 

Gruppe auf die Arbeiter-
klasse organisierte Marjorie 
Telefonistinnen in der Tele-
fongesellschaft (AT&T, die 
bis in die 1980er Jahre ein 
Monopol war), viele von 
ihnen Black-Panther-Frau-
en. Aber sie durchschaute 
den defätistischen Sekto-
ralismus des Feminismus, 
vor allem als einige Te-
lefonistinnen bei einem 
Streik der (weißen, männ-
lichen) IBEW-Schalterarbeiter 
Streikbruch begingen. Wie 
sie erzählte, führte diese 
Erfahrung dazu, dass sie 
sich für das Programm 
der Frauenbefreiung durch 
sozialistische Revolution 
entschied. Die bewusstes-
ten Frauen in der O.W.L. 
unternahmen, wie Marjo-
rie es nannte, eine „Entde-

ckungsreise“, die sie zu Friedrich Engels’ 
Werk Ursprung der Familie, des Privat-
eigentums und des Staats aus dem Jahr 
1885 führte, und zu seiner „Entdeckung, 
dass die Unterdrückung der Frau und das 
Patriarchat aus der Entwicklung des Pri-
vateigentums hervorgegangen sind, und 
deren Zentrum die Familie ist, die integ-
raler Bestandteil des kapitalistischen Ge-
sellschafts- und Wirtschaftssystems ist.“ 
Eigentlich war es, wie Marjorie es in ih-
rem Vortrag 2015 ausdrückte, für diese 
junge Frauen eine „Wiederentdeckung“:

„Diese politische Arbeit wurde bereits 
von einer früheren Generation revoluti-
onärer Frauen im Vorfeld und nach der 
Russischen Revolution geleistet – Clara 
Zetkin, Alexandra Kollontai und andere. 
Aber diese Arbeit wurde nach der politi-
schen Konterrevolution in der Sowjetuni-
on und der Zerstörung der bolschewisti-
schen Partei von Lenin und Trotzki von 
den Stalinisten systematisch begraben. 
Wir mussten es wiederfinden.“

Berufsrevolutionärin
In der Bay Area schloss sich Marjorie 

der Spartacist League (SL) an, die drei Jahr-
zehnte lang den revolutionären Trotzkismus 
gegen den Verrat des internationalistischen 
Kommunismus durch den Stalinismus ver-
teidigte, die Politik der konservativen nati-
onalistischen Bürokratie, die die politische 
Macht im sowjetischen Arbeiterstaat an sich 
gerissen hatte. Sie half auch beim Aufbau 
des Militant Action Caucus (MAC) im Be-
reich Telefon, der von der SL politisch unter-
stützt wurde. Eine Schlüsselfrage für sie war 
der Lehrerstreik von 1968 in New York City, 
über den sie für den Guardian berichtet hat-
te und der sich gegen die Streikmaßnahmen 
der United Federation of Teachers (UFT) 
richtete. Sie reiste nach New York, um mit 
dem Spartacist-Vorsitzenden Jim Robertson 
zu sprechen, der sie von der Position der SL 
überzeugte, dass der Streik eine notwendige 
Maßnahme gegen die arbeiterfeindlichen 
Bestrebungen des liberalen republikani-
schen Bürgermeisters und der Ford Foun-
dation war, die die „kommunale Kontrolle“ 
vorantrieben, um die Schwarzen gegen die 
Gewerkschaft aufzubringen und das Poten-
zial für eine Ghetto-Rebellion zu untergra-
ben, indem sie schwarze Kämpfer auf die 
Gehaltsliste setzten. Die SL verteidigte den 
Streik, prangerte aber auch die UFT-Füh-
rung unter Albert Shanker an, die den Streik 
in einer Weise führte, die rassistische Ein-
stellungen der Weißen schürte, anstatt ein 
Programm zur Verteidigung der verarmten 
schwarzen Gemeinschaft zu verfolgen. Ro-
bertsons entscheidende Rolle im Kampf für 
die Aufrechterhaltung des trotzkistischen 
Programms über viele Jahre hinweg ist ein 
wichtiger Teil unserer Geschichte, auf die 
wir uns heute berufen.

1973 wechselte sie nach New York, um 
bei der Gründung der zweiwöchentlich er-
scheinenden Zeitung Workers Vanguard (WV) 
der SL mitzuwirken. Marjorie arbeitete weiter 
bei der Telefongesellschaft, wo sie die New 
Yorker Niederlassung des MAC gründete und 
die erste (weibliche) Schalttechnikerin in New 
York wurde. Sie war Journalistin und spä-
ter Mitglied der Redaktion von WV, von Jan 
Norden geleitet, der ihrem Partner wurde, mit 
dem sie zusammen 50 Jahre lang durch dick 
und dünn kämpfte. Gemeinsam bildeten sie 
den Kern eines lebendigen Kollektivs, das oft 
intern unter Beschuss stand und WV 23 Jahre 
lang als führende Publikation der Spartacist 
Tendency herausgab, welche von vielen als 
die beste linke Zeitung in den USA zu jener 
Zeit angesehen wurde. 1985 rief der New Yor-
ker Sender der Pacifica-Radiogruppe, WBAI, 
den „ersten jährlichen ‚Emma‘-Preis für die 
amerikanische linke Presse“ aus und erklärte 
Workers Vanguard als den eindeutigen Sie-
ger und beschrieb es als „das verrückteste, 

lebendigste, humorvollste, bösartigste, intel-
ligenteste und starrköpfigste der links-sektie-
rerischen Organe“. Wir haben natürlich jedes 
Wort davon als Kompliment aufgefasst.

Marjorie war auch eine der wichtigsten 
öffentlichen Sprecher der SL, Mitglied ih-
res Zentralkomitees und ihre Kandidatin für 
die Landesversammlung 1978 im 64. Wahl
distrikt, das Manhattan’s Downtown-Distrikt 
Greenwich Village, Ost und West, umfasste. 
Im Gegensatz zum sozialdemokratischen 
Wahlsystem, bei dem gewählte Funktio-
näre die politischen Positionen ihrer Partei 
einfach ignorieren, unterzeichnete Marjorie 
gemäß leninistischer Praxis eine undatierte 
Rücktrittserklärung von ihrem Amt, die ein-
gereicht werden sollte, falls sie das spartakis-
tische Programm nicht umsetzen würde. Die 
Bolschewiki kandidieren bei bürgerlichen 
Wahlen in erster Linie als Plattform für ihr 
revolutionäres Programm. Marjorie rief in 
ihrer Kampagne zum „Sozialistischen Kampf 
zur Rettung New Yorks“ auf. Zu dieser Zeit 
sahen weite Teile der Stadt aus wie zerbomb-
te Kriegsgebiete, weil Vermieter ihre eigenen 
Gebäude niederbrannten, um Versicherungs-
gelder zu kassieren. Marjorie erhielt 3,2 % 
der Stimmen, ein gutes Ergebnis für eine lin-
ke Kandidatin, und die Lokalpresse berichte-
te ausführlich über ihr Programm.

Marjorie kandidierte 1985 erneut, dies-
mal für das Amt des Bürgermeisters von New 
York City, gegen den rassistischen Demokra-
ten Ed Koch. Der zentrale Wahlkampfslogan 
lautete: „Von Soweto bis Harlem: Zerschlagt 
den rassistischen Terror!“ Die Parole knüpf-
te damit an den Aufstand in den verarmten 
Townships Südafrikas gegen das Apartheid-
regime der weißen Vorherrschaft an, das den 
Schwarzen jegliche Rechte verweigerte und 
ihre Arbeitskraft der Superausbeutung unter-
warf. In New York war die Polizei (NYPD) 
indessen auf einem mörderischen Feldzug 
gegen Schwarze und setzte „Koch’s Killer 
Kuts“ durch, wie es auf einem Protestschild 
gegen die Schließung eines Krankenhauses 
in Harlem hieß. 1983 töteten „Kochs Kosa-
ken“ den 25-jährigen Michael Stewart, weil 
er Graffiti an eine U-Bahn-Wand geschrie-
ben hatte. 1984 töteten sie eine Großmutter 
aus der Bronx, Eleanor Bumpurs, in ihrer 
Wohnung, als sie sich gegen eine Zwangs-
räumung wehrte. Inmitten von Ronald Reag-
ans antisowjetischem Kreuzzug des Kalten 
Kriegs verkündete Marjorie’s Kampagne, 
„Wir sind die Partei der Russischen Revo-
lution“. In einer Rede auf WLIB, dem füh-
renden schwarzen Radiosender in New York, 
erklärte sie: „Der KKK reitet nicht in Mos-
kau.“

Marjorie betonte stets die zentrale Be-
deutung des Kampfes gegen die rassistische 
Unterdrückung der schwarzen Bevölkerung. 
Nachdem der Ku-Klux-Klan und Nazis 1979 

Marjorie bei einer Demonstration, zu der die Class 
Struggle Education Workers am 16. November 
2023 vor dem Hauptsitz des NYC Department 
of Education aufgerufen hatten, um gegen die 
Knebelverfügung des Kanzlers zu protestieren, mit 
der die Solidarität von Lehrern und Mitarbeitern mit 
Gaza unterdrückt werden sollte.

Marjorie und Jan in den 1980er Jahren. Jan schrieb in der Nacht, in der sie starb, 
an ihre Genossen: „Sie war die Liebe meines Lebens, meine Kampfgenossin, 
meine compañera und Freundin für immer, die mich auch morgen noch 
inspirieren wird, so wie sie es gestern getan hat und schon seit Jahren.... Ich bin 
sicher, dass viele andere Genossinnen und Genossen diesen Verlust ebenfalls 
tief empfinden.“

Marjorie war eine Pionierin der Frauenbefreiungsbewegung in den 1960er Jahren. 
In einem Vortrag zum Thema im Oktober 2015 erläuterte sie, wie sie und andere 
das Werk von Friedrich Engels und die Geschichte der kommunistischen Frauen 
im frühen 20. Jahrhundert wiederentdeckten. Einige Wochen später sprach sie bei 
einer Demonstration (Bild oben), einen Tag nach einem tödlichen Überfall auf eine 
Abtreibungsklinik in Colorado. 
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in Greensboro, NC, Linke massakriert hat-
ten, spielte sie eine wichtige Rolle bei der 
Entfachung von SL-geführten Massenaktio-
nen von Arbeitern und Schwarzen, die den 
KKK jahrelang aus dem Norden fernhielten. 
Als der KKK 1980 drohte, nach Detroit zu 
gehen, reiste sie dorthin, um bei der Orga-
nisierung einer Mobilisierung schwarzer 
Arbeiter unter der Losung „The Klan Won’t 
Ride in Motor City“ (der Klan wird in der 
Autostadt nicht reiten) zu helfen. Im Jahr 
1982, als die vermummten Faschisten an-
kündigten, in die Hauptstadt zu kommen, 
setzte sie sich dafür ein, dass die Partei Ak-
tionen initiiert, um sie zu stoppen. Als dies 
zunächst abgelehnt wurde, weil die SL dort 
keine Ortsgruppe hatte, überwand ihre Hart-
näckigkeit die anfänglichen Einwände. Am 
27. November 1982 brachte die SL mit ihrer 
„Labor/Black Mobilization to Stop the KKK 
in Washington, D.C.“ 6000 entschlossene 
Demonstranten auf die Straße, darunter eine 
Nat-Turner-Brigade schwarzer Werft- und 
Marinearbeiter aus der Gegend von Norfolk, 
Virginia, die die Straßen übernahmen, wäh-
rend sich die Nachtreiter davonschlichen.

Marjorie kämpfte gegen die Konterrevo-
lution, überall wo sie sich erhob. 1981 de-
monstrierte sie mit der SL vor dem Büro der 
UFT und prangerte deren Rolle als Kanal für 
die CIA-Finanzierung der nationalistischen, 
antikommunistischen Solidarność-Bewegung 
in Polen an. Als die überwältigende Mehr-
heit der Linken „Solidarität mit Solidarność“ 
proklamierte, hielt Marjorie einen bahnbre-
chenden Vortrag mit dem Titel „Hoch Rosa 
Luxemburg“, in dem sie „Polens kommu-

nistische Traditi-
on“ analysierte. 
Ihr Vortrag wurde 
in Young Spar-
tacus (Mai und 
Sommer 1982), 
der Zeitung des 
Spartacus-Jugend
verbandes, als Ar-
tikel veröffentlicht. 
Wir werden diesen 
wichtigen Artikel 
wiederveröffentli-
chen. 1985 reiste 
Marjorie im Rah-
men unserer „Ni-
cabucks“-Kampa-
gne zur Sammlung 
von Geld für die 
Verteidigung des 
belagerten mittel-

amerikanischen Landes gegen die von den 
USA eingesetzten „Contras“ (konterrevoluti-
onäre Kräfte) nach Nicaragua.

Anfang 1990 ging Marjorie in die Deut-
sche Demokratische Republik (DDR) im 
Rahmen der umfassenden Bemühungen 
unserer Internationalen Kommunistischen 
Liga (IKL, der Name, den die internationa-
le Spartakist-Tendenz 1989 angenommen 
hatte) gegen die Annexion des bürokratisch 
deformierten ostdeutschen Arbeiterstaats 
durch das imperialistische Westdeutsch-
land. Sie kehrte nach New York zurück, um 
WV zu produzieren, während Norden unser 
tägliches Nachrichtenblatt in Berlin heraus-
gab. Die kühne Mobilisierung der IKL war 
das erste Mal, dass Trotzkisten in einem 
stalinistisch beherrschten Staat einen offe-
nen Kampf führten, und war eine bedeuten-
de Errungenschaft der Spartakist-Tendenz. 
Nach der Konterrevolution hielt Marjorie 
1991 im Kulturzentrum der Leuna-Raffine-
rie einen Vortrag, in dem sie darauf hinwies, 
dass ostdeutsche Frauen durch die kapita-
listische Wiedervereinigung viele Rechte 
verloren hatten, und anhand ihrer eigenen 
Erfahrungen in den USA erklärte, wie der 
Feminismus einem echten Kampf gegen die 
in der Familie verwurzelte Unterdrückung 
der Frau entgegenstand.

1993 reiste Marjorie nach Kuba, als die Insel 
durch den Abbruch der sowjetischen Hilfe nach 
der Konterrevolution in der UdSSR erschüt-
tert wurde. Nach ihrer Rückkehr von dieser 
Reise wurde sie beim Betreten der Büros der 
SL gefragt, ob Kuba der Konterrevolution 
widerstehen würde. Sie antwortete, dass dies 

waren nicht in der Lage, eine revolutionäre 
Antwort auf den Kampf der Schwarzen zu 
geben“ und „nur durch eine sozialistische 
Revolution können die Schwarzen emanzi-
piert und vollständig in eine egalitäre Gesell-
schaft integriert werden“, indem der Kampf 
auf die USA ausgedehnt wird.

Die vom Imperialismus angeführte 
Zerstörung der Sowjetunion, des ersten 
Arbeiterstaates in der Geschichte – ge-
gründet von den Bolschewiki unter der 
Führung von Lenin und Trotzki und verra-
ten von Stalin und seinen Erben – hat einen 
Großteil der westlichen Linken vernichtet. 
Viele, die sich selbst als Kommunisten be-
zeichnet hatten, benannten sich in Sozia-
listen um, ehemalige Sozialisten wurden 
zu „progressiven“ Gewerkschaftsbürokra-
ten, und viele Organisationen machten ih-
ren Laden dicht. Die Spartakist-Tendenz, 
die gegen die Konterrevolution in der 
DDR und der UdSSR kämpfte, war gegen 
diesen Defätismus nicht immun, aber er 
drückte sich an-
ders aus, nämlich 
durch einen Rück-
zug vom Klas-
senkampf. In den 
Jahren 1995-96 
gab es einen jah-
relangen internen 
Kampf gegen ihr 
Abdriften in den 
Abstent ionismus 
– der sich scharf 
gegen die Arbeit 
der Organisation 
in Deutschland 
richtete –, was 
im Juni 1996 zur 
Desertion der 
IKL unter Be-
schuss im Kampf 
für Verdrängung 
der Polizei aus 
der kommunalen 
Arbeitergewerk-
schaft in Brasili-
ens „Stahlstadt“ 
Volta Redonda führ-
te. Anfang dessel-
ben Monats wurden 
Marjorie und Jan 
aufgrund erfunde-
ner Anschuldigun-
gen aus der SL/IKL 
ausgeschlossen.

Marxistische Pädagogin
Nach den bürokratischen Ausweisungen 

zauderte Marjorie nicht. Sie schlug den Namen 
„Internationalist“ für unsere neue Organisation 
und Publikation vor, da er unsere Ziele auf kla-
re, einfache, verständliche Weise zusammen-
fasste. Im Alter von 51 Jahren mit einer winzi-
gen Gruppe von vier Genossen (Marjorie, Jan, 
Socorro und Negrete) noch einmal ganz von 
vorne anzufangen, ist nicht einfach, aber es 
war ihr Lebenswerk. Sie ging arbeiten am New 
York University Medical Center, um die Stu-
diengebühren an der NYU Steinhardt School 
of Education zu bezahlen, und 1999 begann 
sie dann eine zweite Karriere als Lehrerin an 
Schulen der Stadt New York.

Jetzt gab es neue Herausforderungen. Mar-
jorie verglich das Unterrichten mit einem Broad-
way-Stück, bei dem man fünf Tage pro Woche 
auf der Bühne steht, das neun Monate lang läuft 
und Jahr für Jahr fortgesetzt wird, mit einem 
täglich wechselnden Skript und einem Publi-
kum, das Widerrede hält. Außerdem mussten 

Marjorie kandidierte 1978 für Spartacist zum New York State Assembly 
(Abgeordnetenversammlung des Bundesstaats New York), um das revolutionäre 
Programm zu präsentieren.

W
orkers Vanguard

nach dem, was sie gesehen 
hatte, der Fall sein würde 
– was zu einer Kampagne 
innerhalb der SL führte, in 
der ihr vorgeworfen wur-
de, „weich gegenüber dem 
Stalinismus“ zu sein. We-
nig später wollte der Par-
teivorsitzende Robertson, 
dass WV schreiben sollte, 
der deformierte kubanische 
Arbeiterstaat werde „in den 
warmen Wellen der Karibik 
versinken“. Marjorie und 
Jan weigerten sich. Dreißig 
Jahre später ist Kuba immer 
noch flott, und die Gusano- 
Konterrevolutionäre wer-

den immer noch in 
Schach gehalten. 
Aber wie Marjorie 
in einem Forum, 
das sie an der Ho-
ward University in 
Washington zum 
Thema „Schwarze 
und die kubani-
sche Revolution“ 
hielt, sagte: „Der 
lateinamerikani-
sche Anti-Yankee-
-Nat ional i smus 
oder der schwar-
ze Nationalismus 

Marjorie nahm am 26. März 1966 an der Friedensparade 
auf der Fifth Avenue in New York City teil. Sie gehörte zum 
Kontingent des Komitees zur Unterstützung der Nationalen 
Befreiungsfront von Südvietnam.

Interview mit Marjorie in Women and Revolution, der 
Zeitschrift der Frauenkommission der Spartacist League, Nr. 
18 (Frühjahr 1979), in dem sie über ihre Erfahrungen bei der 
Organisierung von Telefonarbeiterinnen in Oakland und die 
Schlussfolgerungen, die sie daraus zog, berichtet.

Marjorie schrieb eine Reihe von Artikeln über „The New Fem-
inism“ im Guardian, die großen Einfluss hatten, den Wider-
stand innerhalb der Neuen Linke gegen die Frauenbefrei-
ungsbewegung zu brechen.
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sie und ihre Kollegen sich mit geistbetäubenden 
Ordnungen herumschlagen, die angeblich die 
Effektivität der Lehrer messen sollten und die 
sich fast jedes Jahr änderten, mit einer lähmen-
den Bürokratie im New Yorker Bildungsminis-
terium (Department of Education, D.O.E.) und 
mit der erschöpfenden Arbeit, junge Menschen 
zu unterrichten, während sie die schwierige Zeit 
des Erwachsenwerdens durchlaufen. Marjorie 
unterrichtete Englisch als Zweitsprache (ESL), 
heute ENL (English as a new language) genannt, 
zunächst in der High School und ab 2008 in ei-
nem Programm für junge Erwachsene zwischen 
17 und 21 Jahren. Außerdem gab sie ein Jahr-
zehnt lang Englischkurse auf Universitätsniveau 
am Hunter College und in den Sommermonaten 

an der NYU, später dann in der Erwachsenenbil-
dung am D.O.E.

Bald nachdem Marjorie ihre Lehrtätigkeit 
aufgenommen hatte, begann die IG, Artikel 
über Bildung zu veröffentlichen. Ein Artikel 
aus dem Jahr 2001 mit dem Titel „Defeat the 
Capitalist Onslaught Against Public Educati-
on!“ (Zerschlagt den kapitalistischen Angriff 
auf das öffentliche Bildungswesen) legte dar, 
wie die Demokratische Partei mit Hillary Clin-
ton an der Spitze die Privatisierung und Kor-
poratisierung der öffentlichen Schulen befür-
wortete und die „Reform“ des Bildungswesens 
vorantrieb, um der Wall Street zu gefallen. Sie 
erklärte auch die Ursprünge der UFT-Führung 
in der antikommunistischen Sozialdemokratie 
von Max Shachtman, einem Abtrünnigen vom 
Trotzkismus, der zum Imperialismus überlief. 
(UFT-Gründer/Führer Albert Shanker war ein 
Anhänger von Shachtman, dessen Frau, Yetta 
Barsh, Shankers langjährige Assistentin war.)

Eine Sonderbeilage, „Marxismus und der 
Kampf um die Bildung“, enthielt auch Mate-
rialien aus der frühen Sowjetrepublik, als die 
Bolschewiki eine Revolution im Bildungswesen 
einleiteten und die Diktatur der Schulverwalter 
und ihrer kapitalistischen Chefs durch die Kont-
rolle der Schulen durch Lehrer, Schüler, Arbeiter 
und Eltern ersetzten. Neben „Über die Klassen-
schule“ von Anatoli Lunatscharski, dem Bil-
dungskommissar von 1917 bis 1929, und zwei 

Aufsätzen von Na-
deschda Krupskaja 
über das öffentliche 
Bildungswesen und 
sozialistische Schu-
len (in denen sie er-
klärt, dass es einer 
sozialistischen Re-
volution bedarf, um 
eine gründliche Bil-
dungsreform zu ver-
wirklichen), enthielt 
sie einen Bericht 
von John Dewey 
über eine Reise in 
die UdSSR im Jahr 
1927, wo er sah, wie 
sein Programm der 
„Arbeiterschulen“, 
die Bildung und 
soziales Leben mit-
einander verbinden 
sollten, in die Tat 
umgesetzt wurde, 
bevor es von Stalin 
unterdrückt wurde.

Im Dezember 
2001 nahm Marjo-
rie am Hunter Col-
lege an einer von 
der IG initiierten 
Einheitsfrontkund-
gebung teil, um die 
„Kriegssäuberung“ 
von Studenten ohne 

Papiere durch die Erhöhung ihrer Studienge-
bühren zu stoppen, welche die City University 
of New York in der Atmosphäre der repressi-
ven Hysterie nach den Anschlägen vom 11. 
September 2001 durchzusetzen versuchte. Im 
Jahr 2002 verteilte sie an die UFT-Delegierten-
versammlung Flugblätter mit einer Resoluti-
on, in der sie u. a. die Lehrkräfte aufforderte, 
sich mit einem drohenden Streik der Transport 
Workers Union zu solidarisieren, indem sie die 
Lehrkräfte u.a. dazu aufforderte, „ihre Klassen 
zu den TWU-Streikposten zu bringen, um den 
Studenten eine Ausbildung im Klassenkampf 
zu bieten“.

Im Jahr 2003, als die US-Invasion und 
Besetzung den Irak verwüsteten, schrieb 
Marjorie eine Abhandlung zum Thema 
„Teaching English as a Second Language in a 
Climate of War“ (Englisch als Zweitsprache 
unterrichten in einem Klima des Krieges), 
in der sie die verlogene Kriegspropaganda 
(erfundene irakische Massenvernichtungs-
waffen) aufspießte, die von der Regierung 
und den Medien verbreitet wurde, und die 
Angst anprangerte, die durch repressive Ge-
setze wie den U.S.A. PATRIOT Act geschürt 
wurde. Sie präsentierte das Papier auf dem 
nationalen TESOL-Kongress (Teachers of 
English to Speakers of Other Languages) 
in Long Beach, Kalifornien, und später auf 
dem TESOL-Kongress des Bundesstaates 
New York. Im Jahr 2005 kritisierte sie den 
UFT-Vertrag mit dem D.O.E., der im Gegen-
zug für eine Gehaltserhöhung das Recht auf 
Versetzung nach Dienstalter bei Schulschlie-
ßungen aufgab, und schrieb ein Flugblatt, in 
dem sie die Verhaftung muslimischer Schü-
lerinnen und Schüler durch die Einwande-
rungspolizei anprangerte.

Am 14. Juni 2006 kam es im mexikani-
schen Bundesstaat Oaxaca zu einem Ausbruch 
des scharfen Klassenkampfes, als sich die Leh-
rer angesichts eines tödlichen Polizeiangriffs 
auf ihr plantón (Protestcamp) in der Hauptstadt 
des Bundesstaates erhoben. Die Lehrer lös-
ten einen halbaufständischen 
Kampf aus, der von indigenen 
Menschen und Arbeitern un-
terstützt wurde. Sie vertrieben 
die Polizei, die Gerichte und 
alle Regierungsbehörden aus 
der Stadt Oaxaca, umzingelten  
den Landtag und legten ihn 
lahm, blockierten Autobahnen 
und den Flughafen und schnit-
ten den Staat für fünf Monate 
von der Außenwelt ab. Am 
selben Tag riefen Marjorie 
und die Internationalist Group 
zu einem Solidaritätsprotest 
vor dem mexikanischen Kon-
sulat in New York auf. Einige 
Wochen später reisten sie und 
Genossen der mexikanischen 
Grupo Internacionalista nach 
Oaxaca, wo sich die Streiken-

den überschwänglich bei der New Yorker Leh-
rerin bedankten, die entscheidend dazu beige-
tragen hatte, ihren Kampf bekannt zu machen.

Die Verteidigung der ATRs
Zurück in den USA erfreute sich Marjorie 

daran, ihre immigrierten Schüler zu unterrich-
ten, von denen die meisten gerade erst ange-
kommen waren. Sie war inspiriert durch deren 
Aufregung, als sie ihren ersten Schnee sahen, 
und erstaunt, dass sie ihre Lehrerin respektier-
ten. („Sie hatten das Memo nicht bekommen“, 
bemerkte sie.) Es war eine Herausforderung, 
denn die Spanne reichte von einigen Schülern, 
die fast keine formale Bildung hatten (und 
manchmal keine Muttersprache in Schrift) bis 
hin zu anderen, die in ihren Heimatländern ein 
Abitur gemacht hatten, das in den USA nicht 
anerkannt wird. Die Verwaltung des D.O.E. er-
kannte bald, dass sie eine hervorragende Lehre-
rin war und bat sie, Mentorin zu werden. So reis-
te sie einige Jahre lang zu Schulen in Queens, 
um neuen Lehrern zu helfen. Viele blieben im 
Laufe der Jahre in Kontakt und sagten, wie 
sehr sie ihre Unterstützung schätzten. Aber sie 
empfand es als eine halbe Managementpositi-
on – sie musste sogar einen Anzug tragen – und 
beschloss, wieder zu unterrichten. „Wer braucht 
die Anzugträger?“ – die Bürokraten des D.O.E. 
– sagte sie dann. „Wir sind diejenigen, die un-
terrichten. Wir sollten entscheiden.“

Im Frühjahr 2007 kehrte Marjorie in den 
Unterricht zurück. Sie wurde an der ASHS 
(Auxiliary Services for High School) eingestellt, 
als das D.O.E. gerade beschloss, dieses Modell-
programm, das Schüler auf die Highschool-Eig-
nungsprüfung vorbereitete, aufzulösen. Im Zuge 
der chaotischen Umstrukturierung des alterna-
tiven Schulbezirks D79 wurden Hunderte von 
Lehrern „überflüssig“ gemacht. Aufgrund einer 
Klausel im Vertrag von 2005 konnten sie nicht 
entlassen werden – stattdessen wurden mehr 
als 250, die keinen Schulleiter fanden, der sie 
einstellen wollte, in die „Lehrer-Abwesenheits-
reserve“ (ATR) abgeschoben. Marjorie und die 
Leiterin der UFT-Sektion ASHS, Roz Penepen-
to, starteten eine Petition und eine Medienkam-
pagne, um sie wieder ins Klassenzimmer zu 
bringen. Als ASHS durch „GED Plus“ ersetzt 
wurde, kandidierte Marjorie für den Vorsitz der 
Ortsgruppe und verlor knapp, da die Bürokratie 
des UFT Unity Caucus sich verweigerte, ihr eine 
Liste der Ortsgruppenmitglieder oder auch nur 
der 80 Standorte, an denen sie unterrichteten, bis 
etwa einen Tag vor der Wahl auszuhändigen.

Bis 2008 verschlimmerte sich die unerträg-
liche Situation der „überzähligen“ D79-Erzie-
her. Mittlerweile waren es 1400 im Pool. Ein-
mal mehr gab Marjorie nicht auf. Sie rief zu 
einem stadtweiten Treffen der ATRs auf und 
startete erneut eine Petitionskampagne, in der 
sie die Gewerkschaft aufforderte, die Einstel-
lung der ATRs zu fordern, und sammelte Hun-
derte von Unterschriften aus über 103 Schulen 
aus der ganzen Stadt. Zusammen mit anderen 
Aktivisten initiierte sie ein Ad-hoc-Komitee 
zur Unterstützung der ATRs und verfasste ei-
nen Antrag, der von der Delegiertenversamm-
lung tatsächlich angenommen wurde, für eine 
UFT-„stadtweite Kundgebung ... und Auffor-
derung an das New York City Bildungsminis-

Protest der Spartacist League vor dem Hauptsitz der United 
Federation of Teachers, September 1981, gegen die Rolle 
der UFT bei der Weiterleitung von Millionen von CIA-Dollars 
an die polnische nationalistische antikommunistische 
Solidarność-Bewegung.
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Marjorie setzte sich nachdrücklich für die von der Spartacist League organisierte 
Mobilisierung von Arbeitern und Schwarzen ein, um den Ku-Klux-Klan in Washington, 
D.C., zu stoppen. 6000 entschlossene Demonstranten gingen in November 1992 
auf die Straße, samt einem Kontingent von Hafenarbeitern und Schiffsbauern 
vom Marinestützpunkt Norfolk, Virginia, und haben damit einen Aufmarsch der 
vermummten Nachtreiter in der Hauptstadt der USA verhindert.

W
orkers Vanguard

Nach ihrer Rückkehr von einer Reise nach Kuba 
im Jahr 1993, mitten in der Krise, die durch die 
Konterrevolution, die die Sowjetunion zerstörte, 
ausgelöst wurde, hielt Marjorie an der Howard Uni-
versity einen Vortrag über die Geschichte und die 
aktuelle Lage der schwarzen Bevölkerung in Kuba.

Marjories Wahlkampfbroschüre als 
Spartakist-Kandidatin für das Amt 
des Bürgermeisters von New York im 
Jahr 1985.

W
orkers Vanguard
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terium, die Klassengrößen zu reduzieren und 
allen Lehrern in der Abwesenheitsreserve, die 
es wünschen, Stellen zuzuweisen, bevor neue 
Lehrer eingestellt werden.“ Dies erschreckte 
die Spitzen der UFT und des D.O.E. so sehr, 
dass sie am Tag vor der Kundgebung, am 
24. November, in aller Eile eine Nebenver-
einbarung unterzeichneten. Doch anstatt die 
ATR-Lehrkräfte in Festanstellungen zu über-
nehmen, wurden lediglich finanzielle Anreize 
für Schulleiter geschaffen, sie einzustellen.

Die Gewerkschaft kündigte dann eine 
Wein- und Käseparty in den UFT-Büros an, zur 
gleichen Zeit wie die Kundgebung, um diese 
leere Vereinbarung zu feiern, und schickte Mit-
arbeiter aus, um die Leute vom Protest abzulen-
ken. Es hat nicht funktioniert. Rund 300 Lehrer 
und Unterstützer kamen zu der vom Ad-hoc-
Ausschuss organisierten Einheitsfrontdemons-
tration, der größten Oppositionsveranstaltung 
seit Jahren. Die Menge war wie elektrisiert. 
Marjorie war als UFT-Mitglied und offizielle 
Haupt-Sprecherin für die kurz zuvor gegründe-
ten Class Struggle Education Workers (CSEW) 
eine der Hauptrednerinnen. Sie bestand darauf, 
dass der Kampf für die ATRs weitergehen 
müsse, da man der UFT-D.O.E.-Vereinba-
rung nicht trauen könne. Aber sie blieb nicht 
dabei stehen.

Marjorie prangerte die Kontrolle durch 
den Bürgermeister an und erhob die Forderung 
nach Lehrer-Schüler-Eltern-Arbeiter-Kontrolle 
der Schulen. Sie prangerte die Gewerkschafts-
bürokraten, mit der berühmten Formulierung 
des Sozialisten Daniel De Leon, als Leutnants 
des Kapitals an, die als Transmissionsriemen 
für die Bosse fungieren, insbesondere über die 
Demokratische Partei. Während die Regierung 
die Banken rettete (das war auf dem Höhe-
punkt der Wall-Street-Krise 2007-08), stünden 
den Erziehern große Kämpfe bevor, und sie 
müssten sich mit allen Arbeiterorganisationen 
in New York City verbünden und sich darauf 
vorbereiten, gegen das Taylor-Gesetz des Bun-
desstaates New York vorzugehen, das Streiks 
im öffentlichen Sektor verbietet. Sie warnte da-
vor, sich Illusionen in den neu gewählten Präsi-
denten Barack Obama zu machen, der als De-
mokrat die Kriege in Afghanistan und im Irak 
fortsetzen wolle, während es erforderlich sei, 
diese Kriege zu zerschlagen. Und sie schloss 
mit den Worten: „Wir brauchen eine Arbeiter-
partei, wir brauchen eine Arbeiterregierung.“

Angesichts der Größe und Energie der 
Kundgebung tauchte gegen Ende Randi Wein-
garten mit einem Gefolge auf, um mit ihrem 
Hinterzimmer-Deal hausieren zu gehen. Als 
Marjorie ihr antworten wollte, weigerte sich 
die AFT/UFT-Chefin, das Megaphon aus der 
Hand zu geben, bis Leute, die „Lasst Marjo-

rie reden“ riefen, sie zum Einlenken zwangen. 
Tatsächlich wurden in den nächsten Jahren nur 
16 Lehrer aus dem ATR aufgrund der Anreize 
in der Nebenvereinbarung Stellen zugewiesen. 
Stattdessen wuchs der ATR-Pool bis 2014 auf 
fast 1700 Lehrkräfte an. Während die Presse 
der Bosse (nicht nur die lehrerfeindliche Post, 
sondern auch die New York Times) die ATRs 
als Schnorrer bezeichnete, die herumsitzen 
und „nichts tun“, agitierte Marjorie weiter für 
Gewerkschaftsaktionen, um ihre Einstellung 
zu fordern. Das ATR endete erst mit dem pan-
demiebedingten Lehrermangel im Jahr 2021, 
als das D.O.E. diese qualifizierten, erfahrenen 
Pädagogen endlich unterrichten ließ.

Was für eine Opposition gegen 
die Gewerkschaftsbürokratie?

Marjories Kritik an Obama und den De-
mokraten auf der ATR-Kundgebung im No-
vember 2008 verärgerte eine Reihe von Re-
formisten und Liberalen in der Menge. In der 
Folgezeit kam es zu einem heftigen Streit 
darüber, welche Art von Opposition erforder-
lich sei. Marjorie, die für die CSEW sprach, 
rief zu mehr Einheitsfrontaktionen, wie am 
24. November auf, bestand aber darauf, dass, 
um den prokapitalistischen Unity-Caucus zu 
besiegen, “wir eine Führung brauchen, die 
auf einem klassenkämpferischen Programm 
basiert, und das ist es, was wir jetzt aufbauen 
müssen”. Andere wollten einen alle und alles 
einschließenden Oppositionsausschuss, der 
alle verschiedenen Gruppierungen trotz ihrer 
sehr unterschiedlichen Programme und Stra-
tegien zusammenbringt. Marjorie erwiderte, 
dass ein Mega-Caucus nur zu Mega-Verwir-
rung führen würde, und dass dieser ein Pro-
gramm des kleinsten gemeinsamen Nenners 
haben würde, das nur auf einfache Gewerk-
schaftsarbeit beschränkt sein könnte:

„Aber einfache Gewerkschaftsarbeit ist in die-
ser Zeit, in der die Werktätigen auf breiter Front 
angegriffen werden, in der jede gewerkschaft-
liche Errungenschaft weggenommen wird, 
unmöglich. In dieser Zeit des kapitalistischen 
Verfalls ist Reformismus eine Sackgasse: Wenn 
man nicht bereit ist, das System als Ganzes zu 
bekämpfen, ist man zum Scheitern verurteilt....
Es muss eine ernsthafte Diskussion über die 
Geschichte und die Zukunft dieser Gewerk-
schaft geführt werden, vom ‚AFL-CIA‘-
‚State Department-Sozialisten‘ („Staats-
ministeriums-Sozialisten“) Albert Shanker 
bis zu seinen Möchtegern-Nachahmern der 
vierten Wiedergeburt..... Da wir über jede An-
gelegenheit sozialer Gerechtigkeit kämpfen, 
müssen wir deren Wurzeln im kapitalistischen 
System als Ganzes verstehen und dagegen 
kämpfen. Deshalb rufen wir zu einer klassen-
kämpferischen Arbeiterpartei auf.“
– „Nach dem 24. November...“ (2. Dezem-
ber 2008)

Aus der „großen vereinten Fraktions“(„One
Big-Caucus“)-Gruppe ging die Grassroots 
Education Movement (Graswurzel Bil-
dungsbewegung) hervor, aus der einige Jah-
re später die Movement of Rank-and-File 
Educators (M.O.R.E.) (Bewegung der Ba-
sispädagogen) hervorging.

Die ATRs waren nur eines der Themen, 
um die Marjorie kämpfte. Im Frühjahr 2009, 
als Obama die „Leistungsvergütung“ für Lehr-
kräfte vorantrieb, versuchte Weingarten, diese 
zu entschärfen, indem sie vorschlug, dass jeder 
Lehrer einen Bonus von 3.000 Dollar erhalten 
sollte, wenn die Testergebnisse der Schüler an 
einer Schule steigen. Marjorie prangerte dies als 
eine Softcore-Version der gewerkschaftsfeindli-
chen Agenda der „Leistungsvergütung“ an und 
brachte die Lehrer von GED-Plus dazu, gegen 
den Vorschlag zu stimmen. Es ist keine Kleinig-
keit, eine Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder 
dazu zu bringen, ein Bestechungsgeld von 3.000 
Dollar abzulehnen, aber sie hat es geschafft. 
Letztendlich ging dieser Trick ins Leere. Als 
Marjorie in jenem Frühjahr als UFT-Delegier-
te der GED-Plus kandidierte, erhielt sie mehr 
Stimmen als der Vorsitzende der Unity-Gruppe, 
Michael Friedman. In den nächsten zehn Jahren 
gerieten sie bei verschiedenen Themen aneinan-
der, aber sie arbeiteten auch zusammen, und er 
sprach immer mit Respekt von ihr.

„Öffentliche Schulen sind der 
Ort, an dem Ethnie und Klasse 

zusammenkommen“
2010 fand landesweit eine groß ange-

legte gewerkschaftsfeindliche Offensive 
gegen Lehrer statt. Rechte produzierten ei-
nen Pseudo-„Dokumentarfilm“, Waiting for 
Superman, in dem die Festanstellung von 
Lehrern an öffentlichen Schulen angepran-
gert wurde. Im Jahr darauf folgte Columbia 
Pictures mit Bad Teacher mit Cameron Diaz 
in der Hauptrolle. In New York startete der 
milliardenschwere Bürgermeister Michael 
Bloomberg eine Kampagne zur Schließung 
zahlreicher „scheiternder“ Schulen und zur 
Förderung privat geführter, gewerkschafts-
feindlicher Charter-Schulen, die Dollars ab-
zweigten (zusätzlich zum großen Geld der 
Wall Street) und den öffentlichen Schulen 
durch störende „Co-Locations“ Klassen-
zimmer stahlen. Marjorie und die CSEW 
bekämpften dies mit Zähnen und Klauen 
und riefen dazu auf, schließende Schulen zu 
besetzen. Sie verteilte Flugblätter, in denen 
sie detailliert darlegte, wie Charter Schools 
von Immobilienunternehmen genutzt wur-
den und als Goldesel für Hedgefonds dien-
ten, indem ihr ständiger Strom an staatlichen 
Geldern gemolken werden sollte, wenn ihre 
spekulativen „Investitionen“ den Bach run-
tergingen (wie es 2007-08 der Fall war).

Marjorie sagte bei Anhörungen von 
Bloombergs PEP (bekannt als „Puppet 
Education Panel“ [Marionetten-Bildungs-
gremium]) gegen die Schließung der Paul 
Robeson High School in Crown Heights und 
der Bronx Regional High School. Zusammen 
mit Hunderten von Pädagogen, Eltern, Schü-
lern und Unterstützern sprach sie bei den 
stundenlangen, lebhaften PEP-Anhörungen 
mit mehreren Tausend Zuhörern, nach de-
nen die Mitglieder des Gremiums pflichtbe-
wusst die Schließung der neuesten Reihe von 
Schulen absegneten, die von Bloomberg und 
seinen Schulkanzlern Joel Klein und Cathy 
Black, Importe aus der Unternehmenswelt, 
die nichts von Bildung verstanden, zerstört 
werden sollten. Black (die nie eine öffentli-
che Schule besucht hat) löste mit ihrer ras-
sistischen Bemerkung, die Lösung für die 
Überfüllung der Klassenräume sei Geburten-
kontrolle, einen Feuersturm aus! Auf einer 
PEP-Sitzung verteilte Marjorie ein witziges 
„Pop-Quiz für Cathy Black“, das ihr Kolle-
ge und Genosse Charlie Brover, mit dem sie 
seit den 1970er Jahren zusammenarbeitete, 
geschrieben hatte.

Die UFT, die verschiedenen dissidenten 
Strömungen in der Gewerkschaft, so gut wie 
die gesamte Linke, Community-Aktivisten 
und viele Liberale kamen zu den stürmi-
schen PEP-Treffen. Aber das was Marjorie 
zu sagen hatte, war in einer wichtigen Hin-
sicht unverwechselbar: Sie griff Bloombergs 
Pläne als rassistisch an. „Schauen Sie sich 

die Postleitzahlen an, in denen die Schulen 
geschlossen werden, es ist nicht in Riverdale 
oder der Upper East Side, es ist in den armen, 
schwarzen und Latino-Vierteln“, sagte sie. 
Die UFT und die reformistische Opposition 
hielten sich bewusst auf Abstand vom The-
ma des Rassismus, aber als Marjorie nach 
einer Sitzung an der Brooklyn Tech die De 
Kalb Avenue hinunterlief, kam ein promi-
nenter schwarzer Aktivist aus Bed-Stuy aus 
einem Feinkostladen gelaufen, um ihr dafür 
zu danken, dass sie die offensichtliche Wahr-
heit laut ausgesprochen hatte, um die die an-
deren einen Bogen gemacht hatten. Sie wies 
oft darauf hin, dass der Kampf gegen die 
Schließung von Schulen der Schlüssel zur 
Überwindung der Spaltung zwischen Leh-
rern und der schwarzen Community war, die 
seit dem UFT-Streik von 1968 über 40 Jahre 
lang angedauert hatte.

Im Jahr 2013 streikten die Schulbusfahrer 
und -begleiter in New York City, eine über-
wiegend dominikanische und haitianische 
Belegschaft, deren entscheidende Rolle im 
Schulsystem sowohl von der UFT als auch 
von dissidenten Gewerkschaftern oft igno-
riert wurde. Am ersten Tag stand Marjorie um 
6:30 Uhr morgens im Regen an der Streik-
postenkette und bekundete die Solidarität der 
Lehrer mit den Streikenden. Am nächsten 
Tag brachte sie auf der UFT-Delegiertenver-
sammlung einen Antrag ein, wonach die Ge-
werkschaft ihre volle Unterstützung zusagen 
und eine Massenkundgebung der New York 
City Arbeiterschaft zur Unterstützung des 
Streiks einberufen sollte (der Antrag wurde 
nicht zur Abstimmung zugelassen, obwohl 
er viel Unterstützung fand). Die CSEW, die 
alle Beschäftigten im Bildungswesen und 
nicht nur Fachkräfte wie die UFT, vereinen 
will, war fast täglich an der Streikpostenkette 
beteiligt. Die M.O.R.E. war, wie Marjorie es 
ausdrückte, „im Kampf vermisst gemeldet“ 
(sie hatte eine symbolische Kundgebung auf 
den Stufen der D.O.E.-Hauptverwaltung).

Die Frage, welche Art von Opposition ge-
gen die prokapitalistische Gewerkschaftsbü-
rokratie aufgebaut werden muss, spitzte sich 
im Juli 2014 mit dem Polizeimord in Staten 
Island an Eric Garner zu, der zu Tode ge-
würgt wurde, während er elfmal wiederholte: 
„Ich kann nicht atmen.“ Dies kristallisierte 
die Empörung gegen rassistische Polizeire-
pression in der ganzen Stadt heraus. Marjorie 
und die IG gingen zur Beerdigung von Gar-
ner in Brooklyn, wo sie niemanden von der 
Gewerkschaft sahen. Doch als der schwarze 
Demokrat Al Sharpton im August zu einem 
Massenaufmarsch auf Staten Island aufrief, 
wurde UFT-Führer Michael Mulgrew klug, 
und die Gewerkschaft schloss sich an.

Die Internationalist Group hat mehrfach 
die Rolle von Sharpton angeprangert, der 
mit seiner typischen Parole „No justice, no 
peace“ stets versucht, den Protest in Druck 
auf die bürgerlichen Politiker umzuleiten. 

Obwohl die Gewerkschaftsoberen versuchten, Leute von der Kundgebung 
abzulenken, die von der UFT-Delegiertenversammlung genehmigt wurde,  
kamen dennoch am 24. November 2008 rund 300 Lehrer und Unterstützer, um 
die Einstellung von Lehrern in unbefristete Stellen zu fordern. Marjorie (kaum 
sichtbar, unten Mitte) war eine der führenden Organisatoren und Redner.
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Beilage zu The Internationalist über 
den Kampf um das Bildungswesen. 
Enthält Aufsätze von Lunatscharski, 
Nadeschda Krupskaya und John Dewey 
über die Pädagogik der jungen Sowjet
republik.  Auch ein Abschnitt über den 
Kampf der Lehrer in Oaxaca, Mexiko, im 
Jahr 2006, den Marjorie und ihre Genos-
sen von den USA aus unterstützt haben, 
und für den sie nach Oaxaca gereist ist.
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Dennoch nahmen die IG und die CSEW an 
der Demonstration auf Staten Island teil, die 
in Wirklichkeit ein Referendum über Ras-
sismus war. M.O.R.E. tat dies nicht. Warum 
nicht? Zum Teil, weil einige ihrer Mitglieder 
aus Staten Island, wo viele Lehrer mit Poli-
zisten verheiratet sind, von der örtlichen Pro-
Cop-Stimmung beeinflusst wurden. Aber 
schlimmer noch, M.O.R.E. veröffentlichte 
eine groteske Erklärung gegen die Entschei-
dung der Gewerkschaft, an dem Marsch teil-
zunehmen, und forderte „die Führungen der 
UFT und der PBA (Police Benevolent Asso-
ciation –  Polizei„gewerkschaft”) auf, Wege 
zur Zusammenarbeit und Einheit zu finden“! 
„Einheit“ mit der faschistoiden Organisati-
on, die die rassistischen Mörderpolizisten 
der NYPD schützt?

M.O.R.E. behauptet, für „Social Justice 
Unionism“ (sozial gerechtes Gewerkschafts-
wesen)  zu stehen. Aber hier sahen wir das 
Programm des engen Tradeunionismus in 
Aktion, das rassistische Polizeimorde deckt. 
Marjorie veröffentlichte einen scharf formu-
lierten „Offenen Brief an M.O.R.E.“ (10. 
September 2014), in dem es heißt: „Weit 
davon entfernt, unsere ‚Brüder und Schwes-
tern‘ zu sein, sind Polizisten professionelle 
Streikbrecher und Vollstrecker des rassisti-
schen ‚Recht und Ordnung‘. Das ist ihr Job 
für die herrschende Klasse.“ Die empörende 
Erklärung, fügte sie hinzu, „ergibt sich direkt 
aus der Grundprämisse von M.O.R.E, alle 
und jeden gegen die Irreführer von Unity zu 
‚vereinen‘. Sie ergibt sich direkt daraus, dass 
sie allen Fragen von Ethnie und Klasse, den 
grundlegenden Fragen in diesem Land, aus 
dem Weg geht.“

Marjorie betonte immer wieder: „Die öf-
fentlichen Schulen sind der Ort, an dem Eth-
nie und Klasse zusammenkommen.“ Sie for-
derte Polizisten raus aus den Gewerkschaften 
und Polizisten raus aus den Schulen. Und sie 
betonte, dass in einer Stadt nach der anderen, 
überall im Land, die Demokraten die Chefs 
der rassistischen Killer-Cops sind.

Lehrer führen Massenaufstand 
in Oaxaca an

In 2016 nahm Marjorie ein sechsmonati-
ges Sabbatical, um nach Oaxaca, Mexiko, zu 
reisen, wo sie schon mehrmals gewesen war, 
um indigene Bildung zu studieren. Sie inter-
viewte Lehrer in zapotekischen, mixtekischen 
und mixeischen Gemeinden und hielt einige 
Vorlesungen für Studenten an der staatlichen 
Universität, die nach Benito Juárez benannt 
ist, dem indigenen Präsidenten Mexikos, der 
Mitte des 19. Jahrhunderts, nachdem er einen 
Bürgerkrieg gegen klerikale Reaktionäre ge-

führt und eine französische Invasion zurück-
geschlagen hatte, ein kostenloses, säkulares 
öffentliches Bildungssystem einführte. Nach 
ihrer Rückkehr nach New York hielt sie im 
Rahmen eines Fortbildungstages an ihrer 
Schule, P2G, einen Vortrag under dem Titel 
„Sprache, Kultur und Identität: Eine Untersu-
chung über das Lehren und Lernen in Oaxa-
ca“. Während ihres Aufenthalts in Oaxaca 
brach ein neuer Lehrerstreik aus, der wie im 
Jahr 2006 den gesamten Bundesstaat erfasste 
und von Mai bis September andauerte. Marjo-
rie unterstützte aktiv unsere Genossen in der 
Grupo Internacionalista (GI), die an vorders-
ter Front kämpften.

Alle Autobahnen in und aus Oaxaca wa-
ren mehrere Monate lang abgeschnitten. Bald 
konnte man nur noch mit dem Lehrer-Bus 
hinein- und herausfahren. Die Lehrer hatten 
37 größere Straßensperren im ganzen Bundes-
staat und Kontrollpunkte an der Staatsgrenze, 
wo sie alle Fahrzeuge überprüften. Die Lehrer 
haben ihr eigenes UKW- und Internetradio, 
Radio Plantón, auf dem die GI ein Programm 
hat, Frecuencia Obrera Internacionalista. Die 
indigenen Gebiete der Zapoteken, Mixteken 
und Triqui wurden zur Unterstützung der Leh-
rer mobilisiert, die oft als Wortführer und Für-
sprecher dieser verarmten Gemeinschaften 
auftreten. In der Hauptstadt des Bundesstaa-
tes kam es wiederholt zu Demonstrationen 
von Zehntausenden, bei einigen Gelegenhei-
ten sogar von Hunderttausenden. Während 
des Streiks betrieb die GI einen Filmclub, der 
jeden Abend auf der Straße vor dem Sitz der 
Lehrergewerkschaft Sección XXII der CNTE 
Filme zeigte. Diese dissidente Gewerkschaft 
hatte sich weitgehend aus dem Würgegriff der 
korporatistischen “Gewerkschaft” der Bil-
dungsarbeiter (SNTE) befreit, die im Wesent-
lichen eine staatliche Agentur zur Kontrolle 
von Lehrern ist.4 

Nachdem der Streik etwa sechs Wochen 
gedauert hatte, griffen Mitte Juni die Armee 
und die Bundespolizei ein und töteten in der 
Stadt Nochixtlán elf Indigene und verletz-
ten über 100. Auf ihrem Weg in die Haupt-
stadt des Bundesstaates Oaxaca stießen sie 
in jeder Stadt auf massiven Widerstand mit 
brennenden Barrikaden. Unsere Genossen 
nahmen an den Kämpfen teil, und tags dar-
auf begaben sich unsere Genossen aus dem 
Gesundheitswesen heimlich mit einer mobi-
len Chirurgieeinheit in die Stadt, um die Ver-
wundeten zu behandeln. In New York orga-
nisierte die CSEW Solidaritätsproteste. Aber 
4 Siehe den Artikel von Marjorie „CNTE-SNTE, 
What’s the Diff? And Why It’s Important“ (Au-
gust 2016), auf der CSEW-Website (http://ed-
workersunite.blogspot.com/2016/08/mexico-
teachers-strike-cnte-snte-whats.html).

selbst der mörderische Angriff der Armee 
und der Bundespolizei konnte den Streik 
nicht brechen, der noch drei weitere Monate 
andauerte. Das war eine echte Lektion über 
die Macht von Lehrerkämpfen, nicht zur 
Verteidigung enger beruflicher Ziele, son-
dern als Anführer und Vorkämpfer der Arbei-
terklasse und unterdrückter Communities.

In den letzten 25 Jahren haben die Bun-
desregierung in Mexiko und die Regierung 
des Bundesstaates Oaxaca versucht, von im-
perialistischen Agenturen wie der Weltbank 
und der OECD geförderte „Reform“-Plä-
ne im Bildungsbereich durchzusetzen. 
Aufgrund des Widerstands der Lehrkräfte 
waren sie weitgehend nicht in der Lage, 
diese gewerkschaftsfeindlichen und Privati-
sierungspläne umzusetzen. Aber die Lehrer 
waren auch nicht in der Lage, einen durch-
schlagenden Sieg zu erringen, da sie ihren 
Kampf auf einen Bundesstaat beschränkten 
und die mächtige industrielle Arbeiterklas-
se nicht mit einbezogen, und sie suchten ihr 
Heil beim populistischen Präsidenten Andrés 
Manuel López Obrador (der die abtrünnigen 
Lehrer rekorporieren und die Ketten der Re-
gierungskontrolle wiederherstellen will), an-
statt eine Arbeiterpartei aufzubauen. Mexiko 
bleibt ein kapitalistischer Staat und Oaxa-
ca ist nach wie vor eine verarmte Region. 
Nichts außer einer internationalen sozialisti-
schen Revolution kann das ändern. Marjories 
Erfahrungen aus den Jahren 2006 und 2016 
zeigen die Macht der klassenkämpferischen 
Gewerkschaftsbewegung und die Notwen-
digkeit einer revolutionären Führung.
Verteidigung von immigrierten 

Studenten
Anfang 2017 startete der neu gewählte 

Präsident Donald Trump eine Offensive gegen 
Einwanderer, beginnend mit dem Einreisever-
bot für Reisende aus sieben überwiegend mus-
limischen Ländern. Die Einwanderungs- und 
Zollbehörde (Immigration and Customs En-
forcement, I.C.E.) begann mit Razzien im gan-
zen Land, auch in New York City. I.C.E.-Agen-
ten tauchten in Schulen auf und suchten nach 
Schülern ohne Papiere. Marjorie und andere 
Internationalisten gingen zum JFK, um ge-
gen den „Muslim Ban“ (Muslimverbot) zu 
protestieren, und sie gründete ein „UFT P2G 
Immigrant Students 
Support Commit-
tee“, um die Rechte 
von Einwanderern 
zu verteidigen und 
die I.C.E. fernzu-
halten. Dies war 
nicht abstrakt. An 
ihrem Standort in 
Manhattan wur-
den Hintertüren für 
die Schüler lokali-
siert, damit sie die 
Schule verlassen 
konnten, falls die 
Migrationspolizei 
auftauchte, und 
sie nahm Kontakt 
zu einer nahegele-
genen Kirche auf, 
die als Zufluchtsort 
diente, und brachte 
den Priester in die 
Schule, für ein Tref-
fen mit Beamten.

Am 15. Mai 
veranstaltete die 
UFT ein Einwan-
derungsforum, bei 
dem die AFT-Präsi-
dentin Randi Wein
garten als eine der 
Hauptrednerinnen 
auftrat. Sie wiesen 
auf die Anweisung 
des Schulamtsdi-
rektor hin, dass 
I .C .E . -Agen ten 
die Schulen nicht 
ohne Erlaubnis des 
D.O.E. betreten 

durften. In der Diskussion stand Marjorie auf 
und sagte, dass dies nicht genug sei. Wenn 
die Migra käme, sollten sich die Lehrer und 
Mitarbeiter draußen aufstellen, um zu sagen, 
dass dies unsere Schüler sind, ihr sie nicht 
anrühren werdet und wenn ihr versuchen 
werdet hineinzugehen, müsst ihr durch un-
sere Reihen hindurch. Es gab viel Beifall, 
aber keine Reaktion der Podiumsteilnehmer. 
Aber als die Versammlung sich auflöste, so 
berichtete Marjorie, rief Weingarten heraus 
und sagte im Wesentlichen: „Und Marjorie, 
wenn Du eine solche Kette bildest, werden 
wir Dich verteidigen.“ Das war alles, was 
wir brauchten. Es war ein grünes Licht. Mar-
jorie hatte von der Gewerkschaftsbürokratie 
nie mehr als das erwartet.

Marjorie hat im Laufe der Jahre noch viel 
mehr getan. Im Jahr 2007 veröffentlichte sie 
ein Flugblatt zur Verteidigung von Debbie 
Almontaser, einer jemenitischen Amerika-
nerin, die die erste Schule leiten sollte, die 
sich auf das Arabische fokussierte, und von 
Bürgermeister Bloomberg mit Zustimmung 
von Weingarten von der AFT/UFT nach ei-
ner monatelangen antimuslimischen Hetz-
kampagne der virulent lehrerfeindlichen zio
nistischen New York Post heraus gesäubert 
wurde. Als Delegierte von 2009 bis 2019 
veröffentlichte Marjorie einen Verteiler, den 
viele als ihren Blog bezeichneten, mit ihren 
Berichten über die Staatsanwaltschaft und 
anderen Materialien, der an mehrere hun-
dert Lehrkräfte, hauptsächlich in P2G, ver-
teilt wurde. Als 2012 die Lehrer in Chicago 
streikten, sprang Marjorie, sobald sie davon 
erfuhr, am nächsten Morgen auf einen 6-Uhr-
Flug dorthin, um die Solidarität der New Yor-
ker Lehrer zu bekunden. Sie stimmte gegen 
jeden UFT-D.O.E.-Vertrag und brachte 2014 
einen Aufkleber (mit einem Gewerkschafts-
logo5) mit der Aufschrift „Don’t Blame Me 
– I Voted No“ (Macht nicht mich verantwort-
lich – Ich habe mit Nein gestimmt) heraus, 
den sie weithin verteilte. Sie kämpfte auch 
hartnäckig für die Integration der Schulen in 
New York City und forderte eine kostenlose, 
gleichberechtigte und qualitativ hochwertige 
säkulare öffentliche Bildung für alle.

5 D. h. gedruckt in einer gewerkschaftlich organi-
sierten Druckerei.

Marjorie betonte, dass zur Bekämpfung der prokapitalistischen Gewerkschafts
bürokratie eine klassenkämpferische Opposition erforderlich ist, die das 
kapitalistische System bekämpft, welches die öffentliche Bildung zerstört. Hier 
bei einer Demonstration im April 2014 gegen die Flut von Charter Schools, die 
von Hedgefonds der Wall Street finanziert werden.
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Marjorie spricht bei einer Kundgebung in 1983 vor dem 
Prozess gegen die Mörder eines schwarzen Transitarbeiters, 
der im vorigen Jahr von einem Lynchmob in Brooklyn getötet 
wurde. Das Plakat der spartakistischen U-Bahn-Beschäftigten 
fordert gewerkschaftliche Verteidigungsgruppen sofort.
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„Ruhestand“
Marjorie ging am 1. Januar 2020 in 

den Ruhestand. Im Februar brach die CO-
VID-19-Pandemie aus. Plötzlich suchten die 
Schulen händeringend nach Lehrern. Also 
lernte sie im Alter von 73 Jahren, wie man 
aus der Ferne unterrichtet, und machte sich 
mit verschiedenen Programmen und Apps 
vertraut. Im Herbst 2020 unterrichtete sie 
wieder. Sie unterrichtete aus der Ferne in Re-
gelschulen und in der Erwachsenenbildung, 
bis sie am 26. Februar 2022 in die Notauf-
nahme eingeliefert wurde. Sie schaffte es 
dorthin nur, weil sie und Jan am Freitagnach-
mittag der Präsidentenwoche verzweifelt 
nach einem Gastroenterologen suchten und 
auf die Frage nach ihrer Versicherung mit 
„UFT“ antworteten und keine weiteren Fra-
gen gestellt wurden. Wäre sie bei Medicare 
Advantage versichert gewesen, wie Mul
grew und das Municipal Labor Committee es 
durchzusetzen versuchen, um der (kapitalis-
tischen) Stadtregierung Geld zu sparen, wer 
weiß, was dann passiert wäre.

Im späten Frühjahr 2020, als viele Lehrer-
gewerkschaften und die reformistischen inter-
nen Oppositionen wie M.O.R.E. in New York 
und C.O.R.E. in Chicago dazu aufriefen, die 
Schulen geschlossen zu halten, bestand Mar-
jorie darauf, und schrieben wir auf Plakate, 
„Fernunterricht ist ein Widerspruch in sich.“ 
Alle Bildung ist sozial, wie der sowjetische 
Psychologe Lew Wygotski lehrte und jeder 
Lehrer in New York in der Lehrerausbildung 
lernte. Marjorie und die CSEW riefen dazu 
auf, die Macht der Gewerkschaft zu nutzen, 
um die Schulen sicher zu machen, Aus-
schüsse aus Lehrern, Schülern, Eltern und 
Schulangestellten/Arbeitern zu bilden, um 
die Gebäude zu inspizieren, die Belüftung 
zu überprüfen und sicherzustellen, dass die 
neuen Ventilatoren funktionieren. Die Ge-
werkschaft brauchte nicht die Erlaubnis der 
Verwaltung, sie konnte es einfach tun und 
auf die Einhaltung der Vorschriften beste-
hen. Und indem sie die Eltern mit einbezog, 
konnte sie die Art von lehrerfeindlicher Ge-
genreaktion unterlaufen, die der rechte Flü-
gel vorhersehbar anfachte. Die CSEW for-
derte dies nachdrücklich, aber damals hatten 
wir in den Schulen nicht ausreichend Kräfte, 
um diesen Kampf zu führen.

Nach ihrer Pensionierung kehrte Mar-
jorie an die Universität zurück, um an der 
CUNY einen weiteren Master-Abschluss 
in Geschichte zu erwerben. Sie schrieb u. a. 
„Interpretations of 1989 and the ‚Socialist 
Reform‘ Currents in the German Democratic 
Republic“ (DDR), (Interpretationen von 1989 
und der ‚Sozialistischen Reform‘ Strömungen 
in der Deutschen Demokratischen Republik), 
in dem sie die Ideologie des Kalten Krieges 
westlicher antikommunistischer Akademi-

ker auseinander nahm, die die Kämpfe von 
1989-92 im Sowjetblock als „Totalitarismus“ 
gegen die liberale Demokratie darstellten. 
Darin erklärte sie, warum die sozialistischen 
Reformbewegungen dissidenter Intellektuel-
ler, die von den Arbeitern isoliert waren und 
denen ein revolutionäres Programm fehlte, 
ihren Traum von einer unabhängigen, von 
der Bürokratie befreiten DDR, die zwischen 
dem sowjetischen und dem westlichen Block 
existieren sollte, nicht verwirklichen konnten. 
Ein weiteres Papier befasste sich mit verschie-
denen modernen „Interpretationen von C.L.R. 
James’ Die schwarzen Jakobiner“, die die 
haitianische Revolution für unzureichend hal-
ten, weil sie nicht den aktuellen Standards des 
„Menschenrechts“-Imperialismus entspräche.

Marjorie erhielt die bestmögliche medi-
zinische Versorgung. Nach einer Notoperati-
on im Februar 2022 wurde sie im Memorial 
Sloan-Kettering Cancer Center, der führen-
den Einrichtung für diese Krankheit, behan-
delt. Es war eine harte Kur: 13 Tabletten 
musste sie mehrmals täglich einnehmen, mit 
Neuropathie und anderen Unannehmlichkei-
ten zurechtkommen. Als eine weitere Che-
motherapie nicht mehr möglich war, wurde 
sie in der einzigen akutmedizinischen Kli-
nik für Krebspatienten im fortgeschrittenen 
Stadium in den USA fürsorglich behandelt. 
Als sie bei der Aufnahme gefragt wurde, ob 
sie deprimiert sei, sagte sie: „Ja – weil ich 
sterbe.“ Marjorie hatte eine enorme Willens-
kraft, wie Kommunisten sie haben müssen, 
aber schließlich gab ihr Körper auf.

Während der zwei Jahre, die sie mit der 
Chemotherapie gewann, hat Marjorie eini-
ge wichtige Dinge erreicht. Sie hielt einen 
dreiteiligen Vortrag über den New Yorker 
Lehrerstreik von 1968, über den schon viel 
geschrieben wurde und der auch heute noch 
heftig umstritten ist. Sie sezierte die Kräfte, 
die am Werk waren, und erklärte, wie eine 
Führung, die mit dem bolschewistischen 
revolutionären Programm der von Pädago-
gen geleiteten Lehrer-Schüler-Eltern-Ar-
beiter-Kontrolle der Schulen bewaffnet 
gewesen wäre, das Patt zwischen Communi-
ty-Kontrolle und Lehrerrechten hätte durch-
brechen können. In diesen Monaten hielt sie 
einen weiteren Vortrag über die konterrevo-
lutionäre Rolle der shachtmanschen anti-
kommunistischen Führung der UFT und der 
AFT, vom Pinochet-Putsch in Chile bis zur 
polnischen Solidarność. Das CSEW plant, 
diese Gespräche zusammen mit anderen ih-
rer Schriften in der nächsten Ausgabe von 
Marxism & Education zu veröffentlichen. 
Marjorie war auch Mentorin einer Gruppe 
junger Lehrer, die mit dieser anspruchsvol-
len Tätigkeit begannen.

Marjories Leben war nicht einfach. Eine 
Sache, die ihr half, sowohl mit der Feindse-
ligkeit in der SL als auch mit dem anspruchs-

vollen Zeitplan des Lehrerberufs fertig zu 
werden, war das Laufen. Ihr Vater, Bill 
Stamberg, war Halbprofi-Basketballspieler 
gewesen und unternahm nach seiner Krebs
erkrankung jeden Tag lange Spaziergänge. 
Marjorie verfolgte jedes Jahr die NBA-Finals 
und war eine begeisterte Läuferin. Sie lief 
acht New York City Marathons. Sie lief wäh-
rend der gesamten Pandemie, als die Men-
schen (auch sie) Angst hatten, auf die Straße 
zu gehen. Später, als sie an Krebs erkrankte, 
litt sie unter Parkinson-Symptomen und hat-
te Schwierigkeiten beim Gehen. Aber nach 
sieben Monaten, in denen sie sich langsam 
von der Operation erholte und nach und nach 
wieder gehen konnte, nahm sie eine tägliche 
Routine von vier Kilometern Gehen auf. Es 
ging nur langsam voran, aber sie schaffte es. 
Dann musste sie 46 Treppenstufen überwin-
den, um zu ihrer und Jans Wohnung im vier-
ten Stock zu gelangen.

Es zeugte von Marjories Stärke, dass 
sie im November 2023, als ihr das Gehen 
immer schwerer fiel, an drei Gaza-Solidari-
tätsprotesten in einer Woche teilnahm. Am 
9. November reihte sie sich auf den Stufen 
des Hauptgebäudes der New York Public Li-
brary in eine Menge von mehreren Tausend 
Menschen ein, die im Rahmen der Studen-
tenstreiks „National Shutdown for Pales-
tine“ (Nationale Schließung für Palästina) 
demonstrierten. Auf ihrem Plakat stand, 
„Verteidigt die Palästinenser gegen den völ-
kermörderischen Krieg von USA/Israel.“ 
Am 15. November nahm sie an einer Kund-
gebung vor den UFT-Büro in der Innenstadt 
von Manhattan teil und trug ein Plakat mit 
der Aufschrift „Israel raus aus Gaza und 
dem Westjordanland – jetzt!“ Am nächsten 
Tag sprach sie vor der D.O.E.-Hauptverwal-
tung, ein Plakat haltend mit der Aufschrift 
„Für das Recht von Schülern und Lehrern, 
gegen den Krieg gegen Gaza zu protestie-
ren“ auf einer von der CSEW einberufenen 
Demonstration gegen eine vom New Yorker 
Schulkanzler David Banks erlassene Kne-
belverfügung, die darauf abzielt, jegliche 
pro-palästinensische Äußerungen zu unter-
drücken, selbst in der Freizeit und außerhalb 
der Schule.

Marjorie war entschlossen, ihre Oppositi-
on gegen das Abschlachten durch die israeli-
schen Zionisten und die US-Imperialisten zu 
zeigen, die alle Bomben und Flugzeuge lie-
fern, die diesen Massenmord ermöglichen; 
die Verleumdungen der Verfechter des Völ-
kermords zu widerlegen, die Antizionismus 
mit Antisemitismus gleichsetzen; sich für 
das angegriffene palästinensisch-arabische 
Volk einzusetzen und die Rechte anderer 
zu verteidigen, dies 
ebenfalls zu tun. Mar-
jorie Stamberg, die 
im Laufe ihrer poli-
tischen Entwicklung 
für mehrere linke 
Zeitungen geschrie-
ben hat, schaffte den 
Sprung von der Neuen 
Linken und Pionierin 
der Frauenbefreiung 
zum Kommunismus 
Lenins und Trotzkis 
und hielt daran fest. 
Sie war eine Redak-
teurin von Workers 
Vanguard und The 
Internationalist sowie 
der CSEW-Zeitschrift 
Marxism and Educa-
tion; sie war Mitglied 
des Zentralkomitees 
der Spartacist Le-
ague, als diese für 
revolutionären Trotz-
kismus stand, und in 
den letzten 28 Jahren 
eine zentral führende 
Genossin der Inter-
nationalist Group und 
der Liga für die Vier-
te Internationale. Sie 

Marjorie kämpfte für Gewerkschaftsaktion, um eingewan-
derte Schüler zu schützen und die Migrationspolizei (I.C.E.) 
davon abzuhalten, Schulen zu betreten.

Nach anderthalb Monaten des Lehrerstreiks in Oaxaca, am 19. Juni 2016  mas-
sakrierten Armee und Bundespolizei elf Menschen aus der indigenen Gemeinde 
Nochixtlán. Als sich die Militärs an diesem Tag auf der Autobahn in Richtung der 
Landeshauptstadt bewegten, stießen sie in jeder Gemeinde auf hartnäckigen Wider-
stand. Marjorie, die zu dieser Zeit ein Sabbatical in Oaxaca verbrachte, unterstützte 
unsere Genossinnen und Genossen der Grupo Internacionalista, die an vorderster 
Front kämpften (oben, in der Hacienda Blanca am Stadtrand von Oaxaca).
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war eine professionelle Agitatorin, und das 
eine sehr gute, die in der Lage war, an eine 
Menschenmenge zu appellieren, das Wesent-
liche der anstehenden Frage und die Notwen-
digkeit einer revolutionären Antwort klar zu 
erklären. Ein Genosse, der jahrzehntelang 
mit ihr zusammengearbeitet hat, sagte: „Sie 
war politisch knallhart, aber auch freundlich, 
immer da, wenn man jemanden brauchte, der 
einem den Rücken stärkte.“ Marjorie wurde 
von so ziemlich jedem, der sie kannte, res-
pektiert.

In dem halben Jahrhundert ihres gemein-
samen Lebens, von Workers Vanguard und 
der Spartacist League/IKL bis zu The Inter-
nationalist und der Internationalist Group/
LVI arbeiteten Marjorie und Jan politisch so 
eng zusammen, dass sie manchmal verga-
ßen, wer was gesagt hatte. In der SL waren 
sie in viele Kämpfe verwickelt – so sehr, 
dass der Parteivorsitzende Jim Robertson, 
als sie Anfang der 1990er Jahre gemeinsam 
zu einer Sitzung des Politbüros kamen, be-
merkte: „Oh, hier kommt die alternative 
Führung.“ Sie verloren einige Kämpfe, ge-
wannen aber wahrscheinlich mehr und arbei-
teten trotz Spannungen über zwei Jahrzehn-
te lang effektiv mit anderen in der Führung 
zusammen. In der IG/LVI kämpfte Marjorie 
weiter für das Programm, für das sie Jahr-
zehnte zuvor gewonnen worden war und das 
heute dringender denn je ist. Wie Rosa Lux-
emburg feststellte, steht die Menschheit vor 
der Wahl: Sozialismus oder Barbarei. Wir 
bekommen mit dem Völkermord in Gaza ei-
nen erschreckenden Vorgeschmack auf diese 
Barbarei.

Der Führer des ostdeutschen stalinisti-
schen Regimes, Erich Honecker, hatte einen 
fatalen Slogan: „Vorwärts immer, rückwärts 
nimmer“, der absurd ist – es ist manchmal 
notwendig,  Rückzugsgefechte zu führen. 
Da die Gewerkschaftsführer und linken Irre-
führer in den letzten Jahrzehnten vor der im-
perialistischen Offensive kapituliert haben, 
indem sie gewerkschaftliche Errungenschaf-
ten aufgaben und sich den Bestrebungen zur 
Aushöhlung des öffentlichen Bildungswe-
sens beugten oder sich ihnen sogar anschlos-
sen, mussten Marjorie und ihre Genossinnen 
und Genossen geübt darin werden, defensive 
Kämpfe zu führen, sich aber immer darauf 
vorbereitend, in die Offensive zu gehen. 
Doch Marjorie hat nie aufgegeben oder sich 
zurückgezogen, sie stand immer an vorders-
ter Front und kämpfte für die Unterdrückten. 
Ihr Beispiel und die Lehren, die sie aus die-
sen Kämpfen gezogen hat, werden denjeni-
gen den Weg weisen, die ihren Kampf für 
eine sozialistische Welt fortsetzen. ■

Internationalist
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Auszug aus „L’azione operaia è vitale per 
la sconfitta della campagna di guerra imperia-
lista contro Russia e Cina“ [Arbeiteraktionen 
sind entscheidend, um den imperialistischen 
Kriegsfeldzug gegen Russland und China 
zu besiegen], vom Nucleo Internazionalista 
d’Italia (Juni 2023). Die Polemik betrifft lin-
ke Gruppen im Umfeld der SI Cobas, einer 
der größten und namhaften der kämpferischen 
Basisgewerkschaften (comitati di base), die 
sich seit den 80er Jahren den bürokratisch ge-
führten Gewerkschaftsverbänden (CGIL-UIL-
CISL) in Italien widersetzen. Obwohl sie eine 
weitgehend syndikalistische Ausrichtung hat, 
identifizieren sich viele in der Führung und in 
den Reihen der SI Cobas mit dem Marxismus. 

Dass China kein kapitalistisches Land ist, 
wurde auf dramatische Weise durch die Tatsa-
che bewiesen, dass (a) Chinas Wirtschaft nach 
dem Zusammenbruch der Märkte 2007-08, als 
alle kapitalistischen Volkswirtschaften in eine 
tiefe Krise gerieten, einzigartig stark wuchs; 
und (b) dass China allein in der Lage war, die 
Coronavirus-Pandemie 2020 für drei Jahre 
lang einzudämmen, die Zahl der Todesfälle auf 
knapp über 5000 zu begrenzen und Millionen 
von Menschenleben zu retten. Und wie? Durch 
die Mobilisierung der Ressourcen seiner kollek-
tivierten Wirtschaft (und privater Unternehmen) 
auf Anweisung der Kommunistischen Partei 
Chinas. Die Volksrepublik China ist zwar nicht 
kapitalistisch, aber auch nicht sozialistisch: es 
fehlt ihr jeder Anschein von Arbeiterdemokra-
tie und einer revolutionären Führung. Eine gute 
Einführung in die Funktionsweise des bürokra-
tisch deformierten Arbeiterstaates VR China ist 
der 2017 erschienene Artikel des marxistischen 
Ökonomen Michael Roberts, „Xi Takes Full 
Control of China’s Future“ [Xi übernimmt die 
volle Kontrolle über Chinas Zukunft].1

Zu COVID-19: Die imperialistischen Me-
dien haben Chinas Aufhebung der strengen 
Quarantänen im Dezember 2022 als Beweis 
für das „Versagen“ seiner Politik zur Eindäm-
mung des tödlichen Virus dargestellt. Völlig 
falsch. Auch wenn die Zahl der Todesfälle 
in China in den letzten Monaten zugenom-
men hat, nachdem das Land die Politik der 
strengen Quarantänen aufgeben musste, wäre 
1 https://thenextrecession.wordpress.com/2017/10/25/
xi-takes-full-control-of-chinas-future

Verteidigt den chinesischen Arbeiterstaat  
gegen Imperialismus und Konterrevolution

die Gesamtzahl der Todesfälle in Italien 
durch COVID-19 und die damit verbunde­
ne „Übersterblichkeit“ so niedrig gehalten 
worden wie in China, hätte die Gesamtzahl 
der Todesopfer der Pandemie hier weniger 
als 5000 statt 191 000 betragen (Our World 
in Data, Stand: 21. Juni 2023). Aber natürlich 
konnte Rom die Politik Pekings nicht nach-
ahmen, denn ein kapitalistisches Land kann 
in Notfällen nicht die umfassende Gesund-
heitsversorgung und Lebensmittelversorgung 
bereitstellen, wie es Chinas sozialisierte Wirt-
schaft 2020-22 konnte und tat.

Ein weiteres Lieblingsthema pseudoso-
zialistischer, anarchistischer und syndikalisti-
scher Strömungen ist es, China als „Sweatshop 
(Ausbeuterbetrieb) der Welt“ zu bezeichnen. 
Es ist besonders grotesk, China mit den kapita-
listisch-imperialistischen Ländern gleichzuset-
zen oder von „Superausbeutung“ der Arbeiter 
in China zu sprechen, in Italien, dem einzigen 
Land in Europa, in dem die Reallöhne (infla-
tionsbereinigt) von 1990 bis 2020 gesunken 
sind.2 Im Gegensatz dazu sind die Reallöhne 
in China von 2008 bis 2022 um 260 % gestie­
gen, während die Reallöhne in Italien im glei­
chen Zeitraum um etwa 13 % gesunken sind, 
wie aus einer dramatischen Grafik (siehe links) 
im Bericht der Internationalen Arbeitsorgani-

sation, Global Wage Report 
2022-23, hervorgeht:

Dies geschah, nachdem 
die Reallöhne in China zwi-
schen 1995 und 2010 um 
500 % gestiegen waren – eine 
Verfünffachung. Nirgendwo in 
der kapitalistischen Welt hat 
es in einem so kurzen Zeit-
raum einen so dramatischen 
Anstieg des Lebensstandards 
der Werktätigen gegeben.

Der Oberbefehlshaber des 
US-Imperialismus, Joe Bi-
den, und andere imperialisti-
sche Mächte haben deutlich 
gemacht, dass es ihr oberstes 
Ziel ist, den Kapitalismus in 
China wiederherzustellen, 
während sie ihre militärischen 
Provokationen und ihren 
Wirtschaftskrieg gegen Chi-
na eskalieren. Sie sehen ihren 
imperialistischen Krieg gegen 
Russland in der Ukraine als ei-
nen Schritt in diese Richtung. 
Wir von der Liga für die Vierte 
Internationale stehen für die 
bedingungslose Verteidigung 
Chinas gegen Imperialismus 
und innere Konterrevolution. 
Gleichzeitig kämpfen wir für 
2 „Analysis: Why us? Italy seeks 
way out of low-wage economy 
trap,“ Reuters, 16 June 2022.

eine proletarisch-politische Revolution, um 
die nationalistische stalinistische Bürokratie 
zu stürzen und eine Arbeiterdemokratie auf der 
Grundlage von Arbeiterräten auf dem Weg zur 
internationalen sozialistischen Revolution ein-
zuführen. Es ist eine grundlegende Pflicht von 
Kommunisten, die sozialisierte Planwirtschaft 
und die enormen Errungenschaften der chine-
sischen Revolution von 1949 zu verteidigen, 
trotz bürokratischer Misswirtschaft und des 
starken Vordringens von Privatkapital (siehe 
unseren Artikel „Anti-China Kriegsprovoka-
tionen der USA über Taiwan“, Permanente Re-
volution Nr. 6, Winter 2022-23).

Im Gegensatz dazu bezeichnen die poli-
tischen Gruppierungen im Propagandablock 
der T.I.R. (Tendenza Internazionalista Rivolu-
zionaria – Revolutionäre internationalistische 
Tendenz ), insbesondere die FGC (Fronte del-
la Gioventù Comunista – Kommunistische 
Jugendfront), die sich auf das politische Erbe 
Stalins beruft, China als „kapitalistisch“ und 
sogar „imperialistisch“ und verteidigen es 
nicht. Stattdessen plappern sie antikommuni-
stische antichinesische Propaganda nach. Die 
Websites von Pungolo Rosso und SI Cobas 
sind voll von Artikeln, die vom China Labour 
Bulletin verfasst wurden, und geben es oft als 
Informationsquelle an. So lesen wir dort in der 
Einleitung zu einem Artikel des CLB auf den 
Webseiten von Pungolo Rosso und SI Cobas:

„Die folgenden Informationen stammen von 
der Website des China Labor Bulletin, das 
sich seit mehreren Jahren mit einer Reihe 
genauer Dokumentationen um die Lage 
der chinesischen Arbeiter kümmert und 
Kampagnen zu ihrer Verteidigung fördert.“
–„Anti-Arbeiter-Reformen, Arbeitgeber-Ty-
rannei und Arbeiter-Widerstand im heutigen 
China“ (auf Italienisch), Pungolo Rosso, 24. 
Juli 2021
Das China Labour Bul­

letin wird von dem National 
Endowment for Democracy 
(NED – eine Tarnorganisa­
tion der CIA) finanziert, das 
konterrevolutionäre Kräfte 
in der ganzen Welt unter­
stützt und ein Sprachrohr 
für den US-Imperialismus 
und abscheuliche antikom­
munistische Propaganda ist.

Die Autorin dieses Ar-
tikels, Giulia Luzzi, die re-
gelmäßig für Pungolo Rosso 
schreibt, wiederholt und lobt 
die Propaganda dieser Agentur 
des US-Imperialismus, ver-
bürgt sich für deren „Richtig-
keit“ und behauptet, dass sie 
die Sache der chinesischen 
Arbeiter vertritt. Seit wann 
ist der US-Imperialismus ein 
Verbündeter der Arbeiterklas-

Huoshenshan-Krankenhaus in Wuhan, China. In knapp zehn Tagen baute China 
zwei Krankenhäuser mit insgesamt 2500 Betten, um die Coronavirus-Patienten 
im Epizentrum der Epidemie zu behandeln. Kein kapitalistisches Land war zu 
einer solchen Leistung fähig, die das Ergebnis einer Planwirtschaft war.

se?! Ihre Einleitung zu diesem CLB-Artikel 
beginnt: „Wenn China in den westlichen Me-
dien erwähnt wird, wird es als aggressive Wirt-
schaftsmacht dargestellt, während gleichzeitig 
die Verletzung der Menschenrechte von Min-
derheiten, die Unterdrückung Andersdenken-
der in Hongkong usw. angeprangert wird. Die-
se Anprangerungen sind reale Tatsachen.“ Also 
unterstützen die T.I.R. et al. die antikommuni-
stischen, rassistischen, pro-Trump-Krawalle in 
Hongkong im Jahr 2019.3

Ein weiteres Beispiel: Auf denselben Web-
sites wurde kürzlich einen Artikel veröffent-
licht: „China: Youth Unemployment, Worked 
to Death“ [China: Jugendarbeitslosigkeit, zu 
Tode geschuftet]. Eine der Quellen, aus denen 
die Informationen für diese antikommunisti-
sche antichinesische Hetzschrift in diesem 
Artikel stammen, ist Craig Simpleton von 
der Foundation for Defense of Democracies 
(FDD). Auf der Website der FDD heißt es, 
dass diese Organisation gegründet wurde, um 
„Bildung zu vermitteln, um das Image Israels 
in Nordamerika zu verbessern“, und dass ihre 
„Mission“ die „Erziehung zur Terrorismusbe-
kämpfung“ und die „Verteidigung demokrati-
scher Werte“ ist. Craig Simpleton war Berater 
für die US-Regierung im Bereich „nationale 
Sicherheit“. Q.E.D. Pungolo Rosso dient als 
Deckmantel für antikommunistische Propa-
ganda im Dienste des imperialistischen Krie-
ges gegen China, und ihre Artikel werden von 
SI Cobas wortwörtlich wiederveröffentlicht. 
Dies kann nur dazu dienen, die italienischen 
Arbeiter zu verwirren.

Natürlich verfolgen nicht alle Mitglieder 
dieses Propagandablocks die gleiche Politik. 
Während die T.I.R. (die marxistischen An-
spruch erhebt) das Thema auf Zehenspitzen 
umgeht, verweist das liberale/anarchistische 
Centro di documentazione contro la guerra di-
rekt auf den „russischen Imperialismus“. Die 
stalinistische FGC ihrerseits behauptet, dass 
„Russland eine führende Rolle in der interna-
tionalen imperialistischen Pyramide spielt“; 
dass „in China die Rückkehr zum Kapitalismus 
fast abgeschlossen sei“ und daher das Land 
auch imperialistisch sei; und dass es notwen-
dig ist, „den imperialistischen Charakter der 
BRICS-Länder“ zu verstehen – was Brasilien 
und Südafrika ebenfalls zu Imperialisten ma-
chen würde! („China und der Imperialismus: 
Eine historisch-ökonomische Analyse“, Senza 
Tregua, 15. April 2017). Solche absurden Be-
hauptungen machen jeden Anschein von Leni-
nismus zum Gespött und machen „Imperialis-
mus“ zu einem Schimpfwort und nicht zu einer 
wissenschaftlichen Analyse. n

3 Siehe unseren Artikel, „Hongkong: Besiegt die 
proimperialistischen Krawalle mit revolutionärer 
Arbeitermobilisierung“, Permanente Revolution 
Nr. 4, Herbst 2019.  

China als „Ausbeuterbetrieb der Welt“? Im Gegenteil: 
Die Reallöhne in Italien sind von 2008 bis 2022 um 13 % 
gesunken (oberes Diagramm, untere Linie), während 
die Löhne in China im gleichen Zeitraum um 260 % 
gestiegen sind (unteres Diagramm, obere Linie).

Fakt: Das China Labor Bulletin wird von der US-
Regierung finanziert. Das CLB gibt zu, dass es von 
„einer Vielzahl von staatlichen und regierungsnahen 
Einrichtungen“ finanziert wird. Aus dem obigen 
Bericht geht hervor, dass es jährlich Hunderttausende 
von Dollar vom US-Außenministerium und dem 
National Endowment for Democracy erhält.
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In jüngster Zeit kam es zu einer Flut 
kriegstreibender Beschimpfungen westli-
cher politischer/militärischer Führer und 
medialer Sprachrohre, die in naher Zukunft 
einen Krieg mit China vorhersehen, wobei 
Japan, Australien und die Philippinen als 
Speerspitzen in der strategischen Region der 
Pazifikinseln fungieren sollen. Dazu gehö-
ren Pläne zur Ausweitung der NATO auf die 
Region.

„Germans to the Front“ – 2021 fuhr zum 
ersten Mal seit fast 20 Jahren ein deutsches 
Kriegsschiff ins Südchinesische Meer, wei-
tere folgten und werden folgen. Unterdessen 
beginnt der deutsche Imperialismus dem 
Druck nachzugeben, seine Wirtschaftsbezie-
hungen zu China zu reduzieren.

Die Weltpolitik und -wirtschaft wurde zu-
letzt überwiegend vom Krieg in der Ukraine 
dominiert, dem Mittelpunkt des imperialisti-
schen Angriffs auf Russland und China. Da-
bei handelt es sich nicht um einen begrenzten 
regionalen Konflikt – seine Folgen sind auf 
der ganzen Welt spürbar. In diesem Krieg ha-
ben klassenbewusste Arbeiter eine Seite. Die 

Was machen deutsche 
Marine-Schiffe im Pazifik?

Liga für die Vierte Internationale ruft dazu 
auf, die blutgetränkten Imperialisten und ihr 
faschistisch verseuchtes Stellvertreterregime 
in Kiew zu zerschlagen und Russland, eine 
regionale kapitalistische Macht, und China, 
ein bürokratisch deformierter Arbeiterstaat, 
militärisch gegen die Kriegstreiberei der 
USA und der NATO zu verteidigen.

Als revolutionäre marxistische Organisati-
on verteidigt die Liga für die Vierte Internatio-
nale die Errungenschaften der Chinesischen 
Revolution von 1949. Chinas kollektivierte 
Wirtschaft – obwohl sie von einer konser-
vativen stalinistischen Bürokratie geplagt 
und durch massive kapitalistische Übergriffe 
gefährdet ist – hat Hunderte Millionen Chi-
nesen herausgeholt aus extremer Armut und 
imperialistischer Unterdrückung. Um sie zu 
verteidigen, müssen die chinesischen Arbeiter 
eine politische Revolution durchführen, um 
die proletarische Demokratie der Arbeiterräte 
(Sowjets) und die leninistische Politik des re-
volutionären Internationalismus zu etablieren 
– was die Führung einer echten kommunisti-
schen (trotzkistischen) Partei erfordert. n

Wir drucken hier einen zweiten Auszug aus 
demselben Artikel vom Nucleo Internaziona-
lista d’Italia (Juni 2023). Die Polemik betrifft 
die Tendenza Internazionalista Rivoluziona-
ria (T.I.R.),  die zu Unrecht behauptet, eine 
„revolutionäre defätistische“ Politik in Bezug 
auf den NATO-imperialistischen Krieg ge-
gen Russland um die Ukraine zu verfolgen. In 
Wirklichkeit erinnert ihre Politik an die der ita-
lienischen Syndikalisten und Sozialisten im Er-
sten Weltkrieg, die eine neutralistische Position 
einnahmen und nicht für die Niederlage ihrer 
eigenen Bourgeoisie kämpften. Mehr noch, sie 
beruft sich explizit auf die Position von Ama-
deu Bordiga, der sich während des Zweiten 
Weltkriegs weigerte, die Sowjetunion zu vertei-
digen und auch während des antisowjetischen 
Kalten Kriegs, eine „revolutionäre“ defätisti-
sche Politik gegenüber der UdSSR vertrat. In 
der Tat treibt die T.I.R. eine verschleierte pro-
imperialistische Politik, indem sie ihr Feuer 
gegen all diejenigen Linken richtet, die den 
NATO-Imperialismus irgendwie anprangern, 
während die T.I.R. zum Abzug aller russischen 
Truppen aus der Ukraine aufruft.

Die Behauptung der T.I.R., sie vertrete 
eine „Klassenposition“ in Opposition zu einer 
„klassenübergreifenden Front“, basiert aus-
schließlich auf der Fiktion, dass Russland und 
China Imperialisten seien. Sie wiederholt die-
se bürgerliche Lüge, anstatt eine marxistische 
Erklärung zu liefern, während wir von der 
Liga für die Vierte Internationale im Detail 
analysiert und erläutert haben, dass Russland 
eine regionale kapitalistische Macht ist (wie 
auch die Ukraine), und China ein deformierter 
Arbeiterstaat.1 In der Ukraine reihen sich alle 
imperialistischen Länder in den Kriegskurs 
der USA/NATO gegen Russland und China 
ein. Und während die verschiedenen „Frie-
dens-“ bzw. „Antikriegs“-Demos allesamt 
1 Siehe dazu „Das Schreckgespenst des ‚russi-
schen Imperialismus‘“ (Mai 2014), auf unserer 
Webseite zu finden (https://www.internationalist.
org/schreckgespenst-des-‘russischen-imperialis-
mus‘-1405.html). 

Was ist revolutionärer Defätismus?

Fronten der Klassenkollaboration sind, kamen 
am 25. Februar in Genua viele um ihre Op­
position gegen den imperialistischen NATO-
Krieg zum Ausdruck zu bringen, motiviert 
durch die Tatsache, dass es mit Arbeiteraktio­
nen – einem Streik – gegen Waffenlieferun­
gen an die Ukraine verbunden war.

Dem entgegengesetzt riefen die T.I.R. 
und die anderen politischen Gruppierungen, 
die am 16. Oktober 2022 eine „Nationale 
Konferenz über den Krieg in der Ukraine, 
die Wirtschaftskrise und das große Weltcha-
os: Was ist zu tun?“ sponserten, dazu auf, 
„die historische Losung der Arbeiter- und 
kommunistischen Bewegung wiederzubele-
ben: Krieg gegen den Krieg, Defätismus auf 
beiden Seiten!“2 Zu diesem Block gehören 
auch die FGC (Fronte della Gioventu Comu-
nista, Kommunistische Jugendfront) und die 
Fronte Comunista, sowie lokale Kollektive. 
Erstens steht die anarchistisch-pazifistische 
2 „Dichiarazione congiunta – no alla guerra impe-
rialista!“ [Gemeinsame Erklärung - Nein zum impe-
rialistischen Krieg] sicobas.org, 2. November 2022.

Losung „guerra alla guerra“ – also gegen 
jeden Krieg – im Gegensatz zum marxisti-
schen Ansatz, „einen jeden Krieg in seiner 
Besonderheit historisch (vom Standpunkt 
des Marxschen dialektischen Materialismus) 
zu analysieren“ (W. I. Lenin, Sozialismus 
und Krieg [1915]). Und zweitens war Lenins 
Politik im inter-imperialistischen Ersten 
Weltkrieg nicht „Defätismus“ im Allgemei-
nen, sondern „revolutionärer Defätismus“.

Es ist für alle offensichtlich, dass der 
Krieg in der Ukraine die Linke in Italien – 
und international – in Verwirrung gestürzt hat. 
Die Verwirrung wurde durch die dröhnende 
imperialistische Kriegspropaganda verstärkt, 
die den russischen Präsidenten Putin, Russ-
land und die Russen im Allgemeinen als die 
Verkörperung des reinen Bösen darstellt. Vie-
le vermeintliche Linke sind zu regelrechten 
„NATO-Sozialisten“ geworden, unterstützen 
den „ukrainischen Widerstand“ und befür-
worten sogar die Lieferung imperialistischer 
Waffen an die Ukraine.3 In den Positions-
kämpfen innerhalb der Linken haben die 
T.I.R. und ihre Blockpartner den politischen 
Raum abgesteckt, in dem sie vorgeblich ge-
gen alle  – Russland/China und NATO/Ukrai-
ne  – in dem Krieg sind. Aber ihr Hauptfeuer 
richtet sich gegen jeden in der Linken, der, 
wie zaghaft auch immer, die NATO-Imperi-
alisten anprangert, indem die T.I.R. alle und 
jeden als Handlanger der „pro-russischen ka-
pitalistischen Sektoren“ bezeichnet, die „nati-
onale Interessen“ verteidigen.

Ein Beispiel dafür ist der Artikel „Gegen 
‚Defensismus‘, für revolutionären Defätis-
mus in imperialistischen Kriegen“ (Pungolo 
Rosso, 5. Januar), in dem „rot-braune Mili-
tante, offen oder getarnt“ (d. h. angebliche 
Parteigänger eines kommunistisch-faschis-
tischen Bündnisses) angeprangert werden, 

3 Siehe „Socialisti della NATO in Italia“ (NATO-
Sozialisten in Italien) und „La borghesia „riabili-
ta“ i socialisti della NATO del PCL“ (Die Bour-
geoisie ‚rehabilitiert‘ die NATO-Sozialisten der 
PCL) in L’internazionalista n. 6, Juni 2022.

die behaupten, Russland „verteidige sein 
Existenzrecht“ gegen den „euro-atlantischen 
Imperialismus“. Ebenso soll jeder, der China 
und den Iran verteidigt, demnach den Kämp-
fen der Arbeiter, der Frauen usw. den Rücken 
kehren. Gegen diese erfundene „Orgie des 
Defensismus“ – kaum eine der Gruppen, ge-
gen die sie Schattenboxen betreibt, wagt es, 
Russland, China und den Iran direkt gegen 
den imperialistischen Krieg zu verteidigen 
– druckt Pungolo Rosso einen Artikel von 
Amadeo Bordiga aus dem Jahr 1951, „Die 
Schande und Lüge des ,Defensismus‘“.

In der Einleitung heißt es, dass der Artikel, 
„auch wenn wir keine Bordigisten sind“, nach-
gedruckt wird, weil er „mit bewundernswerter 
Klarheit“ die Kriterien wiedergibt, nach denen 
revolutionäre Kommunisten die Kriege der Ver-
gangenheit klassifiziert haben. Obwohl sie im 
Allgemeinen links von den stalinistischen Re-
formisten stehen, sind die T.I.R. und Pungolo 
Rosso eine eklektische Mischung aus Bordiga 
und Gramsci, die geschickt marxistisch und 
leninistisch klingende Phrasen verwenden, um 
opportunistische Politik zu verschleiern. Hier 
zitieren die Redakteure Bordigas „Darstellung 
des Zweiten Weltkriegs als einen in jeder Hin­
sicht imperialistischen Krieg“ (Hervorhebung 
im Original). D. h., nicht nur der Zusammenstoß 
zwischen den Alliierten und den Achsenmäch-
ten war ein inter-imperialistischer Krieg, son-
dern laut T.I.R. auch der Krieg des sowjetischen 
Arbeiterstaates gegen den nazifaschistischen 
deutschen Imperialismus, in dem die Parole des 
„revolutionären Defätismus“ angeblich auf allen 
Seiten gelten sollte.4 Was für ein Blödsinn!

Wie bei Bordiga üblich, gibt es viel ge-
lehrten Diskurs, einschließlich solcher Per-
len wie die Anprangerung Garibaldis für die 
Verteidigung der französischen Republik im 
Deutsch-Französischen Krieg nach dem Fall 
des Kaiserreichs von Napoleon III. im Jahr 
1870 (Marx und Engels vertraten die gleiche 
Position wie Garibaldi). Aber all dies ist nur 
Fassade für Bordigas Opposition gegen die 
Verteidigung der UdSSR im Zweiten Welt-
krieg und im antisowjetischen Kalten Krieg.5 
4 Um seiner Weigerung, die Sowjetunion zu ver-
teidigen, „theoretischen“ Nachdruck zu verleihen, 
entwickelte Bordiga (wie andere Renegaten vor 
und nach ihm) auf dem Höhepunkt des Kalten 
Krieges ein Konstrukt des sowjetischen „Staatska-
pitalismus“. In Bordigas Fall richtete sich dies aus-
drücklich gegen Trotzkis Analyse und Programm, 
wie vertreten (u. a.) in Die verratene Revolution 
(1936). Siehe A. Bordiga, Struttura economica e 
sociale della Russia d‘oggi (1955-57) [Die öko-
nomische und soziale Struktur des heutigen Russ
land]. Außerdem Liliana Grilli, Amadeo Bordiga: 
capitalismo sovietico e comunismo (1982) [Sowje-
tischer Kapitalismus und Kommunismus].
5 Mehrere Führer von SI Cobas und Sprecher der 
T.I.R. behaupten wie Bordiga, dass die Sowjetuni-
on seit der Machtergreifung Stalins 1923-24 kein 
Arbeiterstaat mehr war. Es ist zutiefst antimarxi-
stisch, sich ausschließlich auf die Führung zu kon-
zentrieren und die materielle Basis zu ignorieren. 
Stalin führte eine politische Konterrevolution an 
der Spitze einer parasitären nationalistischen Bü-
rokratie, die den Kampf der Bolschewiki für eine 
internationale sozialistische Revolution aufgab.

400 000 deutsche Metallarbeiter streikten im Januar 1918 (oben) und forderten ein 
Ende der deutschen Beteiligung am Ersten Weltkrieg. Ihre Arbeitsniederlegung 
war der Auslöser für weitere kämpferische Arbeiteraktionen, die zum Sturz der 
Regierung und des Hohenzollern-Kaiserreichs im November 1918 führten.

Deutsche Fregatte Baden-Württemburg durchquerte die Taiwanstraße, September 2024.

Bu
nd

es
w

eh
r

Am 25. Februar streikten die Hafenarbeiter in Genua, Italien, und führten einen 
Marsch von Tausenden an, die gegen Waffenlieferungen und den NATO-Krieg um 
die Ukraine protestierten. Die T.I.R. jedoch boykottierte den Protest im Namen 
ihrer gefälschten Politik des „revolutionären Defätismus“, die die Politik Lenins 
im Ersten Weltkrieg völlig verdreht.
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Sicherlich führte Stalins Ausrichtung auf die 
„demokratischen“ Imperialisten dazu, dass 
potenzielle Revolutionen von stalinistisch 
geführten kommunistischen Parteien erstickt 
wurden, von Griechenland und Italien bis 
Frankreich und Indochina.6 Doch während 
sie Stalins Verrat anprangerten, und trotz 
Stalins Ermordung Hunderttausender sowje-
tischer Trotzkisten und von Trotzki selbst, 
verteidigten Trotzkisten die Sowjetunion ge-
gen den Imperialismus. Bordigas „defätisti-
sche“ Politik war Klassenverrat.

Lenins Aufruf zum revolutionären De-
fätismus im Ersten Weltkrieg, einem Krieg 
zwischen zwei entgegengesetzten impe-
rialistischen Blöcken, war ganz anders. Er 
verknüpfte diese Losung stets mit revoluti-
onärer Aktion der Arbeiterklasse gegen die 
imperialistischen Machthaber. In einer Pole-
mik (gegen Trotzki) schrieb Lenin:

„Die einzige Politik, die in der Tat, nicht in 
Worten, den Bruch des „Burgfriedens” und die 
Anerkennung des Klassenkampfes bedeutet, 
besteht darin, dass das Proletariat die Schwie-
rigkeiten der eigenen Regierung und der eige-
nen Bourgeoisie ausnutzt, um sie zu stürzen. 
Das kann man aber nicht erreichen, ja das 
kann man nicht anstreben, ohne dass man die 
Niederlage der eigenen Regierung wünscht, 
ohne dass man an dieser Niederlage mitwirkt.
„Als die italienischen Sozialdemokraten 
vor dem Krieg die Frage des Massenstreiks 
stellten, da antwortete ihnen die Bourgeoisie 
– absolut richtig von ihrem Standpunkt aus: 
Das wird Hochverrat sein, und man wird 
euch als Hochverräter behandeln.“
–W. I. Lenin, „Die Niederlage der eigenen Re-
gierung im imperialistischen Krieg“ (Juli 1915)
Lenin stellt fest, dass die Gegner der Po-

litik des revolutionären Defätismus „nicht an 
die Möglichkeit einer internationalen revolu-
tionären Aktion der Arbeiterklasse gegen ihre 
eigenen Regierungen glauben...“. Die T.I.R. 
ruft heute zum „Krieg dem Kriege“ auf, boy-
kottierte jedoch den Streik und die Proteste 
im Hafen von Genua und sagte abfällig: „Ge-
gen Waffenlieferungen an die Selenskij-Re-
gierung, gegen die NATO – so weit ist alles 
in Ordnung, aber das ist banal.“7 Lenin sag-
te (in demselben oben zitierten Artikel) das 
Gegenteil: „dass ‚Krieg dem Kriege‘ ohne 
Revolution gegen die eigene Regierung eine 
abgeschmackte [banale] Phrase ist“.

Die politische Linie des „weder NATO 
noch Russland“ der T.I.R. und anderer in 
ihrem Propagandablock, wie auch vieler an-
derer oppositioneller Linker international, ist 
kein revolutionärer Defätismus, sondern eine 
Politik, wie sie es nennt, einer dritten „Wahl“ 
in einem angeblich „inter-imperialistischen 
Krieg“. Da Russland jedoch in Wirklichkeit 
nicht imperialistisch ist, sondern vielmehr 
die Zielscheibe einer imperialistischen Ein-
heitsfront ist, läuft dies auf eine hinterhältige 
Unterstützung des ersten, des imperialis-
tischen Lagers hinaus. Tatsächlich ruft die 
T.I.R. in einem Dokument vom 18. März 
2022 in ihrem Buch La Guerra in Ucraina e 
l’internazionalismo proletario [Der Krieg in 
der Ukraine und der proletarische Internatio-
nalismus] zur „Solidarität mit dem ukraini-
schen Volk gegen die russische Invasion und 
für den bedingungslosen Rückzug der rus-
sischen Truppen“ auf (Seite 56). Ein bedin-
gungsloser Rückzug der russischen Truppen 
wäre ein Sieg für die NATO-Imperialisten 
und würde sie noch mehr ermutigen.

Die T.I.R. prangert die Organisatoren der 
Hafenblockade vom 25. Februar in Genua 
als angebliche „Souveränisten“ an, die „nie-
mals“ den „italienischen imperialistischen 
Kapitalismus ... als Gründungspartner und 
integralen Bestandteil sowohl der EU als 
auch der NATO“ angreifen. Doch die T.I.R. 
selbst erhebt (im Manifest des Treffens vom 
16. Oktober 2022) genau solch eine „sou-
6 Siehe das Bulletin des Nucleo Internazionalista 
d’Italia, 1943-1948: Lo stalinismo contro la ri-
voluzione (November 2021) [Stalinismus kontra 
Revolution].
7 „Die drei Demonstrationen gegen den Krieg am 
Samstag, den 25. Februar, und die Entscheidun-
gen, die nicht umgangen werden können“ (Pun-
golo Rosso, 10. März 2023)

Der Prozess gegen den pro-palästinen-
sischen Aktivisten Michael Pröbsting in 
Österreich wegen eines Video-Statements, 
in dem er seine Solidarität mit dem palästi-
nensischen Widerstand und seine Ablehnung 
des israelischen zionistischen Staates zum 
Ausdruck brachte, endete mit einem Schuld-
spruch, er wurde zu sechs Monate auf Be-
währung verurteilt. Im Folgenden drucken 
wir eine Erklärung der Liga für die Vierte 
Internationale ab, die am 26. April 2024 in 
New York City gegen den abgekarteten Pro-
zess protestierte.

Am 2. Mai soll in Wien, Österreich, ein 
Prozess gegen Michael Pröbsting, den in-
ternationalen Sekretär der Revolutionären 
Kommunistischen Internationalen Tendenz 
(RCIT), wegen der verlogenen Anklagepunk-
te „Verdacht der Anstiftung zum Terrorismus“ 
und „Aufforderung zu terroristischen Straf-
taten“ beginnen. Auf diese Anklagepunkte 
können bis zu 2 Jahre Gefängnis stehen. Die 
Strafanzeige beruft sich auf ein Flugblatt der 
RCIT vom vergangenen Oktober, das sich 
gegen den zionistischen Staat Israel richtet. 
Ebenfalls unter Beschuss stehen zwei öster-
reichische sozialistische Jugendleiter, Sonja 
und Alex, die der Internationalen Marxisti-
schen Tendenz angehören und im Februar 
von der Staatsanwaltschaft zum Verhör vor-
geladen wurden.  Die Liga für die Vierte In-
ternationale ruft dazu auf, Pröbsting, Sonja 
und Alex und all jene zu verteidigen, die in 
Österreich und anderswo Repressionen gegen 
Gegner des völkermörderischen Krieges der 
USA und Israel gegen Gaza ausgesetzt sind. 
Wir fordern: Streicht die Anzeigen, hebt die 
Verbote auf, Schluss mit der Inquisition gegen 
pro-palästinensische Demonstranten.

Diese Fälle sind nur ein kleiner Teil der 
Repressionswelle, die entfesselt wurde im 
im Rahmen des zionistisch-imperialistischen 
Krieges gegen das palästinensische Volk, dem 
bereits weit über 40 000 Bewohner des Ga-
zastreifens zum Opfer gefallen sind. Das sind 
mehr als 2 Prozent der Gesamtbevölkerung, 
zusammengepfercht in dieser winzigen En-
klave, die als „das größte Freiluftgefängnis 
der Welt“ bekannt ist. Dieser Massenmord 
wird vom US-Imperialismus finanziert und 
bewaffnet. Das Pentagon hat jede schwere 
Bombe und jedes Kampfflugzeug geliefert, 
mit denen dieses Gemetzel, bei dem haupt-
sächlich Kinder und Frauen in ihren Häusern 
getötet werden, durchgeführt wird. Dieser 
Massenmord wird von der demokratischen 
Regierung des „Völkermörders Joe“ Biden 
durchgeführt, den die Kongressabgeordneten 
der Demokratischen Sozialisten Amerikas 
(DSA) unterstützen, auch wenn sie leere „Be-
schränkungen“ für die von den USA gelie-
ferten Waffen fordern. Alle DSA-Mitglieder 
tragen damit persönliche Verantwortung für 
diesen „Genozid made in U.S.A.“. 

Verteidigt Michael Pröbsting (RCIT) und Der Funke (IMT)

Stoppt Österreichs Repression gegen  
pro-palästinensischen Protest

In Österreich wurde am 11. Oktober 
letzten Jahres eine pro-palästinensische De-
monstration verboten und Strafanzeige ge-
gen mehr als 300 Demonstranten wegen Ver-
stoßes gegen das Verbot erstattet. Begründet 
wurde das Verbot mit der Behauptung, die 
Protestparole „From the river to the sea, 
Palestine will be free“ (Vom Fluss bis zum 
Meer, Palästina wird frei sein) sei ein „Auf-
ruf zur gewaltsamen Vernichtung Israels“. 
Das Magazin Profil warf den Organisatoren 
„Antisemitismus in Wien“ vor. Das ist gro-
tesk, wenn es von einem Staat (Deutschland) 
und von pro-israelischen Kräften kommt, die 
den Völkermord in Gaza unterstützen. Das 
österreichische Demo-Verbot folgte auf ähn-
liche Maßnahmen der Polizei und der Kom-
munal- und Landesregierungen in Deutsch-
land. Die Polizei hat dort zahlreiche Demos 
zur Verteidigung der Palästinenser verboten 
und gewaltsam angegriffen, während die 
Bundesregierung Samidoun, die palästinen-
sische nationalistische Verteidigungsorgani-
sation, verboten hat. Am 12. April zerschlug 
ein Heer von 900 Polizisten in Berlin einen 
Palästina-Kongress mit der Begründung, 
dass mehrere der Redner ein Verbot der poli-
tischen Betätigung hätten. 

Hier in den USA wurden allein in der 
letzten Woche in New York Hunderte von 
Studenten und anderen Verteidigern des be-
lagerten palästinensischen Volkes verhaftet, 
weil sie an Protestcamps zur Verteidigung 
des Gazastreifens teilgenommen hatten. 
Jetzt breitet sich diese Unterdrückung in den 
gesamten USA aus, mit Massenverhaftun-
gen an der Yale University, der University 

Die Internationalist Group / USA beim Protest am 26. April in New York zur 
Verteidigung des österreichischen Linken Michael Pröbsting und von Anhängern 
der International Marxist Tendency.

Internationalist

of Minnesota, der University of Texas und 
gestern einem brutalen Polizeiangriff auf De-
monstranten an der University of Southern 
California in Los Angeles. Diese Verbote 
werden mehr und mehr absurd. Vor zwei 
Tagen wurden mehr als 200 Demonstranten 
verhaftet, als sie während des Pessachfes-
tes in Brooklyn einen Friedensseder auf der 
Straße abhielten und zum Frieden in Gaza 
aufriefen. Das ist Antisemitismus! Und bei 
der Auflösung des Berliner Palästina-Kon-
gresses verbot die Polizei das Beten auf 
Arabisch oder das Singen auf Hebräisch in 
einem Protestcamp vor dem Reichstag. Was 
kommt als Nächstes? Das Verbot der Worte 
„salaam“ und „shalom“, der arabischen und 
hebräischen Entsprechungen für „Frieden“?

Die Kräfte, die Aktionen zur Verteidi-
gung des palästinensischen Volkes verbie-
ten – und die die schmutzige Verleumdung 
verbreiten, dass Antizionismus gleich An-
tisemitismus sei – sind dieselben, die einen 
Vernichtungskrieg gegen Gaza führen. Sie 
führen auch einen imperialistischen Stellver-
treterkrieg gegen Russland wegen der Ukrai-
ne, als Vorbereitung eines konterrevolutionä-
ren Kriegs gegen China, der auf den Dritten 
Weltkrieg hinausläuft. Sie schüren den wah-
ren Antisemitismus, von der faschistischen 
Freiheitlichen Partei Österreichs über die 
faschistoide Alternative für Deutschland bis 
hin zu christlichen Zionisten wie dem Spre-
cher des US-Repräsentantenhauses Mike 
Johnson, der gestern in Columbia dazu auf-
rief, die Nationalgarde zur Unterdrückung 
der Studentenrevolte einzusetzen. Gegen 
die orchestrierte McCarthy‘sche Repression 
rufen wir die Arbeiterbewegung auf, die De-
monstranten zu verteidigen, internationale 
Arbeitskampfmaßnahmen zu ergreifen, um 
Waffenlieferungen an Israel zu stoppen und 
die Vernichtung des palästinensischen Vol-
kes zu beenden. 

Israel raus aus Gaza, dem Westjordan­
land und allen besetzten Gebieten!

Streicht die Anklagen gegen Michael 
Pröbsting! Stoppt die Kriegsrepression in 
Österreich und Deutschland!

Mobilisiert die Macht der Arbeiterklasse 
gegen Polizeiübergriffe und Hexenjagden!

Für internationale Arbeiteraktionen, 
um den Transport von Kriegsmaterial nach 
Israel und in die Ukraine zu stoppen!

Verteidigen wir alle die Palästinenser 
gegen den völkermörderischen Krieg der 
USA und Israels gegen Gaza!  n

veränistische“ Forderung „für den Austritt 
Italiens aus der NATO und allen transna-
tionalen imperialistischen Bündnissen.“ 
Wenn Italien auf wundersame Weise aus der 
NATO, der EU usw. austreten würde, bliebe 
es genauso imperialistisch und nicht weni-
ger ein Feind der Werktätigen. Echte revo-
lutionäre Internationalisten hingegen rufen 
– wie der Nucleo Internazionalista d’Italia 
und die Liga für die Vierte Internationale 
– zur Zerschlagung des Stellvertreterkriegs 
der USA/NATO gegen Russland (und letzt-
lich China) auf.

Die rein propagandistische Linie der 
T.I.R. erinnert an die zentristische Politik 
der italienischen Sozialisten im Ersten Welt-
krieg, die auf „absolute Neutralität“ und spä-
ter (nach dem Kriegseintritt Italiens 1916) 

auf „weder Unterstützung noch Sabotage“ 
setzte. Als sich nach der schmachvollen ita-
lienischen Niederlage bei Caporetto im Ok-
tober/November 1917 die Möglichkeit eröff-
nete, „den imperialistischen Krieg in einen 
Bürgerkrieg zu verwandeln“ (Lenins For-
mel), warfen die Soldaten aufgrund der so-
zialpazifistischen Politik der PSI ihre Waffen 
weg und desertierten, anstatt sie gegen die 
Militärführung zu richten, die sie ins Gemet-
zel geführt hatte. Indem sie sich heute wei-
gert, den Klassenkampf der Arbeiter gegen 
den NATO-Krieg zu organisieren, und ledig-
lich rituelle Märsche und „Generalstreiks“ 
(in Wirklichkeit Arbeitsniederlegungen mit 
Demonstration) abhält, versagt die T.I.R. ge-
nauso darin, die Arbeiterklasse auf revolutio-
näre Aktionen vorzubereiten. n
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Nachfolgend drucken 
wir die Übersetzung 
eines Artikels aus 
der aktuellen Ausga-
be von Revolución 
Permanente (Nr. 13, 
O k t o b e r- N o v e m -
ber 2024), ab, der 
Zeitung der Grupo 
Internacionalista, 
der mexikanischen 
Sektion der Liga 
für die Vierte Inter-
nationale.

Der Erdrutschsieg von Claudia Shein-
baum, Kandidatin der Bewegung Na-
tionaler Erneuerung (MORENA), bei 

den Präsidentschaftswahlen am 2. Juni hat in 
weiten Teilen des Landes für große Begeiste-
rung gesorgt. Sie erhielt fast 60 Prozent der 
Stimmen und besiegte ihre Gegnerin Xóchitl 
Gálvez von der Koalition, die von den tra-
ditionellen bürgerlichen Parteien in Mexiko 
gebildet wurde – der klerikal-reaktionären 
Partei der Nationalen Aktion (PAN), der ehe-
maligen Staatspartei der Institutionellen Re-
volutionären Partei (PRI) und den Überresten 
der ehemaligen „linken“ bürgerlichen Partei 
der Demokratischen Revolution (PRD) – die 
nur 27 Prozent der Stimmen erhielt, also we-
niger als die Hälfte der Stimmenabgaben für 
Sheinbaum. Sheinbaum, die ehemalige Re-
gierungschefin von Mexiko-Stadt, siegte in 
allen Bundesstaaten mit Ausnahme des erz-
konservativen Aguascalientes, und in vielen 
südlichen Bundesstaaten lag ihr Stimmenzahl 
bei über 70 Prozent. Sheinbaums Sieg wurde 
weithin als historischer Meilenstein bezeich-
net, da sie die erste Frau ist, die in den 200 
Jahren des Bestehens des Landes die Präsi-
dentschaft gewonnen hat.

In einem Land mit weit verbreitetem Ma-
chismo (männlicher Chauvinismus), in dem 
die Unterdrückung von Frauen eklatante For-
men annimmt, stellt die Tatsache, dass eine 
Frau zur Präsidentin gewählt wurde, einen 
wichtigen gesellschaftlichen Wandel dar und 
spiegelt diesen wider. Sheinbaums Sieg zeigt 
zum Teil auch, dass Millionen von Frauen, die 
männlich-chauvinistische Gewalt satt haben, 
deren Funktion darin besteht, die Unterord-
nung der Frauen durch ihre Versklavung und 
Einsperrung im Haus aufrechtzuerhalten, 
während sie sich auf der Straße und am Ar-
beitsplatz auf feindlichem Gebiet bewegen. 
Der erdrutschartige Wahlsieg von Claudia 
Sheinbaum spiegelt aber auch wider, dass sie 
als Garantin angesehen wird für die Fortset-
zung der Politik von Präsident Andrés Manu-
el López Obrador (allgemein bekannt unter 
seinen Initialen AMLO) und seiner bürger-
lich-populistischen Regierung, der die MO-
RENA-Kandidatin immer wieder versprach, 
ein „zweites Stockwerk“ hinzuzufügen. Ins-
besondere viele Wähler mit niedrigem Ein-
kommen gaben an, sie als Beschützerin der 
Erhöhungen des Mindestlohns und der So-
zialmaßnahmen der Sozialprogramme von 
AMLO unterstützt zu haben.

Dennoch vertraten bei den mexikani-
schen Wahlen am 2. Juni alle drei Präsi-
dentschaftskandidaten die Kapitalisten. 
Ihre Differenzen sind höchstens taktischer 
Natur. Ihr gemeinsames Ziel ist es, das Sys-
tem der Ausbeutung dieses halbkolonialen 
Landes im Dienste der Imperialisten auf-
rechtzuerhalten. Daher rief die Grupo Inter-
nacionalista, die mexikanische Sektion der 
Liga für die Vierte Internationale, dazu auf: 
„Keine Stimme für die Parteien der Bosse: 
MORENA, PRI, PAN, PRD, MC,1 usw. Wer 
auch immer gewinnt, die Ausgebeuteten und 
Unterdrückten verlieren. Schmiedet eine re-
volutionäre Arbeiterpartei!“
1 Bürgerbewegung, eine kleine bürgerliche libe-
rale Partei.

Sheinbaums Sieg wurde von Frauen, 
Werktätigen und den Armen gefeiert. Sie 
ist eine Wissenschaftlerin jüdischer Ab-
stammung, die sich nicht von ihrem lin-
ken Aktivismus an der Universität oder 
ihren kommunistischen Eltern distanziert 
hat. Aber auch die oberen der nationalen 
Bourgeoisie und ihre imperialistischen 
Herren atmen erleichtert auf. AMLO hat 
sein Versprechen gehalten, den „sozialen 
Frieden“ zwischen den Ausgebeuteten 
und den Ausbeutern aufrechtzuerhalten. 
Seit den 1950er Jahren kam es wieder-
holt zu Aufständen von oppositionellen 
Gewerkschaftsbewegungen gegen die ei-
serne staatliche Kontrolle durch die kor-
poratistischen Pseudo-Gewerkschaften.2 
Die Ausbrüche von Kämpfen von Teilen 
der Arbeiter und Unterdrückten gegen die 
Hungermaßnahmen der PRI-Regierun-
gen von Carlos Salinas und Ernesto Ze-
dillo, der PAN-Regierungen von Vicente 
Fox und Felipe Calderón und erneut des 
PRI-Politikers Enrique Peña Nieto beun-
ruhigten die Kapitalisten. Dennoch waren 
die „unabhängigen“ Gewerkschaften po-
litisch der Bourgeoisie untergeordnet, zu-
nächst über die von Cuauhtémoc Cárdenas 
gegründete bürgerliche PRD und dann 
über MORENA. López Obrador an der 
Macht hat es geschafft, diese Ausbrüche 
des Klassenkampfes durch ein Projekt der 
Re-Korporatisierung der Gewerkschaften, 

2 Korporatismus besteht in der organischen In-
tegration aller Arten von Organisationen, ins-
besondere solcher, die behaupten, die Arbeiter 
zu vertreten, in den bürgerlichen Staatsapparat. 
Dies war der Mechanismus der sozialen Kontrol-
le, der das Regime der PRI-Regierung während 
seiner sieben Jahrzehnte andauernden Herrschaft 
aufrechterhielt. Er entsprach einem Einparteien-
system mit einer stark verstaatlichten kapitali-
stischen Wirtschaft. Auf seinem Höhepunkt, von 
den 1950er bis zu den 70er Jahren, gab es eine 
Drehtür für Apparatschiks, die von den korpora-
tistischen „Gewerkschaften“ in die Geschäftsfüh-
rung staatseigener Unternehmen und in die Regie-
rungspartei wechselten. Doch in einer zunehmend 
privatisierten Wirtschaft, beginnend gegen Ende 
der 1980er Jahre, versiegte die Geldquelle, die 
diese Maschinerie geschmiert hatte, und das Sy-
stem geriet in eine Krise.

die die korporatistischen Fesseln teilweise 
gesprengt hatten, so weit wie möglich ein-
zudämmen.

Auch Claudia Sheinbaum präsentiert 
sich als Befriederin der Kämpfe der ple-
bejischen Sektoren. Es besteht jedoch ein 
Widerspruch zwischen den Hoffnungen, 
die ihr Wahlsieg bei den Ausgebeuteten 
und Unterdrückten geweckt hat, und der 
Realität eines halbkolonialen kapitalisti-
schen Landes. Zunächst einmal hängen 
die Wohlfahrtsprogramme davon ab, dass 
die öffentlichen Mittel nicht durch einen 
künftigen Preisverfall bei Öl und ande-
ren Rohstoffen aufgebraucht werden, wie 
es bei den populistischen Regierungen 
Lateinamerikas der „rosa Flut“ im ersten 
Jahrzehnt der 2000er Jahre der Fall war. 
Noch grundlegender ist, dass die Unter-
drückung der Frauen im kapitalistischen 
System verwurzelt ist. Für Millionen von 
Frauen im Land, die durch jahrhunderteal-
te häusliche Sklaverei unterdrückt werden, 
kommt noch zusätzliche Unterdrückung 

durch Ausbeutung in der 
Fabrik hinzu, und viele 
werden Opfer des all-
gegenwärtigen Rassis-
mus gegen Indigene und 
Schwarze – zusätzlich zu 
der entsetzlichen Frem-
denfeindlichkeit, die die 
Bourgeoisie heute gegen 
Migranten schürt.

Der Sieg eines Kan-
didaten einer Partei der 
Bosse wird die Last der 
doppelten und sogar 
dreifachen Unterdrü-
ckung der Frauen, die 
beispielsweise in den 

im ganzen Land verstreuten Maquiladoras 
arbeiten, in keiner Weise verringern. Ihre 
billige und reglementierte Arbeitskraft 
wird weiterhin von den korporatistischen 
Pseudo-Gewerkschaften garantiert, da der 
„Wettbewerbsvorteil“ des mexikanischen 
Kapitalismus weiterhin in der Superaus-
beutung der Arbeiterklasse besteht. Die Tat-
sache, dass eine Arbeiterin in einer Fabrik 
für Sicherheitsgurte in Reynosa ein Zehntel 
dessen verdient, was ihr Kollege auf der 
anderen Seite des Rio Grande verdient, ist 
genau der Grund, warum die Eigentümer 
der großen „multinationalen“ Unternehmen 
die Produktion in Niedriglohnländer verla-
gern. Der neue Industrialisierungsboom 
ist größtenteils auf die „Entkopplung“ der 
US-Wirtschaft von China aus geopoliti-
schen Gründen zurückzuführen, aber auch 
darauf, dass die chinesischen Industrielöh-
ne von 1.127 Dollar pro Jahr im Jahr 2000 
auf 16.153 Dollar im Jahr 2023 gestiegen 
sind,3 so dass es für Foxconn günstiger ist, 
iPhones in Ciudad Juárez zu produzieren 
als in Zhengzhou.

Außerdem wurde in den sechs Jahren der 
Regierung von AMLO der Mindestlohn um 280 
Prozent erhöht und wird bis 2024 9.475 mexi-
kanische Pesos pro Monat betragen, was etwa 
491 US-Dollar oder 5.892 US-Dollar pro Jahr 
entspricht. Man vergleiche nur die Löhne Me-
xikos mit denen des bürokratisch deformierten 
Arbeiterstaats China. In Mexiko-Stadt würde 
die Miete für eine Wohnung für vier Personen 
in einem Viertel der unteren Mittelschicht im 
Osten der Stadt etwa 5.000 Pesos betragen, zu-
züglich 600 bis 900 Pesos pro Person und Mo-
nat für den Transport. Das bedeutet, dass unter 
Berücksichtigung aller Faktoren, einschließlich 
der Erhöhung des Mindestlohns, nach Bezah-
lung von Wohnraum und Dienstleistungen nur 
sehr wenig Geld für Lebensmittel, Bildung, 
Gesundheit und Unterhaltung übrig bleibt. 
Landesweit verdienen von den 40 Millionen 
Menschen, die ihre Einkünfte aus Arbeitslohn 
beziehen, 28,7 Millionen (71   %) weniger als 
982 US-Dollar pro Monat. In den Maquilado-
ra-Gebieten im Norden, wo die Miete für eine 
Wohnung nicht weniger als 3.000 Pesos beträgt 
und die Transportkosten wesentlich höher sind, 
erhalten fast alle Arbeiter nur den Mindestlohn. 
Das ist immer noch Armut.

Bürgerliche Feministinnen  
in Euphorie

Sheinbaums Wahlsieg sorgte in weiten 
Teilen der feministischen Bewegung in 
Mexiko, aber auch in verschiedenen latein-
amerikanischen Ländern und sogar in den 
USA, für große Begeisterung. Akademiker, 
Journalisten, Politiker und feministische 
Kollektive verschiedener Art (darunter 
mehrere, die sich als „links“ und sogar als 
sozialistisch bezeichnen) waren am Wahl-
tag ekstatisch, als die Medien begannen, 
die Ergebnisse der letzten Befragungen zu 
veröffentlichen. Nach der Bekanntgabe ih-
3 Siehe „The East-West Wage Gap Not Nearly As 
Compelling As It Once Was“ (Das Lohngefälle 
zwischen Ost und West ist nicht annähernd so 
groß wie früher), Forbes (30. Januar 2023). Selbst 
unter Berücksichtigung der Inflation ist dies ein 
enormer Anstieg.

Claudia Sheinbaum, 
Mexikos erste Präsidentin

Neues Gesicht, gleiche alte 
Masche der Bourgeoisie

Frauenbefreiung durch sozialistische Revolution! 

Die neue Präsidentin von Meixco, Claudia Sheinbaum, Kandidatin der Morena 
Partei, verspricht, die populistische Politik ihres Mentors, Andrés Manuel López 
Obrador, fortzusetzen.

Plakat der Grupo Internacionalista für 
ein Diskussionsforum zu den Wahlen 
auf dem Zócalo (Hauptplatz) in Mexiko-
Stadt: „Keine Stimme für die Parteien 
der Bosse“, darunter Sheinbaum und 
die MORENA-Partei von AMLO.

Sáshenka G
utiérrez / EFE
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res Wahlsiegs durch das Nationale Wahlins-
titut verkündete Sheinbaum auf dem Zócalo 
(dem Hauptplatz von Mexiko-Stadt gegen-
über dem Präsidentenpalast): „Ich habe das 
nicht allein erreicht. Wir Frauen haben es 
alle zusammen geschafft.“

Für die überwiegende Mehrheit der 
feministischen Persönlichkeiten und Kol-
lektive liegt der Sieg darin, dass eine Frau 
Präsidentin geworden ist, unabhängig da-
von, ob ihre Politik „links“ oder „rechts“ 
ist. Dies wurde vor den Wahlen klar ver-
deutlicht durch die Behauptung, dass 
„wer auch immer gewinnt“ (ob Claudia 
Sheinbaum oder Xóchitl Gálvez), „Ge-
schichte geschrieben wird“ mit der ersten 
Präsidentin in Nordamerika. Im März ver-
öffentlichte die Journalistin Yuriria Sierra 
das Buch Presidenta: más de cien mujeres 
te escriben (Frau Präsidentin, über 100 
Frauen schreiben Ihnen) mit Beiträgen 
von Schriftstellerinnen aus dem gesamten 
bürgerlichen politischen Spektrum: von 
ehemaligen Ministerinnen der Regierung 
AMLO wie Olga Sánchez Cordero und 
Tatiana Clouthier bis hin zur liberalen 
Akademikerin Denise Dresser und der 
offen rassistischen Schriftstellerin und 
„señora bien“ (anständige Dame) Gua-
dalupe Loaeza, wobei die beiden letzte-
ren beide überzeugte Anhängerinnen von 
Gálvez sind.

Die Zusammenführung so unterschiedli-
cher Figuren des Feminismus und der bür-
gerlichen Politik in einem Buch wie dem 
von Sierra bringt den politischen Charakter 
des Feminismus zum Ausdruck: Wenn man 
davon ausgeht, dass der Hauptwiderspruch 
in unserer Gesellschaft der zwischen Män-
nern und Frauen ist, ist der Feminismus an 
sich ein bürgerliches Programm, das dar-
auf abzielt, die Hindernisse zu beseitigen, 
die Frauen daran hindern, die privilegierten 
Rollen in der Gesellschaft zu übernehmen, 
die bisher von Männern eingenommen wur-
den. Die Fortschritte von Frauen werden 
sehr oft als „Durchbrechen der gläsernen 
Decke“ bezeichnet, eine „unsichtbare“ Bar-
riere, die Frauen daran hindert, Führungs-
positionen in der Wirtschaft, Politik, im 
akademischen Leben usw. zu übernehmen. 
Eine Arbeiterin, die für den Mindestlohn 
in die Fabriken geht, hat eindeutig keine 
„gläserne Decke“ durchbrochen, wenn sie 
immer noch häuslicher Sklaverei ausgesetzt 
ist, selbst wenn sie dafür eine ganze Reihe 
reaktionärer Hindernisse überwinden muss-
te, angefangen damit, dass die Familie ihr 
verboten hat, das Haus zu verlassen.

Die feministische Begeisterung war von 
Beginn der Kampagnen an spürbar. Die 

Tatsache, dass die beiden wichtigsten Präsi-
dentschaftskandidaten Frauen waren, wurde 
überall als Grund zum Gratulieren genannt. 
Fernsehkommentatoren, Kolumnisten der 
bürgerlichen Presse und Feministinnen be-
tonten, dass Mexiko, unabhängig davon, 
wer die Wahlen gewinnen würde, zum ersten 
Mal in seiner Geschichte eine Präsidentin 
haben würde. So brachte die Wissenschaft-
lerin Marcela Lagarde ihre „feministische 
Freude“ über einen wahrscheinlichen Sieg 
von Claudia Sheinbaum zum Ausdruck: 
„Ich bin sehr glücklich, dass sie gewinnen 
könnte, und dass es Claudia sein wird, denn 
sie ist eine Frau der Linken, demokratisch“ 
(La Jornada, 6. März). Die feministische 
Journalistin Sara Lovera hingegen betonte 
in einem Bericht über die „Marea rosada“ 
(Rosa Flut)-Demonstration (eine reaktionä-
re Kundgebung zur Unterstützung von Gál-
vez)4 am 19. Mai in Mexiko-Stadt begeistert, 
dass „Xóchitl Gálvez Ruíz, Kandidatin für 
das Präsidentenamt der Republik, den femi-
nistischen Kampf gegen das Patriarchat an-
erkannt hat“ (semmexico.mx, 19. Mai).

Die Liedermacherin Vivir Quintana, 
die für das Lied „Vivir sin miedo“ (Leben 
ohne Angst) bekannt ist, das zu Beginn 
der sechsjährigen Amtszeit von AMLO 
zu einer Art feministischer Hymne wur-
de, sagte, dass es über die Differenzen 
zwischen Gálvez und Sheinbaum hinaus 
„eine Mitstreiterin in der Präsidentschaft 
4 Die Farbe für die Kundgebung wurde gewählt, 
weil sie vom Nationalen Wahlinstitut verwendet 
wird, das López Obrador feindlich gesinnt ist, im 
Gegensatz zu Morenas Lila.

Was bedeutet Sheinbaums Sieg 
für Frauen in Mexiko?

Mit ihrem Amtsantritt wird Präsidentin 
Claudia Sheinbaum Oberbefehlshaberin der 
Streitkräfte, dem Rückgrat des kapitalisti-
schen Staates. Sie wird für die Aufrechter-
haltung des Friedens verantwortlich sein, der 
für das kapitalistische Geschäft erforderlich 
ist, auch wenn dies bedeutet, auf Repressi-
onen zurückzugreifen. Dass sie die Zustim-
mung der mexikanischen Bourgeoisie und 
ihrer imperialistischen Bosse hat, ist offen-
sichtlich. Wenige Tage nach ihrer Wahl traf 
sie sich mit einer imperialistischen Delega-
tion, die von US-Präsident Joe Biden ent
sandt worden war und von Elizabeth Sher-
wood Randall, einer „Sicherheitsberaterin“ 
des Weißen Hauses, geleitet wurde, um die 
Fortsetzung der „Politik der Freundschaft“ 
zwischen beiden Regierungen zu verspre-
chen, die einen „echten hemisphärischen 
Ansatz für die Zusammenarbeit bei der Ein-
wanderung“ garantiert (d. h. die militärische 
Blockade der Migration in den Norden durch 
den Einsatz Tausender Soldaten der mexi-
kanischen Nationalgarde an den Grenzen). 
Sie traf sich auch mit Kathryn McLay, CEO 
des äußerst gewerkschaftsfeindlichen Un-
ternehmens Walmart International, die „das 
Engagement des Unternehmens für das Land 
bekräftigte“ (Milenio, 11. Juni).

Verschiedene feministische Gruppen nut-
zen Sheinbaums Sieg, um Illusionen in die 
Möglichkeit einer Reform des Kapitalismus 
im Dienste der Frauen zu schüren. Ihr Pro-
gramm ist eines der Klassenzusammenar-
beit, der Unterstützung durch die Ausgebeu-
teten und Unterdrückten für die Frauen der 
Klasse, die sie ausbeutet und unterdrückt. 
Aber der Kampf für die Befreiung der Frau 
ist nicht nur eine demokratische Frage. Die 
Unterdrückung, unter der Frauen leiden, 
weil sie Frauen sind, ist das Ergebnis des 
Privateigentums, auf dem das kapitalistische 
Ausbeutungssystem beruht. Und da die Un-
terdrückung der Frau in der Institution der 
Familie wurzelt, ist es für die vollständige 
Emanzipation der Frau notwendig, die ma-
teriellen Grundlagen zu schaffen, um diese 
reaktionäre Institution durch die Vergesell-
schaftung der von ihr wahrgenommenen 
Aufgaben zu überwinden. Deshalb kämpfen 
wir für kostenlose 24-Stunden-Kindertages-
stätten, die auf die Institutionen einer sozia-
listischen Gesellschaft verweisen, sowie für 
kostenlose Abtreibung auf Wunsch im Rah-
men eines vergesellschafteten Gesundheits-
systems von höchster Qualität.

Aber selbst rein demokratische Forde-
rungen wie diese können ohne eine sozialis-
tische Revolution nicht vollständig verwirk-
licht werden, da ihre Umsetzung wesentliche 
Institutionen der kapitalistischen Gesell-
schaft betrifft, angefangen bei der Familie. 
Dies gilt auch für Gewalt gegen Frauen. 
Während die Mordrate (Todesfälle durch 
Gewalt) von Männern zehnmal höher ist als 
die von Frauen6 und der starke Anstieg von 
Tötungsdelikten gegen Frauen in den letzten 
Jahren auf den „Krieg gegen die Drogen“ 
zurückzuführen ist, ist Gewalt gegen Frauen 
allgegenwärtig. Unter dem Ruf „Sie bringen 
uns um“ fordern viele Feministinnen implizit 
oder explizit einen größeren Einsatz von Mi-
litär- und Polizeikräften in den Städten, was 
eine Gefahr für alle darstellt. Es mag absurd 
erscheinen, aber es ist notwendig zu betonen, 
dass die kapitalistische Polizei weder Freun-
din noch Verbündete der Frauen ist. Aber die 
tägliche Gewalt gegen Frauen im Haushalt 
ist ein chauvinistisches Mittel, um „die Frau-
en in ihre Schranken zu weisen“. Mit ande-
ren Worten: Sie spiegelt die Unterdrückung 
der Frau in der Familie wider, und es bedarf 
einer Revolution, um sie zu beseitigen.

Solche häusliche Gewalt und Belästigung 
auf der Straße sind in der Tat das Produkt des

weiter auf Seite 30
6 Siehe „Italian Trotskyists on International 
Women’s Day” (Italienische Trotzkisten zum In-
ternationalen Frauentag), The Internationalist Nr. 
47, März-April 2017.

Arbeiterinnen an einem Fließband in Ciudad Juárez, Mexiko, 2018. Selbst 
nachdem der Mindestlohn von AMLOs Regierung verdreifacht wurde, verdienen 
sie immer noch Hungerlöhne. Um die Armut in Mexiko zu beseitigen, braucht 
es eine sozialistische Revolution.

Ivan Pierre Aguirre für The N
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Zu Beginn von Claudia Sheinbaums Wahlkampf im März 2024 war der Zócalo 
in Mexiko-Stadt mit Hunderttausenden von Anhängern gefüllt. Trotz der großen 
Popularität, die sie und ihr Mentor López Obrador bei den Werktätigen und Armen 
genießen, ist Morena eine kapitalistische Partei, die den Bossen dient, indem 
sie die Arbeiter diszipliniert.
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geben wird, die unermüdlich die Bemü-
hungen zur Beseitigung geschlechtsspezi-
fischer Gewalt anführen wird, die einen 
gleichberechtigten Zugang zu Chancen 
garantiert und regiert, um die Lebensqua-
lität jeder Frau in diesem Land in allen 
Lebensphasen zu verbessern, von den gro-
ßen Städten bis zu den entlegensten Ge-
meinden“ (Milenio, 25. Mai). Am selben 
Abend präsentierte sie der Öffentlichkeit 
ein neues Lied, „Compañera presidenta“. 
In einem Interview mit Billboard (29. 
Mai) sagte sie: „Meine 16-jährige Nichte 
kann jetzt davon träumen, Präsidentin zu 
werden.“ Aber während sie diesen bislang 
unmöglichen Traum träumt, wird sie sich 
unvermindert den Belastungen und Ein-
schränkungen der Frauenunterdrückung 
stellen müssen.

In Mexiko hat sich, anders als in vielen 
anderen Ländern, seit Beginn der Regierung 
von AMLO der Großteil der organisierten 
Feministinnen mit der Rechten verbündet, 
was sich an den Demonstrationen zum 8. 
März (Internationaler Frauentag) zeigt. 
(Es sollte angemerkt werden, dass López 
Obrador, ein evangelikaler Christ, nicht 
für das Recht auf Abtreibung ist.5) Die mit 
der PAN verbundene feministische Gruppe 
Brujas del Mar (Meereshexen), die Xóchitl 
Gálvez bei den Wahlen unterstützte, hatte 
Vorbehalte gegenüber dem Ergebnis: „Wir 
Frauen werden die gläserne Decke, die ges-
tern Abend durchbrochen wurde, mit unse-
ren Händen auflesen müssen.“ Andererseits 
meinte Marta Lamas, eine Vertreterin der 
traditionellen zweiten Welle des Feminis-
mus: ‚Ich glaube, dass Claudia es geschafft 
hat, ein Maß an Übereinstimmung, Diszip-
lin und Effizienz zu vermitteln, die fälschli-
cherweise als männliche Tugenden gelten.‘ 
Auch feministische Kollektive, die sich 
als links bezeichnen, zeigten sich begeis-
tert. So schrieb Rosas Rojas (Rote Rosen), 
eine feministische Organisation, die mit der 
pseudomarxistischen Grupo de Acción Re-
volucionaria (GAR – Revolutionäre Akti-
onsgruppe) verbunden ist, auf ihrem X-Ac-
count, ehemals Twitter (3. Juni):

„Mexiko hat zum ersten Mal eine Präsiden-
tin, und zwar eine, die die meisten Stimmen 
in der Geschichte erhalten hat. Zweifellos ist 
dies ein Triumph für die politischen Rechte 
aller Frauen, der erfreulicherweise von ei-
nem hohen Maß an gesellschaftlicher Unter-
stützung begleitet wird. Claudias Sieg lässt 
sich nicht ohne die Geschichte des Kampfes 
der mobilisierten Frauen und die massiven 
Mobilisierungen auf den Straßen erklären, 
die wir in den letzten Jahren erreicht haben.“

5 Abtreibung wurde im September 2023 durch 
eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofs Me-
xikos entkriminalisiert, die auf dessen Entschei-
dungen vom September 2021 basierte, in denen 
Abtreibungsverbote für verfassungswidrig erklärt 
wurden, und die Grundlage für bundesstaatliche 
Anfechtungen von Anti-Abtreibungsgesetzen leg-
te. Siehe „Mexikanische Trotzkisten fordern ko-
stenlose Abtreibung auf Verlangen“, Permanente 
Revolution Nr. 6, Winter 2022 / 2023).
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Nachfolgend drucken wir den Text des 
Flugblatts der Grupo Internacionalista 
von Mexiko ab, das während ihres Besuchs 
an Hunderte Arbeiter und Arbeiterinnen 
verteilt wurde.
10. FEBRUAR 2024 – Das Jahr 2024 hat mit 
einer wichtigen Schlacht des Klassenkampfes 
in Mexiko begonnen: Am 24. Januar legten 
die mehr als 4000 in der Unabhängigen Ge-
werkschaft der Audi-Beschäftigten (SITAU-
DI) zusammengeschlossenen Arbeiter im 
Montagewerk in San José Chiapa, im Bundes-
staat Puebla, die Arbeit nieder. Der Streik be-
gann, als die Beschäftigten das unverschämte 
Angebot der Unternehmensleitung über eine 
Lohnerhöhung von insgesamt 6,5  % (5  % 
direkter Lohn und 1,5  % Sozialleistungen) 
ablehnten. Stattdessen bestanden sie darauf, 
dass die Erhöhung nicht weniger als 15,5 Pro-
zent betragen sollte, um die reale Verschlech-
terung der Löhne zu stoppen, die sich aus den 
jahrelangen ständigen Inflationserhöhungen 
ergeben hat. Die Forderung der Streikenden 
ist ein absolutes Minimum.

AKTUALISIERUNG: Das jüngste „Ange-
bot“ des Unternehmens, das von SITAU-
DI-Chef Cesar Orta Briones „im Einklang 
mit dem Gesetz“ unterzeichnet wurde, 
brachte nur eine „Verbesserung“ von 0,5 
Prozent, mit den gleichen 5 Prozent bei den 
Löhnen und nichts im ersten Jahr. Bei der 
heutigen Abstimmung der Gewerkschafts-
mitglieder lehnte die überwiegende Mehr-
heit der Arbeiter dieses Angebot laut ersten 
Berichten rundweg ab („Die Audi-Beschäf-
tigten halten das Angebot des Unternehmens 
für eine generelle Erhöhung um 7 % für ei-
nen ‚schlechten Scherz‘; die meisten lehnen 
es ab“, La Jornada de Oriente, 9. Februar).
Am 27. Januar, einige Tage nach Beginn 

des Streiks, reiste eine Delegation der Grupo 
Internacionalista nach San José Chiapa, um 
ihre Solidarität mit dem Streik der Audi-Be-
schäftigten zu bekunden und sich ein Bild von 
dem Kampf zu machen. Für die große Mehr-
heit der Audi-Arbeiter ist dieser Streik ihre 
erste Erfahrung mit einem Klassenkampf. Das 
Durchschnittsalter der Arbeiter im Werk liegt 
bei nur 32 Jahren. Die jungen Arbeiter des 
Werks zeigen eine erfrischende Kombination 
aus Enthusiasmus und Disziplin.

Dieser Besuch bildete die Grundlage für 
ein Forum in Solidarität mit dem Audi-Streik 
am 2. Februar. Auf diesem Forum wurde be-
schlossen, eine Karawane der Arbeiter- und 
Gewerkschaftssolidarität mit dem Streik zu 
organisieren, die Mexiko-Stadt am Morgen 
des 10. Februar verlassen wird (siehe den Ar-
tikel „Sieg für den Streik der Audi-Arbeiter!“, 
Revolución Permanente, 3. Februar 2024). 

•	 Mobilisiert die gesamte Automobilbranche zu einer macht-
vollen Aktion!

•	 Kein Schritt zurück! Die erste Forderung von SITAUDI ist 
ein absolutes Minimum. Gleitende Skala der Löhne zur Be-
kämpfung der Verelendung!

•	 Arbeiterkontrolle über die Geschwindigkeit der Montageli-
nien! Keine Repressalien gegen die Streikenden!

•	 Um zu gewinnen, bildet ein Streikkomitee mit gewählten 
Delegierten, jederzeit abberufbar!

•	 Weder PAN, noch PRI, noch PRD, noch Morena: Schmie-
det eine revolutionäre Arbeiterpartei!

Der Streik von mehr als 4000 mexikanischen Arbeitern bei Audi in San José 
Chiapa, Puebla, am 27. Januar. Der Kampf, der 25 Tage dauerte, war der erste große 
Streik in diesem Jahr und der erste Streik in der Automobilbranche während der 
sechsjährigen Amtszeit von Präsident Andrés Manuel López Obrador.
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Ein Kampf gegen die brutale 
Ausbeutung, das Geheimnis des 

mexikanischen Kapitalismus
Der Streik der Audi-Arbeiter hat in 

der Arbeiterklasse und auch bei den Bos-
sen gewaltiges Interesse geweckt. Es ist 
der erste im Automobilsektor während der 
sechsjährigen Amtszeit des bürgerlich-po-
pulistischen Präsidenten Andrés Manuel 
López Obrador und der erste des Unter-
nehmens seit der Eröffnung des Werks im 
Jahr 2016. Die Zeitschrift Expansión (31. 
Januar) zitiert einen „Experten“ für Ar-
beitsbeziehungen mit den Worten: „Die 
Art und Weise, wie der Konflikt (bei Audi) 
gelöst wird, wird eine Richtlinie in der lo-
kalen Industrie markieren.“ Für die mexi-
kanische Gewerkschaftsbewegung ist der 
Sieg im Audi-Streik eine entscheidende 
Herausforderung – die Streikenden dürfen 

nicht allein gelas-
sen werden! Viele 
Gewerkschaften 
in Mexiko und 
anderen Ländern 
haben Solidari-
tätserklärungen 
mit ihrem Kampf 
abgegeben. Jetzt 
müssen wir von 
Worten zu Taten 
übergehen. Es ist 
dringend notwen-
dig, die Mobili-
sierung bei Audi 
durch energische 
Aktionen der 
Arbeiter im ge-
samten Automo-
bilsektor auszu-
weiten.

Da Audi demselben deutschen imperi-
alistischen Konsortium gehört wie Volks-
wagen, muss der erste Schritt dieser Stra-
tegie darin bestehen, dass die Unabhängige 
Volkswagenarbeitergewerkschaft, die SITI-
AVW, das Werk in Puebla lahmlegt, das nur 
75 Kilometer vom Audi-Werk in San José 
Chiapa entfernt ist. Ein Sieg der Audi-Strei-
kenden wird sich positiv auf die Arbeits-
bedingungen und Löhne der VW-Arbeiter 
auswirken, was im Falle einer Niederlage 
auch in umgekehrter Richtung der Fall sein 
wird. Eine Karawane von Audi-Streikenden 
zum Werk in Puebla, um dort Streikpos-
ten zu errichten, hätte eine elektrisierende 
Wirkung und würde das gewerkschaftliche 
Grundprinzip, dass eine Streikpostenlinie 
niemals, wirklich niemals, überschritten 
werden darf, etablieren/verstärken!

Der Automobilsektor ist der dyna-
mischste Sektor des mexikanischen Ma-
quiladora-Kapitalismus (Maquiladoras sind 
Montagebetriebe im Norden Mexikos und 
in Mittelamerika, die importierte Einzeltei-
le zusammen setzen für den Export fertiger 
Produkte.) In dem Land gibt es 22 Monta-
gewerke für leichte Fahrzeuge mit fast ei-
ner Million Beschäftigten. Im Rahmen des 
Nordamerikanischen Freihandelsabkom-
mens USMCA (United States-Mexico-Ca-
nada Agreement, Nachfolgeabkommen des 
NAFTA) besteht der „Wettbewerbsvorteil“, 
den die mexikanische Bourgeoisie ihren im-
perialistischen Herren bietet, in der Kom-
bination aus niedrigen Löhnen und einer 
vom Korporatismus reglementierten Arbei-
terschaft, der seit 90 Jahren die „Gewerk-
schafts“-Organisationen in den kapitalisti-
schen Staatsapparat integriert hat. Auf diese 
Weise versucht er, jeglichen Klassenkampf 
und unabhängigen Kampf der Arbeiter zu 
ersticken. Die Arbeiter von General Motors 

in Silao haben mit Hilfe der Mechanismen 
des USMCA, d. h. durch Betteln bei den im-
perialistischen Gremien, eine 10-prozentige 
Lohnerhöhung erhalten. Wenn die Audi-Ar-
beiter hingegen ihre Forderungen durch ei-
nen Streik durchsetzen, werden sie den Ket-
ten des korporatistischen Kontrollsystems 
einen Schlag versetzen.

Die Arbeiter in der mexikanischen Au-
tomobilindustrie verdienen im Durchschnitt 
etwa 2.300 Pesos pro Woche, was etwa 2,50 
Dollar pro Stunde entspricht, oder ein Zehn-
tel dessen, was ein gewerkschaftlich orga-
nisierter Arbeiter in den Vereinigten Staa-
ten verdient. Diese brutale Ausbeutung, die 
die Arbeiter zum Elend verurteilt, ist eine 
Grundvoraussetzung für den mexikanischen 
Kapitalismus. In diesem Land, in dem der 
miserable Mindestlohn vom Nationalpa-
last aus verordnet wird, ist ein beharrlicher 
Kampf für Lohnverbesserungen auch ein 
politischer. Er muss daher mit einer Politik 
des Klassenkampfes geführt werden, sowohl 
gegen die imperialistischen Bosse mit ihren 
mexikanischen Juniorpartnern, als auch ge-
gen die bürgerlich-populistische Regierung 
von AMLO, die sich fälschlicherweise als 
„Freund“ der Arbeiter darstellt.

Es ist notwendig, mit allen Politikern und 
Parteien der Bosse – Morena, PRI, PAN, PRD 
usw. – zu brechen und die Ausverkäufer-Ge-
werkschaftsbürokratie, die als Leutnant des 
Kapitals agiert, hinauszuwerfen. In der Hitze 
des Klassenkampfes ist es auch notwendig, 
eine revolutionäre Arbeiterpartei zu schmie-
den, das heißt eine leninistische und trotzkisti-
sche Partei der proletarischen Avantgarde, die 
in der Lage ist, die Ausgebeuteten und Unter-
drückten im Kampf anzuführen für eine Ar-
beiter- und Bauernregierung in diesem Land, 
und die sozialistische Revolution auf den Rest 
des Kontinents auszudehnen.

Korporatismus und  
imperialistischer Krieg

Der Audi-Streik findet inmitten des 
schier endlosen Vorwahlkampfes um die 
Präsidentschaft der Republik statt. Obwohl 
sie ihre „taktischen“ Differenzen haben, 
sind sich die kapitalistischen Vorkandida-
ten Claudia Sheinbaum von Morena und 
Xóchitl Gálvez von der PRI-PAN-PRD-
Allianz in den wesentlichen Punkten einig. 
So sehen beispielsweise beide das „Near
shoring “ (d.  h., die „Verlagerung“ der 
Produktion näher an den US-Markt) als 
Grundlage für künftigen (und unerreichba-
ren) Wohlstand für die verarmte arbeitende 
Bevölkerung des Landes. Dies ist ein han-
delspolitischer Schlag gegen China als Teil 
der imperialistischen Kriegskampagne, de-
ren Endziel es ist, die Konterrevolution in 
diesem bürokratisch deformierten Arbeiter-
staat zu provozieren.

Die Devise der „Verlagerung“ von 
Niedriglohnindustrien zugunsten des geo-
politischen Angriffs des US-Imperialismus 
ist auch das Programm, das in der aktu-
ellen sechsjährigen Amtszeit von AMLO 
umgesetzt wird, dessen industrielle Infra-
strukturprojekte, wie der Interozeanische 
Korridor des Isthmus von Tehuantepec, in 
diese Perspektive passen (siehe unseren 
Artikel „López Obrador zieht mit in den 
Krieg des US-Imperialismus gegen China“ 
in Revolución Permanente Nr. 12, Mai-Ju-
ni 2023). Als Teil dieses Krieges nimmt 
Mexiko unter AMLO bereits an Militärma-
növern mit den USA teil, die Schlachten 
gegen chinesische Streitkräfte auf pazifi-
schen Inselgruppen vorsehen.

Mexiko: Streik bei Audi – ein 
Prüfstein für die Arbeiterklasse

Weitet den Streik aus, legt  Volkswagen lahm!
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Am Forum vom 2. Februar beteiligten sich Delegierte und 
Aktivisten von zehn Gewerkschaften, besonders vom Sek-
tor Bildungswesen.
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Der folgende Text ist eine abgekürzte 
Übersetzung von dem Artikel, der Ende 
Februar 2024 erschien und in der aktuel-
len Ausgabe von Revolución Permanente 
(Nr. 13, Oktober-November 2024), die 
Zeitung der Grupo Internacionalista, me-
xikanische Sektion der Liga für die Vierte 
Internationale, abgedruckt wurde. 

Am 18. Februar endete der Streik der 
Unabhängigen Gewerkschaft der Au-
di-Arbeiter (SITAUDI) nach 25 Tagen 
Arbeitsniederlegung. Zwei Drittel der 
Streikenden stimmten dafür, den Vor-
schlag der Bosse anzunehmen, der eine 
direkte Gehaltserhöhung von 7 Prozent 
mit zusätzlichen 3,2 Prozent Sozialleis-
tungen vorsah. Die ursprüngliche Forde-
rung der Gewerkschaft bestand in einer 
direkten Gehaltserhöhung von 15,5 %, 
Gewerkschaftssprecher deuteten jedoch 
an, dass die Mindestuntergrenze für sie 
im „zweistelligen Bereich“ liegen würde. 
Mit anderen Worten: SITAUDI akzeptier-
te weniger als die Hälfte der geforderten 
Summe, was die Verluste jahrelanger In-
flation kaum ausgeglichen hätte, und ihre 
Forderung unterschied sich kaum von dem 
bisherigen „Angebot“ des Unternehmens.

Dies erinnert an das berühmte 
Sprichwort aus der Fabel von Ae-
sop, „Der Berg kreißte und gebar eine 
Maus.“ Der Grund für diesen „Mäuse-
vertrag“ liegt darin, dass die Gewerk-
schaftsführung, wie fast alle mexikani-
schen Gewerkschaftsführer, durch das 
erdrückende Bundesarbeitsgesetz (Ley 
Federal de Trabajo, LFT) eingeschränkt 
wurde. Die von der LFT diktierten Re-
geln strukturieren ein korporatistisches 

Die Arbeiter im Audi-Werk im mexikanischen Bundesstaat Puebla stimmen über 
den Tarifvertrag ab, Februar 2024. 

 La Jornada de O
riente
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Am 10. Februar reiste eine Karawane in Solidarität mit dem Streik der Audi-Arbeiter, initiiert von der Grupo Internacionalista mit Unterstützung von Gewerkschaften 
wie SITUAM und SUTIEMS, von Mexiko-Stadt zum Audi-Montagewerk in San José Chiapa, Puebla.

Mexiko: Audi-Streik kommt zu kurz
Schlüssel zum Erfolg: Brecht mit der Bourgeoisie und ihrem Staat! 

System der staatlichen Kontrolle der Ar-
beiterbewegung. Abgesehen von den Ge-
werkschaften, die direkt in den bürgerli-
chen Staatsapparat integriert sind (CTM, 
CROC, CROM usw.), bleiben auch die 
formal „unabhängigen“ Gewerkschaften 
durch die tausend Tricks, die ihnen die 
staatliche Schlichtung ihrer Kämpfe aufer-
legt, an das Kontrollsystem gebunden.

Der Kampf der Audi-Arbeiter hatte ein 
enormes Potenzial. Er hätte die Gewerk-
schaftsbildung des Reinigungspersonals 
im Audi-Werk umfassen können, ein hart 
unterdrückter Sektor aus indigenen Arbei-
tern, die von einer weißen Pseudogewerk-

schaft reglementiert werden, die Teil der 
korporatistischen CTM ist. Wir von der 
Internationalistischen Gruppe plädierten 
auch dafür, die Bewegung auf das Volks-
wagen-Werk in Puebla auszuweiten. Tat-
sächlich ist die Metropolregion Puebla von 
einem riesigen Industriegürtel aus Dutzen-
den von Autoteilefabriken umgeben, die 
sowohl im Dienste von Audi als auch von 
Volkswagen stehen. Zusammen mit den 
Nissan-Autowerken in Cuernavaca und 
Stellantis in Toluca bilden sie einen Kern 
der Arbeitermacht im Zentrum des Landes 
mit enormer sozialer Macht. Um diesen 
Giganten aufzuwecken, ist es notwendig, 

einen Pol des Klassenkampfes zu ver-
einen, der auf einem proletarischen und 
revolutionären Programm basiert. Bei 
den mexikanischen Wahlen im Juni set-
zen viele Arbeiter ihre Hoffnungen auf 
die Fortsetzung der Politik der Bewe-
gung Nationaler Erneuerung (Morena) 
von Andrés Manuel López Obrador. 
Obwohl er von konservativen Sekto-
ren bekämpft wird, versucht AMLO 
jedoch, den abgenutzten Gewerk-
schaftskorporatismus, den das PRI-Re-
gierungsregime sieben Jahrzehnte lang 
aufrechterhielt, wieder aufzubauen, um 
den imperialistischen Unternehmen 
Niedriglohnarbeitskräfte zu liefern.

Der Kampf gegen die Ausbeutung 
der mexikanischen Arbeiter erfordert 
eine Mobilisierung der Kräfte der inter-
nationalen Arbeiterklasse gegen Imperi-
alismus und lokalen Kapitalismus. Diese 
Mobilisierung erfordert Klassenunab-
hängigkeit von kapitalistischen Politi-
kern und Parteien (Morena, PAN, PRI, 
PRD, PT, MC usw.) und ihrem Staat. 
Dies muss Hand in Hand mit einem Pro-
gramm von Übergangsmaßnahmen ge-
hen, die auf die sozialistische Revoluti-
on in Mexiko durch die Errichtung einer 
Arbeiter- und Bauernregierung und de-
ren internationale Ausweitung abzielen. 
Das Instrument zur Verwirklichung die-
ses Ziels ist eine leninistische Partei der 
proletarischen Avantgarde, bewaffnet 
mit Trotzkis Programm der permanenten 
Revolution. Auf dieser Grundlage wurde 
1917 die bolschewistische Revolution in 
Russland durchgeführt, und sie ist auch 
heute noch der Schlüssel zum Sieg. n

Seit Jahrzehnten werden die Kämpfe des 
mexikanischen Proletariats durch die korpora-
tistischen Fesseln abgewürgt. Der Automobil-
sektor liefert zahlreiche Beispiele dafür. Wie 
z.  B. 1990, als streikende Arbeiter bei Ford 
Cuautitlán von einer Gruppe von Schlägern 
von Fidel Velázquez’ Confederación de Tra-
bajadores de México (CTM – mexikanischer 
„Gewerkschafts“verband)  angegriffen  wur-
den.  Ein Heer von 400 CTM-Schlägern, die 
mit Maschinengewehren, Pistolen und Rohren 
bewaffnet waren, griff die Arbeiter im Auftrag 
der Bosse an. Zehn Arbeiter des Werks erlit-
ten Schusswunden, und einer von ihnen, Cleto 
Nigno Urbina, starb ein paar Tage später. Der 
Täter war Wallace de la Mancha von der CTM, 
aber die Verantwortlichen  waren die Bosse  
von Ford  und die PRI-Regierung, die wie im-
mer ihre „Arbeiterpolizei“ einsetzte.

Das ist der Sinn der Rekorporatisie-
rung, die AMLO mit dem Einverständ-
nis der Führer der „unabhängigen“ Ge-
werkschaften so erfolgreich durchgeführt 
hat: die Arbeiter, die der Kontrolle der 
Charros (von der Regierung gesteuerte 
Gewerkschaftsbürokraten) entkommen 
waren, wieder in den Schoß des Korpo-
ratismus zurückzubringen. Der Nationa-
le Arbeiterverband (UNT), dem sowohl 
SITAUDI als auch SITIAVW angehören, 
ist ein neo-korporatistisches Gremium, 
das sich seit seiner Gründung durch die 
Unterwerfung seiner Bürokraten unter das 
Diktat der kapitalistischen Regierung und 
der Bosse auszeichnet. Um einen erbitter-
ten Kampf gegen Audi und die bürgerli-
che Regierung zu gewinnen, ist daher eine 
Politik des Klassenkampfes erforderlich, 

die sich nicht nur gegen einen beson-
ders arroganten imperialistischen Chef 
und seinen lokalen Manager Jacobo Issa 
richtet, sondern gegen das kapitalistische 
System und seine Vertreter innerhalb der 
Arbeiterbewegung.

Anstatt um einen Prozentpunkt mehr 
oder weniger Lohnerhöhung zu feilschen, 
muss für eine gleitende Lohnskala gekämpft 
werden, die die Löhne automatisch im glei-
chen Verhältnis wie die Inflation ansteigen 
lässt. Um den Streik zu stärken und zu ver-
hindern, dass er an die Bosse ausverkauft 
wird, ist es notwendig, ein Streikkomitee 
zu bilden, das sich aus gewählten Delegier-
ten zusammensetzt, die jederzeit abberufen 
werden können, einschließlich der derzeiti-
gen Führung, um sicherzustellen, dass sie 
sich dem Willen der Basis unterordnet.

Der Kampf der jungen und entschlos-
senen Audi-Arbeiter kann viele andere Ar-
beiter im Lande inspirieren, ihren eigenen 
Kampf gegen Ausbeutung, Hungerlöhne 
und brutale Arbeitsbedingungen aufzu-
nehmen. Letztlich kann der Kampf der Ar-
beiter nur dann endgültig siegen, wenn er 
sich auf eine sozialistische Revolution zu-
bewegt. Wir fordern die Arbeiter bei Audi 
und Volkswagen in Deutschland als auch 
in der Autobranche in den USA auf, ihren 
entscheidenden Beitrag zu diesem Kampf 
durch konkrete Solidaritätsaktionen mit 
den Streikenden bei Audi Mexiko zu leis-
ten. Die Grupo Internacionalista, die me-
xikanische Sektion der Liga für die Vierte 
Internationale, betont, dass revolutionäre 
leninistisch-trotzkistische Arbeiterpartei-
en geschmiedet werden müssen. ■
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lich gemacht werden, die den Israelis ge-
genüberstanden, sondern nur einige Hand-
voll Jugendlicher, die um sich schlugen 
und dann wegliefen. Solche individuellen 
Racheakte gegen beliebige Israelis werden 
natürlich nichts für die bedrängte Bevöl-
kerung des Gazastreifens bewirken und 
werden stattdessen von den Imperialisten 
und Zionisten benutzt, um palästinensische 
Solidaritätsproteste zu diskreditieren.

Aber das ist nicht die ganze Geschich-
te, nicht einmal die Hauptgeschichte – bei 
weitem nicht.

Am nächsten Tag, Freitag, den 8. No-
vember, bezeichnete die Amsterdamer Bür-
germeisterin Femke Halsema die „Jungs auf 
den Rollern“ als „antisemitische Schläger-
trupps“ und sagte groteskerweise, dass dies 
„die Erinnerung an Pogrome weckt“. Auf 
noch ungeheuerlichere Weise verglich Is-
raels völkermörderischer Kriegsverbrecher 
und Premierminister Benjamin Netanjahu 
die Ereignisse mit der Kristallnacht, dem 
Pogrom vom 10. November 1938 in Nazi
Deutschland. In dieser „Nacht der zerbro-
chenen Gläser“, heute auch Reichspogrom-
nacht genannt, die häufig als Beginn des 
Holocausts zitiert wird, wurden 91 Juden 
getötet und 30 000 jüdische Männer verhaf-
tet und in Konzentrationslager deportiert. 
Tatsächlich, die antizionistische jüdische 
Organisation Erev Rav und die Plattform 
Stop Racism and Fascism mussten ihre 
geplante Gedenkveranstaltung zur Kris-
tallnacht absagen, weil „der Bürgermeister 
und die Polizei von Amsterdam israelischen 
Zionisten erlaubten, Chaos zu stiften, paläs-
tinensische Flaggen zu verbrennen, ‚Ara-
bern‘ den Tod zu wünschen und Taxifahrer 
zu misshandeln“.

Während die Medien Berichte über 
die Polizei und die israelische Botschaft 
wiederkäuten und ein Video von Maccabi
Schlägern, die Menschen angreifen, als an-

geblichen antisemitischen Mob darstellten, 
postete die Fotografin, die das Video aufge-
nommen hatte, Annet de Graaf, einen On-
line-Brief (der sich schnell verbreitete) an 
CNN, BBC, den Londoner Guardian und 
die New York Times und forderte sie auf, 
eine Entschuldigung und eine Richtigstel-
lung zu veröffentlichen.3 Sie antworteten 
nicht, obwohl die Times das Video später 
korrekt beschrieb (und es vom Netz nahm, 
damit die Leser es nicht sehen konnten). 
Glücklicherweise gibt es ein ausführliches 
(17-minütiges) Video von einem scharfsin-
nigen, frechen jungen (16-jährigen) Repor-
ter, auf seinem YouTube-Kanal „Bender“, 
das die Realität anschaulich zeigt (https://
www.youtube.com/watch?v=ySHIOYy-
J95A&t=450s, mit ausgezeichneten eng-
lischen Untertiteln). Wir empfehlen allen 
unseren Lesern, es sich anzusehen.

Begleitet von einem Kameramann folgt 
„Bender“ den Hooligans in der Nacht 
vom 7. auf den 8. November vom Stadi-
on zum Hauptbahnhof, wo sie durch die 
Amsterdamer Innenstadt marschieren. Er 
zeigt, wie sie eine weitere palästinensi-
sche Flagge herunterreißen und sich mit 
Metallrohren und Holzlatten bewaffnen, 
während die Amsterdamer Polizei daneben 
steht. Er stellt fest, dass diese Truppe sich 
sehr anders verhält als die Fans der loka-
len Fußballklubs, dass sie sehr gut orga-
nisiert sind und sich in Gruppen von 100 
oder mehr Personen bewegen; sein Video 
zeigt, wie sie von einem offensichtlichen 
Anführer instruiert werden, und er stellt 
fest, dass viele von ihnen vermutlich Sol-
daten oder ehemalige Soldaten sind. Er 
zeigt auch, wie die vielgeschmähten Ta-
xifahrer nur hupen konnten, um gegen die 
Maccabi-Marodeure zu protestieren. Und 
die Bender-Aufnahmen zeigen aus noch 

3 Ausschnitte aus de Graafs Video sind in einem 
Interview mit ihr auf dem YouTube-Kanal des 
britischen Kommentators Owen Jones zu sehen, 
„Witness To Israeli Hooligan Rampage Exposes 
How Media LIED About Her Footage“.
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Dieses Foto, das angeblich Randalierer zeigt, die nach dem Fußballspiel Maccabi-
Ajax am 7. Juli in Amsterdam israelische „Fans“ angreifen, zeigt in Wirklichkeit pro-
palästinensische Demonstranten, die vor dem Spiel von der Polizei gejagt werden. 

Jeroen Jum
elet / EPA

Screenshot aus dem „Bender“-Video, das zeigt, wie Maccabi-„Fans“ in den 
frühen Morgenstunden des 8. November marodierend durch Amsterdam ziehen, 
mit Pflastersteinen werfen und Passanten angreifen.

Machismo, gegen den alle ankämpfen müs-
sen. Sie spiegelt in vielen Fällen auch die 
Verzweiflung armer Familien wider, die sich 
in den letzten Jahrzehnten aufgrund der Zer-
störung der ländlichen Wirtschaft und der 
erzwungenen Migration von Millionen von 
Menschen in die verarmten Gebiete rund um 
die Großstädte, wo es ihnen an wirtschaftli-
cher Sicherheit mangelt, verschärft hat. Um 
den Kampf für die Befreiung der Frauen von 
der doppelten oder dreifachen Unterdrü-
ckung, unter der sie leiden, wirklich voran-
zutreiben, muss man an die Wurzel des Übels 
gehen. Diese Wurzel ist das bürgerliche Pri-
vateigentum, dessen grundlegende Einheit 
die Institution der Familie ist, sowohl um 
das Eigentum an eine neue Generation von 
Kapitalisten weiterzugeben als auch um neue 
Generationen von Ausgebeuteten, sowohl 
Männer als auch Frauen, zu reproduzieren, 
die den Reichtum erwirtschaften, den die 
Bourgeoisie ihnen abpresst. Die Befreiung 
der Frauen ist unmöglich, ohne das kapita-
listische System des Privateigentums an den 
Produktionsmitteln zu beenden.

Kämpft für die internationale 
sozialistische Revolution!

Die Unterstützung, die AMLO und Clau-
dia Sheinbaum von arbeitenden Männern 
und Frauen sowie von der armen Land- und 
Stadtbevölkerung erhalten haben, basiert letzt-
lich auf Versprechen, die keine kapitalistische 
Regierung erfüllen kann. Das von López Ob-
rador umgesetzte Programm zur Re-Korpora-
tisierung der „unabhängigen“ Gewerkschaften 
ist ein Versuch, zu den „goldenen“ Jahren der 
PRI zurückzukehren, die einen korporatisier-
ten sogenannten „Sozialpakt“ förderten, der 
auf zwei Säulen basierte: der Integration von 
Arbeiter- und Bauernorganisationen in den 
bürgerlichen Staatsapparat und der Gewährung 
einiger grundlegender demokratischer Rechte 
wie dem Zugang zu Gesundheit und Bildung. 
Das öffentliche Bildungswesen wuchs in den 
Jahren 1940–1980 stark an – mit der enormen 
Erweiterung der Nationalen Universität und 
der Gründung des Polytechnischen Instituts 
und der Hochschule für Lehrerausbildung – 
ebenso wie der öffentliche Gesundheitssektor 
mit Sozialversicherungseinrichtungen wie dem 
IMSS und dem ISSSTE.7 

Dies war das „Zuckerbrot“, das die 
Schläge der „Peitsche“ der PRI-Regierung 
milderte, die jeden, der sich dem bonapar-
tistischen Regime nicht beugte, scharf un-
terdrückte. Das Zuckerbrot war dank einer 
hoch verstaatlichten bürgerlichen Wirtschaft 
möglich. Mit den „neoliberalen“ Privatisie-
rungen seit Ende der 1980er Jahre gibt es 
diese Grundlage nicht mehr. Deshalb hat die 
Regierung von AMLO mehrere Sozialhilfe-
programme für die Bedürftigsten entwickelt. 
Die Regierung berichtet, dass „fünf Millio-
nen Menschen“ während der sechsjährigen 
Amtszeit von AMLO aus der Armut befreit 
worden sein werden. 2018 lebten 41,9 Pro-
7 Das Mexikanische Sozialversicherungsinstitut für 
Arbeiter im Privatsektor bzw. das Sozialversiche-
rungsinstitut für Arbeiter im öffentlichen Dienst.

zent der Bevölkerung unterhalb der Armuts-
grenze, 2022 waren es 36,3 Prozent (das 
letzte Jahr, für das Coneval, die staatliche 
Einrichtung zur Messung der Armut, Daten 
hat). Allerdings ist die Zahl derer, die in „ex-
tremer Armut“ leben, gestiegen. Ein Kapita-
lismus „mit menschlichem Antlitz“ ist nicht 
möglich, schon gar nicht in einem halbkolo-
nialen Land wie Mexiko.

Die populistischen Maßnahmen von 
AMLO, die Sheinbaum zu erhalten und zu 
„vertiefen“ verspricht, bedeuten keineswegs, 
dass die als „Neoliberalismus“ bekannte 
Politik der Angriffe auf die Arbeiterklasse 
beendet wird. Tatsächlich sind die Sozial-
maßnahmen, die aus direkten Geldtransfers 
an die Armen bestehen, Teil des Spielbuchs 
der amerikanischen „Freihandelsbefürwor-
ter“-Ökonomen, die als Chicago Boys be-
kannt sind. 1975 forderte Milton Friedman 
selbst, der Anführer der Chicago Boys, die 
blutrünstige Pinochet-Putschregierung in 
Chile auf, solche Geldtransfers zu tätigen, 
um soziale Explosionen unter den Arbeitern 
ohne sichere Arbeitsplätze in verschiedenen 
Sektoren zu vermeiden. In Mexiko wurden 
unter der Regierung von López Obrador 
„Benito-Juárez-Stipendien“ für Kinder und 
Jugendliche in der Grundbildung eingeführt. 
Aber selbst wenn sie die brutalsten Auswir-
kungen der Armut ein wenig lindern, basie-
ren diese Maßnahmen auf der Untergrabung 
und sogar effektiven Beseitigung der Rechte 
der allgemeinen Bevölkerung, wie im öffent-
lichen Bildungs- und Gesundheitswesen.

Wie die Erfahrung des Roten Oktobers 1917 
zeigt, ist es unerlässlich, dass die Ausgebeute-
ten und Unterdrückten ein Instrument für den 
politischen Kampf haben, eine internationalis-
tische revolutionäre Arbeiterpartei. Es war die 
bolschewistische Partei unter Lenin und Trotzki, 
die zum ersten Mal die Abtreibung legalisier-
te, während sie gleichzeitig versuchte, verge-
sellschaftete Institutionen einzuführen, die die 
Grundlage für eine echte Befreiung der Frauen 
bilden würden. Die Partei, die gebraucht wird, 
muss einen harten Kampf für kostenlose Abtrei-
bung auf Wunsch im Rahmen eines vergesell-
schafteten Gesundheitssystems von höchster 
Qualität führen. Sie wird auch gegen den Ma-
chismo in all seinen Formen kämpfen müssen 
und die Rechte von Schwulen, Lesben und 
Transsexuellen verteidigen. Um diesen Kampf 
zu führen, ist der Prüfstein die vollständige und 
umfassende Unabhängigkeit der Ausgebeuteten 
und Unterdrückten von kapitalistischen Parteien 
und Politikern sowie von ihrem Staat.

Die Wahl einer Frau ins Präsidentenamt 
spiegelt zwar einen wichtigen gesellschaftli-
chen Wandel wider, ändert jedoch nichts an 
der systematischen Unterdrückung der Frau-
en. Um Frauen und alle Unterdrückten zu 
befreien, ist es notwendig, mit allen kapita-
listischen Parteien zu brechen – von der PRI, 
PAN, PRD und den Grünen bis hin zu MO-
RENA und ihren Satelliten – und eine leninis-
tisch-trotskistische Partei der proletarischen 
Avantgarde zu schmieden. Die Emanzipation 
der Frauen kann nur durch eine sozialistische 
Revolution erreicht werden, in der die Arbei-
terklasse an der Spitze aller Unterdrückten für 
eine Arbeiter- und Bauernregierung kämpft, 
um die Gesellschaft auf der Grundlage der 

„Enteignung der 
(kapitalistischen) 
Enteigner“ neu 
zu organisieren 
und die sozialis-
tische Revolution 
international aus-
zuweiten.

Dies ist das 
Programm der 
Grupo Interna
cionalista, der 
mexikanischen 
Sektion der Liga 
für die Vierte 
Internationale. 
Schließt euch 
der GI und der 
LVI an! ■

Sheinbaum...
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größerer Nähe, wie sie über eine Straße 
stürmen, um jemanden zu schlagen.

Obwohl ihre Mannschaft, Tel Aviv 
Maccabi, 0:5 gegen Ajax verloren hat, 
sind diese „Fans“ bemerkenswerterwei-
se keineswegs niedergeschlagen, sondern 
voller Energie. Sie sind auf einer Mission, 
um zu provozieren. Die in der israelischen 
Presse verbreiteten Berichte über angeb-
liche Messerstechereien, Versuche, Israe-
lis mit Autos zu überfahren, Israelis, die 
in ihren Hotels unter Belagerung kauern, 
usw., sind ohne Beweise, und die Meldung 
über Entführungen wurde von der kon-
servativen Tageszeitung De Telegraaf (8. 
November) fast sofort widerlegt. Der zio-
nistische Staat wurde bei dieser Propagan-
damasche natürlich von den Niederlanden 
voll unterstützt. Die rechtsgerichtete nie-
derländische Regierung, zu der auch die 
faschistoide PVV (Partei der Freiheit) des 
muslimfeindlichen rassistischen Demago-
gen Geert Wilders gehört, will die Flücht-
lingsrechte aufheben und Afrikaner mög-
licherweise nach Uganda abschieben. Sie 
will Wilders‘ Programm umsetzen, ihm 
aber zwecks schönen Scheins (vorerst) 
keinen Kabinettsposten geben.

Ministerpräsident Dick Schoof versucht 
außerdem, eine gerichtliche Verfügung auf-
zuheben, die die Niederlande daran hindert, 
F-35-Kampfflugzeugteile nach Israel zu lie-
fern, und die Regierung kündigte für den 
11. November einwanderungsfeindliche 
Polizeikontrollen an der Grenze an. Noch 
heimtückischer war die eifrige Beteiligung 
der Amsterdamer Bürgermeisterin Halse-
ma, einer angeblichen „Liberalen“ von der 
Partei GroenLinks (Grüne/Linke), an dem 
„Pogrom“-Komplott. Und der König der 
Niederlande, Papagei des rassistischen Re-
gimes, zog eine Parallele zum Schicksal der 
niederländischen Juden im Zweiten Welt-
krieg. Er hat nicht den Streik der niederlän-
dischen Arbeiter vom Februar 19414 gegen 
die von den Nazis durchgeführten Deporta-
tionen gelobt, sondern vielmehr dem zionis-
tischen Völkermord in Gaza Deckung gege-
ben. Gegen den pro-zionistischen Konsens 
blieb es der Amsterdamer Stadtrat Jazie 
Veldhuyzen (von der kleinen linken Gruppe 
De Vonk [Der Funke]) überlassen, in meh-
reren Interviews darauf zu bestehen, dass 
die Einwohner der Stadt auf rassistische 
Provokationen reagierten.

Nicht alle Medien schlossen sich dem 
orchestrierten Chor an, der die organisierte 
israelische Provokation mit falschen Be-
hauptungen über „antisemitische Angriffe“ 
vertuschte. Al Jazeera (8. November) zi-
tierte Veldhuyzen mit den Worten, die Po-
lizei habe „nur gehandelt, um die Maccabi-

4 Siehe Kasten „February 1941: Dutch Workers 
Struck Against Deportation of the Jews“ in unse-
rem Artikel „Rotterdam Protest Calls for Workers 
Boycott of Weapons Transport, Strikes Against the 
War“, The Internationalist Nr. 16, Mai-Juni 2003.

Hooligans zu schützen, wenn Amsterdamer 
aufstanden, um ihre eigenen Leute und ihre 
eigenen Häuser zu verteidigen“. Außerdem 
hat Al Jazeera ein Video des israelischen 
Analysten Ori Goldberg gezeigt, der sagte, 
wenn „israelische Fans in Amsterdam ran-
dalieren und rassistische Lieder singen ... 
palästinensische Flaggen herunterreißen“, 
gebe es den Eindruck von Straffreiheit und 
„völliger Zurückweisung der Vorstellung, 
dass Handlungen Konsequenzen haben“. 
Middle East Eye (8. November) titelte: „Is-
raelische Hooligans provozieren Zusam-
menstöße in Amsterdam“ und „Israelische 
Fußball-Hooligans bringen Kultur des Völ-
kermords nach Amsterdam“ und fügte hin-
zu, dass dies „eine Gesellschaft widerspie-
gelt, die das Massenmorden feiert“. Das tut 
es in der Tat.

Ja, es gab am 7./8. November in 
Amsterdam einige antisemitische Vor-
kommnisse – z. B. als Umstehende „Kan-
kerjood“ („Krebsjude“) skandierten, als 
ein Maccabi-Anhänger in eine Gracht 
gejagt wurde –, die marxistische Interna-
tionalisten entschieden ablehnen. Aber es 
ist der grauenvolle Völkermord Israels in 
Gaza – und seine tödliche Besetzung des 
Westjordanlandes, der Terrorkrieg gegen 
den Libanon usw. – der den Antisemitis-
mus schürt. Wenn Schlägertrupps darin 
schwelgen, nach offizieller Zählung der 
Gesundheitsbehörden des Gazastreifens 
45 000 Palästinenser getötet zu haben, da
von 70 % Frauen und Kinder, zumeist 
durch Luftangriffe auf Wohnhäuser, wäh-
rend medizinische Teams aus den USA, 
die die Enklave besucht haben, die Zahl 
der Toten auf fast 100 000 beziffern, dann 
hat das Folgen. Zurück zu schlagen gegen 
die Maccabi-Marodeure, ja sogar einige 
von ihnen einzeln anzugreifen, ist eine 
verständliche Reaktion der Ohnmacht und 
Wut angesichts eines unsäglichen Verbre-
chens. Und dass die Zionisten den Wider-
stand gegen den Völkermord in Gaza als 
antisemitisch bezeichnen und den israe-
lischen Staat mit dem jüdischen Volk im 
Allgemeinen gleichsetzen, kann den ech-
ten Antisemitismus nur befördern.

Trotz der zynischen Propaganda über 
ein angebliches „antisemitisches Pogrom“ 
in Amsterdam meldete die Polizei keine 
(gleich Null) Angriffe auf niederländi-
sche Juden und keine (Null) Angriffe auf 
Synagogen. Zwar grub eine Agentur ei-
nen Aufruf zur „Judenjagd“ in einer Tele-
gram-Gruppe aus, doch solches hat nicht 
stattgefunden. Was tatsächlich geschah, 
wurde von der Gruppe Amsterdam for Pa-
lestine auf Instagram zusammengefasst: 
„Wenn Menschen gegen den Völkermord 
aufstehen und ihre Stimme gegen den zi-
onistischen Staat Israel erheben wollen, 
beschließt @burgemeesterfemkehalsema, 
sie zum Schweigen zu bringen und schickt 
die Bereitschaftspolizei gegen Demonst-

Screenshot von ITV

Noch mehr Lügen: Was das Foto tatsächlich zeigt, sind zionistische Fanatiker 
von Maccabi Tel Aviv, die am 6. November auf dem Dam-Platz in Amsterdam den 
Völkermord im Gazastreifen feiern. 
ranten, während die IDF und der Mossad 
in der Stadt Amsterdam freie Hand bekom-
men haben.“ Tage später sind die zionis-
tischen Provokateure verschwunden, aber 
pro-palästinensische Proteste sind dort im-
mer noch verboten.

Die Liga für die Vierte Internationale 
ruft zu einem arabisch-hebräischen Arbei-
terstaat Palästina in einer sozialistischen 
Föderation des Nahen Osten auf. Um das 
mörderische Joch der zionistischen Unter-
drückung zu zerbrechen, ist ein gemein-
samer Kampf von Arabern und Juden für 
eine Arbeiterrevolution erforderlich, die 
von einer authentisch kommunistischen 
Avantgarde angeführt wird, um den reli-
giös begründeten, antidemokratischen ka-
pitalistischen Staat Israel zu stürzen. Das 
mag heute angesichts des Gemetzels und 
der Kriegshysterie, die die israelischen Zi-
onisten – sowohl die „liberalen“ als auch 
die faschistischen „Ultra“-Zionisten – er-
griffen hat, schwer vorstellbar sein, aber 
es ist der einzige Weg zur Befreiung al-
ler Unterdrückten. Andernfalls könnte das 
zionistische Projekt, während die israeli-
schen Führer versuchen, einen allgemei-
nen Krieg im Nahen Osten auszulösen, in 
den warnenden Worten von Leo Trotzki 
vor 85 Jahren, zu einer „blutigen Falle“ 
für die Juden5 – und zu einem Holocaust 
für die Araber und andere Völker in der 
Region werden.

Die „Operation 
Amsterdam“ – um nichts 
anderes handelt es sich 
bei dieser Affäre – war 
eine Machenschaft der 
zionistischen psycholo-
gischen Kriegsführung. 
Dreitausend militärisch 
organisierte israelische 
Männer komplett mit 
Mossad-Spitzeln, die 
in einem europäischen 
Land auftauchen, das 
von ethnischen Konflik-
ten erschüttert ist, und 
in einem disziplinierten 
Mob durch die Stadt 
maraudieren und alles 
und jeden angreifen, 
der mit Palästina iden-
tifiziert wird, sind kein 
Haufen Fußballfans, die 
einen Ausflug machen 
und zufällig Amok lau-
fen. Sie waren in einer 
Mission unterwegs, um 
eine Reaktion zu pro-
vozieren, die dann dazu 
genutzt werden könnte, 
rassistische politische 
Kräfte zu mobilisieren, 
um muslimische Ein-
wanderer aus dem Land 
zu vertreiben, so wie es 
das zionistische Militär 

5 Leo Trotzki, „On the Jew
ish Problem“ [Über das jü-
dische Problem] (1937-40).

im Gazastreifen tut (und wie es die faschis-
toiden Siedler im Westjordanland tun wol-
len). Es ging darum, den Gaza-Krieg nach 
Europa zu bringen.

Dies unterstreicht die entscheidende Be-
deutung der Mobilisierung des Massenwider-
stands in den imperialistischen Zentren gegen 
den US-/Israel-Krieg. Wie wir betont haben, 
wäre der jetzt stattfindende Völkermord ohne 
US-Militärlieferungen (und die Komplizen-
schaft anderer NATO-Länder) nicht möglich.6 
Der Massenmord und das vorsätzliche Aushun-
gern der arabischen Bevölkerung in Gaza geht 
weiter. Es ist von entscheidender Bedeutung, 
dass die Jugendproteste dieses Frühjahrs auf 
die Arbeiterklasse übergreifen, die die Macht 
hat, diesem ungeheuerlichen Verbrechen Ein-
halt zu gebieten. Die Proteste müssen sich nicht 
nur gegen die israelisch-zionistischen Kriegs-
verbrecher richten, sondern vor allem gegen 
die imperialistischen Herrscher, die in ihren 
Kriegen im Nahen Osten seit 2001 mehr als 
eine Million Menschen ermordet haben, von 
Afghanistan über den Irak bis zum Jemen, und 
die in Gaza immer noch am Werk sind.

Wie Trotzki, Mitanführer der russischen 
Oktoberrevolution 1917, vor 85 Jahren 
schrieb, ist die Rettung der Völker der Re-
gion „untrennbar mit dem Sturz des kapita-
listischen Systems verbunden“. ◼

6 Siehe „Gaza Genocide Made in USA“ (August 
2024), in The Internationalist Nr. 73, Juni-August 
2024.

Anhänger des israelischen Fußballvereins Maccabi Tel Aviv zeigen am 7. 
November auf dem Dam-Platz die Vereins- und Israelflagge. Maccabi-„Fans“ 
griffen im vergangenen März in Griechenland einen pro-palästinensischen 
Aktivisten an und attackierten in Israel Anti-Netanjahu-Demonstranten.
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Operation Amsterdam: 
Zionistische Fußball-Hooligans 

inszenieren rassistische Hetzjagd
Am Freitag, den 8. November, 

überschlugen sich die „Mainstre-
am“-Medien in aller Welt über an-
gebliche „antisemitische Angrif-
fe“ auf israelische Fußballfans in 
Amsterdam, Niederlande: „Gewalt-
tätige Angriffe in Amsterdam in Ver-
bindung mit Antisemitismus“ (New 
York Times), „Antisemitische Angrif-
fe in Amsterdam veranlassen strenge 
Sicherheitsvorkehrungen bei jüdi-
schen Einrichtungen“ (Wall Street 
Journal), „Israelische Fußballfans 
von pro-palästinensischem Mob in 
Amsterdam angegriffen“ (Telegraph 
[London]) und in der deutschen 
Boulevardzeitung Bild: „Die Hatz 
auf Juden ist wieder ausgebrochen.“ 
Die israelische Presse bezeichnete 
die Vorfälle als Pogrom und erinner-
te an die mörderischen Angriffe auf 
Juden im zaristischen Russland und 
in Nazideutschland: „Der Mossad 
warnte vor dem Pogrom vor einer 
Bedrohung in den Niederlanden“ (Jerusalem 
Post), „Israel verurteilt ‚Pogrom‘ in Amster-
dam, als Fußballfans von Randalierern ange-
griffen werden“ (Times of Israel).

Als Vorzeigebeispiel, welches dies an-
geblich illustrieren sollte, diente ein Video, 
das in der Tat einen Mob zeigt, der wehrlo-
se vereinzelte Menschen jagt und angreift. 
Doch das Video zeigte genau das Gegenteil 
von dem, was behauptet wurde: Die An-
greifer waren in Wirklichkeit randalierende 
israelische „Fans“ der Fußballmannschaft 
Maccabi Tel Aviv, die antipalästinensische 

Parolen skandierten und arabische Anwoh-
ner angriffen und schlugen. Am 7. und 8. No-
vember gab es keinen antisemitischen Mob, 
der Juden angriff, es gab kein antisemitisches 
Pogrom. Was es gab, war ein organisierter, 
randalierender Mob zionistischer Hooli-
gans, der durch das Zentrum von Amster-
dam marodierte, palästinensische Flaggen 
herunterriss, rassistischen Dreck ausspuckte, 
Metallstangen und behelfsmäßige Knüppel 
schwang, Steine auf Passanten und Gebäude 
warf und Amsterdamer bedrohte und angriff. 
Dabei wurden sie durchweg von der Polizei 

eskortiert und geschützt, die sie sogar 
zu Gebäuden mit palästinensischen 
Flaggen führte.

Die ganze Operation war von An-
fang an ein abgekartetes Spiel, bei dem 
der Krieg gegen Gaza nach Europa 
getragen wurde, um den Widerstand 
der Verteidiger der Palästinenser zu 
provozieren, der dann als antisemitisch 
dargestellt werden könnte. Im Vorfeld 
wurde berichtet, dass Agenten des 
Mossad (israelischer Geheimdienst) 
die Mannschaft von Maccabi Tel Aviv 
und ihre Fans zu einem Fußballspiel 
gegen die niederländische Mannschaft 
Ajax nach Amsterdam begleiten wür-
den, obwohl die niederländischen Be-
hörden keine konkreten Bedrohungen 
feststellen konnten.1 Als die „Macca-
bi-Fanatiker“ (so bezeichnen sich diese 
„Fans“ selber) – 3000 von ihnen – in 
Amsterdam ankamen, begannen sie 
sofort, sich in riesigen Gruppen von 
Hunderten um das Stadtzentrum herum 
zu versammeln und sich dort herumzu-
treiben. Viele von ihnen waren Reser-
visten des israelischen Militärs (IDF), 
die körperlich in guter Verfassung wa-
ren, zweifelsohne erst kürzlich zurück 
gekommen von ihrer Teilnahme am 
völkermörderischen Krieg gegen das 
palästinensische Volk in Gaza.
1 In der Amsterdamer Tageszeitung De 
Telegraaf vom 5. November 2024 und in 
der Jerusalem Post vom gleichen Tag.

Am Mittwoch, den 6. November, ver-
sammelten sich die Maccabi-Hooligans auf 
dem Dam-Platz, wovon ein Video (https://
www.youtube.com/watch?v=ZoqxanIK6OU) 
existiert, das zeigt, wie eine große Menschen-
menge singend auf und ab springt und eine 
Person mit einem Fahrrad angreift, die mit 
ihnen in Streit geraten ist. Die Polizisten neh-
men das Opfer fest, während die Hooligans 
skandieren: „Olé, olé. Lasst die IDF gewin-
nen. Wir werden die Araber f**ken.“ Am 
Abend reißen die Maccabis eine palästinen-
sische Flagge herunter und verbrennen sie, 
werfen Steine gegen Fenster und skandieren, 
„F**k you, Palestine“. Anwohner berichteten, 
dass die Schläger versuchten, in das Gebäude 
einzudringen, an dem die Fahne aufgehängt 
war, und riefen: „Wir werden euch töten und 
wiederkommen.“2 Ein arabischer Taxifahrer 
wurde angegriffen (was von der Polizei bestä-
tigt wurde), was die Fahrer (viele von ihnen 
Araber) in Protest dazu veranlasste, gegen 
Hunderte von Maccabi-Anhängern zu mobili-
sieren, die sich vor einem Kasino versammelt 
hatten, aber die Polizei blockierte sie.

Am nächsten Tag, Donnerstag, den 7. 
November, untersagten die Behörden jeg-
liche Proteste in der Nähe des Fußballsta-
dions und kesselten einige Straßen weiter 
eine pro-palästinensische Demonstration auf 
dem Amsterdamer Anton-de-Kom-Platz ein. 
(Anton de Kom war ein antikolonialistischer 
Kommunist aus der ehemaligen niederlän-
dischen Kolonie Surinam und Kämpfer in 
der niederländischen Widerstandsbewegung, 
der in einem Konzentrationslager der Nazis 
starb.) Die Medien gaben später bekannt, 
dass an diesem Tag 62 Personen festge-
nommen wurden, alle festgenommen lange 
vor dem Fußballspiel, als die pro-palästi-
nensischen Demonstranten versuchten zu 
demonstrieren. Auf dem Weg zum Stadion 
wiederholten die Maccabi-Hooligans ihre 
rassistischen Sprechchöre, darunter „Es gibt 
keine Schulen in Gaza, weil es keine Kinder 
mehr gibt“. Im Stadion unterbrachen sie eine 

2 Het Parool, 9. November 2024.

Schweigeminute für die Opfer der 
Flutkatastrophe in Spanien, weil die 
spanische Regierung einen Staat Pa-
lästina offiziell anerkannt hat.

Nach dem Spiel kam es zu 
einigen Scharmützeln. Die impe-
rialistische Presse zeigte Video-
schnipsel mit einem chaotischen 
Wirbel von Bildern, auf denen 
zwei, drei oder vier Personen be-
droht, angegriffen und getreten 
wurden, während sie auf dem Bür-
gersteig lagen. Fünf Personen wur-
den Berichten zufolge ins Kran-
kenhaus eingeliefert, aber schnell 
wieder entlassen, und etwa 20-30 
„erlitten leichte Verletzungen, so 
die Polizei“ (AP, 8. November). 
Es gab keine Massen von Arabern, 
pro-palästinensischen Demonst-
ranten, Taxifahrern oder anderen 
Gruppen, die jetzt für das nicht 
existierende Pogrom verantwort-

Behauptungen über antijüdische „Pogrome“ sind eine Lüge

Screenshot aus einem Video von „Fans“ des israelischen Fußballteams Maccabi, die in den frühen 
Morgenstunden des 8. November durch die Straßen im Stadtzentrum von Amsterdam stürmen, um 
jemanden zu verprügeln. Die imperialistische Presse nutzte dieses Bild verlogen als angeblichen 
Beweis dafür, dass ein antisemitischer Mob Israelis angegriffen hat (siehe Bilder unten rechts). 
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weiter auf Seite 30

Maccabi-Hooligans reißen am 6. November 
eine palästinensische Flagge herunter. 
Ein anderes Video derselben Szene zeigt 
ein vorbeifahrendes Polizeiauto, während 
eine Menge herumsteht und skandiert. 
Die Polizei unternimmt dabei nichts, um 
diesen Vandalismus zu stoppen. In der 
nächsten Nacht rissen die Maccabis weitere 
palästinensische Flaggen herunter.
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